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Wahl und ggf. Ernennung und
Vereidigung des Präsidenten
sowie von stellvertretenden
Mitgliedern des Thüringer Ver-
fassungsgerichtshofs

10078,

Wahlvorschlag der Fraktion der
CDU
- Drucksache 6/5612 -

Mit der erforderlichen Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen
Mitgliederzahl des Landtags wird in geheimer Wahl auf die Dauer
von sieben Jahren als stellvertretendes berufsrichterliches Mitglied
des Thüringer Verfassungsgerichtshofs Herr Michael Obhues ge-
wählt. Er erhält die von dem Präsidenten des Landtags unterzeich-
nete Ernennungsurkunde und leistet den gemäß § 5 des Thüringer
Verfassungsgerichtshofsgesetzes vorgeschriebenen Eid.

Mit der erforderlichen Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen
Mitgliederzahl des Landtags wird in geheimer Wahl auf die Dauer
von sieben Jahren als stellvertretendes Mitglied mit Befähigung zum
Richteramt des Thüringer Verfassungsgerichtshofs Herr Dr. Wolf-
gang Weisskopf gewählt. Er erhält die von dem Präsidenten des
Landtags unterzeichnete Ernennungsurkunde und leistet den gemäß
§ 5 des Thüringer Verfassungsgerichtshofsgesetzes vorgeschriebe-
nen Eid.

Schaft, DIE LINKE 10078,
Herold, AfD 10079,



Nachwahl eines Mitglieds und
eines stellvertretenden Mit-
glieds des Richterwahlaus-
schusses

10079,

Wahlvorschlag der Fraktion der
AfD
- Drucksache 6/5619 -

Mit der erforderlichen Mehrheit von zwei Dritteln der Abstimmenden
wird in geheimer Wahl als Mitglied des Richterwahlausschusses Herr
Abgeordneter Stefan Möller (AfD) gewählt.

Schaft, DIE LINKE 10080,

Thüringer Gesetz zur Förde-
rung der elektronischen Ver-
waltung sowie zur Änderung
verwaltungsverfahrensrechtli-
cher Vorschriften

10080,

Gesetzentwurf der Landesregie-
rung
- Drucksache 6/4753 -
dazu: Beschlussempfehlung des

Haushalts- und Finanzaus-
schusses
- Drucksache 6/5600 -
Neufassung -

dazu: Änderungsantrag des Ab-
geordneten Krumpe (frak-
tionslos)
- Drucksache 6/5617 -

ZWEITE BERATUNG

Der Änderungsantrag wird in getrennter Abstimmung zu
Nummer I.10 angenommen und in den übrigen Nummern jeweils ab-
gelehnt.

Die Beschlussempfehlung wird unter Berücksichtigung der Annahme
der Nummer I.10 des Änderungsantrags angenommen.

Der Gesetzentwurf wird unter Berücksichtigung der Annahme der
Beschlussempfehlung in namentlicher Abstimmung bei 75 abgege-
benen Stimmen mit 46 Jastimmen und 29 Neinstimmen (Anlage) so-
wie in der Schlussabstimmung jeweils angenommen.

Floßmann, CDU 10081,
10086,
10094,

Dr. Pidde, SPD 10081,
Henfling, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 10083,

10093,
10093,

Rudy, AfD 10085,
Krumpe, fraktionslos 10088,
König-Preuss, DIE LINKE 10089,

10089,
10089, 10092,

Prof. Dr. Voigt, CDU 10091,
Dr. Schubert, Staatssekretär 10094,
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Becker, SPD 10098,

a) Thüringer Gesetz zur Stär-
kung der Mitbestimmung an
Hochschulen sowie zur Ände-
rung weiterer hochschulrecht-
licher Vorschriften

10098,

Gesetzentwurf der Landesregie-
rung
- Drucksache 6/4467 -
dazu: Beschlussempfehlung des

Ausschusses für Wirt-
schaft und Wissenschaft
- Drucksache 6/5585 -

dazu: Änderungsantrag der Frak-
tionen DIE LINKE, SPD,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN
- Drucksache 6/5632 -

ZWEITE BERATUNG

b) Erstes Gesetz zur Änderung
des Thüringer Hochschulge-
setzes

10098,

Gesetzentwurf der Fraktion der
CDU
- Drucksache 6/4657 - Neufas-
sung -
dazu: Beschlussempfehlung des

Ausschusses für Wirt-
schaft und Wissenschaft
- Drucksache 6/5586 -

ZWEITE BERATUNG

Der Änderungsantrag wird angenommen.

Die Beschlussempfehlung in Drucksache 6/5585 wird unter Berück-
sichtigung der Annahme des Änderungsantrags angenommen.

Der Gesetzentwurf der Landesregierung wird unter Berücksichtigung
der Annahme der Beschlussempfehlung in der ZWEITEN BERA-
TUNG sowie in der Schlussabstimmung jeweils angenommen.

Der Gesetzentwurf der CDU wird in ZWEITER BERATUNG abge-
lehnt.

Schaft, DIE LINKE 10098,
10107,

10121, 10122,
Mühlbauer, SPD 10100,

10126,
Prof. Dr. Voigt, CDU 10102,

10119,
10122, 10125,

Höcke, AfD 10112,
10127,

Henfling, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 10116,
10118,
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Tiefensee, Minister für Wirtschaft, Wissenschaft und Digitale Gesellschaft 10123,
10127,

Zweites Gesetz zur Änderung
des Thüringer Gesetzes zum
Schutz der Bevölkerung vor
Tiergefahren

10128,

Gesetzentwurf der Fraktionen
DIE LINKE, der SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN
- Drucksache 6/5577 -
ZWEITE BERATUNG

Der Gesetzentwurf wird in ZWEITER BERATUNG sowie in der
Schlussabstimmung jeweils angenommen.

Die Zukunft von Dieselfahrzeu-
gen sichern, Fahrverbote ver-
hindern

10129,

Antrag der Fraktion der AfD
- Drucksache 6/5571 -
dazu: Verkehrskonzepte statt

Verkehrsverbote
Alternativantrag der Frak-
tion der CDU
- Drucksache 6/5616 -

Der Antrag wird abgelehnt. Der Alternativantrag wird abgelehnt.

Kummer, DIE LINKE 10129,
Malsch, CDU 10130,

10133,
10133, 10134,

Kobelt, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 10132,
10132,

10133, 10133, 10134, 10134, 10134,
Rudy, AfD 10134,
Mühlbauer, SPD 10136,
Dr. Lukin, DIE LINKE 10137,
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Anwesenheit der Abgeordneten:

Fraktion der CDU:

Bühl, Carius, Emde, Fiedler, Floßmann, Geibert, Grob, Gruhner, Herrgott,
Heym, Holbe, Holzapfel, Kellner, Kowalleck, Liebetrau, Malsch, Meißner,
Mohring, Primas, Rosin, Scherer, Schulze, Tasch, Thamm, Tischner, Prof.
Dr. Voigt, Walk, Walsmann, Wirkner, Worm, Wucherpfennig, Zippel

Fraktion DIE LINKE:

Berninger, Blechschmidt, Dittes, Engel, Hande, Harzer, Hausold,
Hennig-Wellsow, Huster, Jung, Kalich, König-Preuss, Korschewsky, Kräuter,
Kubitzki, Kummer, Kuschel, Leukefeld, Lukasch, Dr. Lukin, Dr. Martin-Gehl,
Mitteldorf, Müller, Schaft, Dr. Scheringer-Wright, Skibbe, Stange, Wolf

Fraktion der SPD:

Becker, Dr. Hartung, Helmerich, Hey, Lehmann, Mühlbauer, Pelke, Dr.
Pidde, Scheerschmidt, Taubert, Warnecke

Fraktion der AfD:

Henke, Herold, Höcke, Kießling, Möller, Rietschel, Rudy

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Adams, Henfling, Kobelt, Müller, Pfefferlein, Rothe-Beinlich

fraktionslos:

Gentele, Krumpe

Anwesenheit der Mitglieder der Landesregierung:

Die Minister Taubert, Holter, Tiefensee

Thüringer Landtag - 6. Wahlperiode - 117. Sitzung - 27.04.2018 10077



Beginn: 9.06 Uhr

Präsident Carius:

Meine sehr verehrten Damen und Herren Abgeord-
neten, ich heiße Sie herzlich willkommen zu unse-
rer heutigen Sitzung des Thüringer Landtags, die
ich hiermit eröffne.

Ich freue mich besonders, dass wir einige Schü-
lerinnen und Schüler von der Kolpingschule in Er-
furt auf der Besuchertribüne willkommen heißen
dürfen.

(Beifall im Hause)

Herzlich willkommen! Also Winken ist nicht unbe-
dingt zulässig, aber wir freuen uns trotzdem, dass
Sie da sind.

(Zwischenruf Abg. Blechschmidt, DIE LINKE:
Winken geht noch!)

Klatschen wäre noch unzulässiger, wenn es so was
gibt – okay.

Ich freue mich und begrüße alle Gäste.

Für diese Plenarsitzung hat als Schriftführer Herr
Abgeordneter Schaft neben mir Platz genommen.
Die Redeliste führt Frau Abgeordnete Herold.

Für die heutige Sitzung hat sich eine ganze Reihe
von Kollegen entschuldigt, aber offenkundig nur
zeitweise. Ich verlese es dennoch: Herr Abgeordne-
ter Emde, Frau Abgeordnete Lieberknecht, Frau
Abgeordnete Marx, Frau Abgeordnete Muhsal, Herr
Abgeordneter Primas, Frau Abgeordnete Lehmann,
Herr Abgeordneter Kießling, Herr Minister
Prof. Dr. Hoff, Frau Ministerin Keller, Herr Minister
Lauinger, Frau Ministerin Siegesmund und Herr Mi-
nister Maier – ich vermute, relativ viele davon nur
zeitweise.

Ich freue mich besonders, dass wir ein Geburts-
tagskind unter uns haben. Herr Torsten Wolf hat
heute Geburtstag. Ich wünsche Ihnen – ohne Ihr Al-
ter zu verraten – für das nächste halbe Jahrhundert
alles Gute!

(Beifall im Hause)

Zu Tagesordnungspunkt 2 a wurde ein Änderungs-
antrag der Fraktionen Die Linke, der SPD und
Bündnis 90/Die Grünen in Drucksache 6/5632 ver-
teilt.

Jetzt frage ich noch mal, ob es weitere Wünsche
zur Tagesordnung gibt. Das scheint offenkundig
nicht der Fall zu sein, sodass ich vereinbarungsge-
mäß mit TOP 20 beginne.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 20

Wahl und ggf. Ernennung und
Vereidigung des Präsidenten
sowie von stellvertretenden

Mitgliedern des Thüringer Ver-
fassungsgerichtshofs
Wahlvorschlag der Fraktion der
CDU
- Drucksache 6/5612 -

Ich darf darauf hinweisen, dass der Landtag am
13. Dezember 2012 Herrn Michael Obhues als
stellvertretendes Mitglied des Thüringer Verfas-
sungsgerichtshofs auf fünf Jahre gewählt hat. Herr
Michael Obhues wurde mit Wirkung vom 24. Januar
2013 ernannt, sodass seine Amtszeit mit Ablauf
des 23. Januar 2018 endete.

Am 22. Mai 2013 hatte der Landtag Herrn Dr. Wolf-
gang Weisskopf als stellvertretendes Mitglied des
Thüringer Verfassungsgerichtshofs mit Befähigung
zum Richteramt auf fünf Jahre gewählt. Herr
Dr. Wolfgang Weisskopf wurde mit Wirkung vom
6. Juni 2013 ernannt, sodass seine Amtszeit mit
Ablauf des 5. Juni 2018 endet.

Die Wahl erfolgt geheim und ohne Aussprache. Der
Wahlvorschlag der Fraktion der CDU liegt Ihnen in
der Drucksache 6/5612 vor. Vorgeschlagen wurde
als stellvertretendes berufsrichterliches Mitglied er-
neut Herr Michael Obhues und als stellvertretendes
Mitglied mit Befähigung zum Richteramt erneut
Herr Dr. Wolfgang Weisskopf.

Dazu wird wie folgt verfahren: Ich erläutere den
Stimmzettel. Für die Wahl erhält jeder Abgeordnete
zwei Stimmzettel, einen farbigen und einen weißen.
Jeder Abgeordnete hat auf dem farbigen Stimmzet-
tel die Möglichkeit, bei dem vorgeschlagenen Kan-
didaten Herrn Michael Obhues mit Ja oder Nein
oder Enthaltung zu stimmen. Auf dem weißen
Stimmzettel hat jeder Abgeordnete die Möglichkeit,
bei dem dort vorgeschlagenen Kandidaten Herrn
Dr. Wolfgang Weisskopf mit Ja oder Nein oder Ent-
haltung zu stimmen. Gewählt ist, wer mindestens
61 Stimmen auf sich vereinigt.

Als Wahlhelfer berufe ich die Abgeordneten Frau
Floßmann, Frau Müller und Herrn Kobelt. Ich eröff-
ne die Wahlhandlung und bitte die Schriftführer, die
Namen zu verlesen.

Abgeordneter Schaft, DIE LINKE:

Dirk Adams, Dagmar Becker, Sabine Berninger,
André Blechschmidt, Andreas Bühl, Christian Cari-
us, Steffen Dittes, Volker Emde, Kati Engel, Wolf-
gang Fiedler, Kristin Floßmann, Jörg Geibert, Sieg-
fried Gentele, Manfred Grob, Stefan Gruhner, Ro-
nald Hande, Dr. Thomas Hartung, Steffen Harzer,
Dieter Hausold, Oskar Helmerich, Madeleine Henf-
ling, Jörg Henke, Susanne Hennig-Wellsow, Corin-
na Herold, Christian Herrgott, Matthias Hey, Micha-
el Heym, Björn Höcke, Gudrun Holbe, Elke Holzap-
fel, Mike Huster, Margit Jung, Ralf Kalich, Jörg Kell-
ner, Olaf Kießling, Roberto Kobelt, Katharina König-
Preuss, Knut Korschewsky, Maik Kowalleck, Rainer
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Kräuter, Jens Krumpe, Jörg Kubitzki, Tilo Kummer,
Frank Kuschel, Annette Lehmann, Diana Lehmann,
Ina Leukefeld.

Abgeordnete Herold, AfD:

Christine Lieberknecht, Christina Liebetrau, Ute Lu-
kasch, Dr. Gudrun Lukin, Marcus Malsch, Dr. Iris
Martin-Gehl, Dorothea Marx, Beate Meißner, Katja
Mitteldorf, Mike Mohring, Stefan Möller, Eleonore
Mühlbauer, Wiebke Muhsal, Anja Müller, Olaf Mül-
ler, Birgit Pelke, Babett Pfefferlein, Dr. Werner Pid-
de, Egon Primas, Jürgen Reinholz, Klaus Rietschel,
Marion Rosin, Astrid Rothe-Beinlich, Thomas Rudy,
Christian Schaft, Claudia Scheerschmidt, Manfred
Scherer, Dr. Johanna Scheringer-Wright, Simone
Schulze, Diana Skibbe, Karola Stange, Christina
Tasch, Heike Taubert, Jörg Thamm, Christian
Tischner, Prof. Dr. Mario Voigt, Raymond Walk,
Marion Walsmann, Frank Warnecke, Herbert
Wirkner, Torsten Wolf, Henry Worm, Gerold Wu-
cherpfennig, Christoph Zippel.

Präsident Carius:

Hatte jeder Gelegenheit? Nein, noch nicht.

Aber nun hatte jeder Gelegenheit zur Stimmabga-
be? Das ist offensichtlich der Fall. Damit schließe
ich den Wahlvorgang und bitte um Auszählung.

Ich stelle folgendes Ergebnis fest, zunächst zur
Wahl des stellvertretenden berufsrichterlichen Mit-
glieds des Thüringer Verfassungsgerichtshofs
Herrn Obhues: Hier sind abgegebene Stimmzettel
84, davon gültig 84; 76 Jastimmen, 3 Neinstimmen,
5 Enthaltungen. Damit ist die Zweidrittelmehrheit
der gesetzlichen Mitgliederzahl des Landtags er-
reicht.

(Beifall im Hause)

Ich gratuliere Ihnen, Herr Obhues, und gehe davon
aus, dass Sie die Wahl annehmen.

Wir kommen nun zum Ergebnis der Wahl eines
stellvertretenden Mitglieds mit Befähigung zum
Richteramt des Thüringer Verfassungsgerichtshofs,
hier dem Vorschlag der CDU-Fraktion, Herrn
Dr. Wolfgang Weisskopf: abgegebene Stimmzettel
84, gültig 84; 72 Jastimmen, 6 Neinstimmen, 6 Ent-
haltungen. Damit ist auch hier die Zweidrittelmehr-
heit der gesetzlichen Mitgliederzahl des Landtags
erreicht.

(Beifall im Hause)

Herr Dr. Wolfgang Weisskopf, damit sind Sie ge-
wählt und ich gratuliere Ihnen. Ich gehe davon aus,
dass Sie die Wahl annehmen.

Wir kommen damit nun zur Ernennung und Vereidi-
gung von stellvertretenden Mitgliedern des Verfas-
sungsgerichtshofs, meine sehr geehrten Damen
und Herren Abgeordneten. Dafür ist vorgesehen,

dass die Gewählten eine vom Präsidenten des
Landtags unterzeichnete Ernennungsurkunde er-
halten und vor dem Landtag den Eid leisten. Ich
darf Sie bitten, sich von den Plätzen zu erheben,
und die beiden Herren nach vorne bitten.

Wir beginnen mit der Ernennung. Ich händige Ihnen
zunächst die Ernennungsurkunden aus.

Sehr geehrter Herr Michael Obhues, ich ernenne
Sie zum Stellvertreter des berufsrichterlichen Mit-
glieds des Thüringer Verfassungsgerichtshofs,
Herrn Dr. Klaus-Dieter von der Weiden.

Sehr geehrter Herr Dr. Wolfgang Weisskopf, ich er-
nenne Sie zum Stellvertreter des Mitglieds mit Be-
fähigung zum Richteramt des Thüringer Verfas-
sungsgerichtshofs, Herrn Prof. Dr. Walter Bayer.

Wir kommen jetzt zur Vereidigung. Ich verlese zu-
erst den in § 5 Abs. 2 des Thüringer Verfassungs-
gerichtshofgesetzes enthaltenen Text der Eidesfor-
mel im Ganzen. Ich bitte Sie, diese Eidesformel an-
schließend einzeln und nacheinander mit den Wor-
ten „Ich schwöre es, so wahr mir Gott helfe“ oder
„Ich schwöre es“ zu bekräftigen. Ich verlese zu-
nächst die Eidesformel.

Ich schwöre, dass ich das mir übertragene Amt
nach bestem Wissen und Können verwalten, Ver-
fassung und Gesetze befolgen und verteidigen,
meine Pflichten gewissenhaft erfüllen und Gerech-
tigkeit gegen jedermann üben werde.

Herr Michael Obhues.

Herr Obhues:

Ich schwöre, so wahr mir Gott helfe.

Präsident Carius:

Vielen Dank. Herr Dr. Wolfgang Weisskopf.

Dr. Weisskopf:

Ich schwöre es, so wahr mir Gott helfe.

Präsident Carius:

Vielen Dank. Herzlichen Glückwunsch.

(Beifall im Hause)

Wir fahren mit der Sitzung fort. Ich darf aus aktuel-
lem Anlass darauf hinweisen, dass der Kollege Har-
zer die Sitzung verlassen hat, er befindet sich aber
in guten Händen und wir wünschen ihm alles Gute.

(Beifall DIE LINKE, SPD, AfD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 21

Nachwahl eines Mitglieds und
eines stellvertretenden Mit-
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glieds des Richterwahlaus-
schusses
Wahlvorschlag der Fraktion der
AfD
- Drucksache 6/5619 -

Ich darf darauf hinweisen, dass gemäß § 14 Nr. 1
des Thüringer Richtergesetzes dem Richterwahl-
ausschuss acht vom Landtag berufene Abgeordne-
te angehören. Diese Abgeordneten und ihre Vertre-
ter werden vom Landtag mit Zweidrittelmehrheit der
Abstimmenden gewählt. Jede Landtagsfraktion
muss mit mindestens einem Abgeordneten vertre-
ten sein. Die heutige Ersatzwahl eines Mitglieds
des Richterwahlausschusses ist erforderlich, weil
der ehemalige Landtags- und heutige Bundestags-
abgeordnete Stephan Brandner, der als Vertreter
der Fraktion der AfD dem Richterwahlausschuss
angehörte, mit Ablauf des 25. Oktober 2017 nicht
mehr Mitglied des Thüringer Landtags ist.

Der Wahlvorschlag der Fraktion der AfD liegt Ihnen
in der Drucksache 6/5619 vor. Die Fraktion der AfD
hat außerdem mitgeteilt, einen Wahlvorschlag für
ein stellvertretendes Mitglied des Richterwahlaus-
schusses zu einem späteren Zeitpunkt einzurei-
chen.

Ich frage, ob es den Wunsch zur Aussprache gibt.
Das ist nicht der Fall.

Gemäß § 46 Abs. 2 der Geschäftsordnung kann bei
Wahlen durch Handzeichen abgestimmt werden,
wenn kein Mitglied des Landtags widerspricht. Ich
frage, ob es Widerspruch gibt. Den gibt es. Damit
kommen wir zu einer geheimen Wahl. Dazu wird
wie folgt verfahren – ich erläutere den Stimmzettel:
Für die Wahl erhält jeder Abgeordnete einen
Stimmzettel; es kann entweder Ja oder Nein oder
Enthaltung angekreuzt werden. Als Wahlhelfer be-
rufe ich die Abgeordnete Floßmann, die Abgeord-
nete Anja Müller und den Abgeordneten Kobelt.

Ich eröffne die Wahlhandlung und bitte die Schrift-
führer, die Namen der Abgeordneten zu verlesen.

Abgeordneter Schaft, DIE LINKE:

Dirk Adams, Dagmar Becker, Sabine Berninger,
André Blechschmidt, Andreas Bühl, Christian Cari-
us, Steffen Dittes, Volker Emde, Kati Engel, Wolf-
gang Fiedler, Kristin Floßmann, Jörg Geibert, Sieg-
fried Gentele, Manfred Grob, Stefan Gruhner, Ro-
nald Hande, Dr. Thomas Hartung, Dieter Hausold,
Oskar Helmerich, Madeleine Henfling, Jörg Henke,
Susanne Hennig-Wellsow, Corinna Herold, Christi-
an Herrgott, Matthias Hey, Michael Heym, Björn
Höcke, Gudrun Holbe, Elke Holzapfel, Mike Huster,
Margit Jung, Ralf Kalich, Jörg Kellner, Olaf Kieß-
ling, Roberto Kobelt, Katharina König-Preuss, Knut
Korschewsky, Maik Kowalleck, Rainer Kräuter,
Jens Krumpe, Jörg Kubitzki, Tilo Kummer, Frank
Kuschel, Annette Lehmann, Diana Lehmann, Ina

Leukefeld, Christine Lieberknecht, Christina Liebe-
trau, Ute Lukasch, Dr. Gudrun Lukin, Marcus
Malsch, Dr. Iris Martin-Gehl, Dorothea Marx, Beate
Meißner, Katja Mitteldorf, Mike Mohring, Stefan
Möller, Eleonore Mühlbauer, Wiebke Muhsal, Anja
Müller, Olaf Müller, Birgit Pelke, Babett Pfefferlein,
Dr. Werner Pidde, Egon Primas, Jürgen Reinholz,
Klaus Rietschel, Marion Rosin, Thomas Rudy,
Christian Schaft, Claudia Scheerschmidt, Manfred
Scherer, Dr. Johanna Scheringer-Wright, Simone
Schulze, Diana Skibbe, Karola Stange, Christina
Tasch, Heike Taubert, Jörg Thamm, Christian
Tischner, Prof. Dr. Mario Voigt, Raymond Walk,
Marion Walsmann, Frank Warnecke, Herbert
Wirkner, Torsten Wolf, Henry Worm, Gerold Wu-
cherpfennig, Christoph Zippel.

Präsident Carius:

Hatte jeder Gelegenheit zur Stimmabgabe? Das
scheint offenkundig der Fall zu sein. Dann schließe
ich den Wahlvorgang und bitte um Auszählung der
Stimmen.

Wir haben ein Ergebnis über die Ersatzwahl eines
Mitglieds des Richterwahlausschusses gemäß Arti-
kel 89 Abs. 2 der Verfassung des Freistaats Thürin-
gen in Verbindung mit den §§ 18 und 18 a des Thü-
ringer Richtergesetzes. 84 abgegebene Stimmen,
ungültige Stimmzettel 1, gültige Stimmzettel 83. Auf
den Wahlvorschlag der AfD-Fraktion, Herrn Abge-
ordneten Stefan Möller, entfielen 57 Stimmen. Bei
24 Neinstimmen und 2 Enthaltungen ist die Zwei-
drittelmehrheit der anwesenden Mitglieder erreicht.

Herr Möller, ich gratuliere Ihnen. Ich gehe davon
aus, dass Sie die Wahl annehmen.

(Zuruf Abg. Möller, AfD: Ja.)

Danke schön.

(Beifall AfD)

Damit schließe ich diesen Tagesordnungspunkt
und rufe auf den Tagesordnungspunkt 4

Thüringer Gesetz zur Förde-
rung der elektronischen Ver-
waltung sowie zur Änderung
verwaltungsverfahrensrechtli-
cher Vorschriften
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Gesetzentwurf der Landesregie-
rung
- Drucksache 6/4753 -
dazu: Beschlussempfehlung des

Haushalts- und Finanzaus-
schusses
- Drucksache 6/5600 -
Neufassung -

dazu: Änderungsantrag des Ab-
geordneten Krumpe (frak-
tionslos)
- Drucksache 6/5617 -

ZWEITE BERATUNG

Das Wort hat Frau Abgeordnete Floßmann aus
dem Haushalts- und Finanzausschuss zur Bericht-
erstattung. Bitte, Frau Abgeordnete Floßmann.

Abgeordnete Floßmann, CDU:

Sehr geehrter Herr Präsident, werte Besucher auf
der Tribune und am Livestream, sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen, der Gesetzentwurf der Lan-
desregierung zum Gesetz zur Förderung der elek-
tronischen Verwaltung in Thüringen sowie zur Än-
derung verwaltungsrechtlicher Schritte ist unter der
Drucksachennummer 6/4753 veröffentlicht und wur-
de am 13. Dezember 2017 im Plenum das erste
Mal beraten. Mit den Stimmen aller Fraktionen wur-
de der Gesetzentwurf federführend an den Haus-
halts- und Finanzausschuss überwiesen. Des Wei-
teren wurde der Entwurf auch an den Wirtschafts-
und Finanzausschuss wieder mit den Stimmen aller
Fraktionen überwiesen.

Der Abgeordnete Jens Krumpe reichte einen Ände-
rungsantrag dazu ein. Beraten wurde der Gesetz-
entwurf im Haushalts- und Finanzausschuss in der
52., 54., 55. und 56. Sitzung. Der Ausschuss für
Wirtschaft und Wissenschaft hat den Gegenstand
in seiner 46. Sitzung beraten. In seiner 52. Sitzung
am 21. Dezember 2017 wurde durch den Haus-
halts- und Finanzausschuss eine schriftliche Anhö-
rung beschlossen. Daraufhin erfolgten an den Aus-
schuss Zuschriften durch bitkom, die Arbeitsge-
meinschaft der Thüringer Handwerkskammern, den
Deutschen Gewerkschaftsbund, das Innenministe-
rium Baden-Württemberg, den Thüringer Beamten-
bund, die IHK Südthüringen, den VITAKO e. V., die
Forschungsgemeinschaft elektronische Me-
dien e. V., „Offenes Thüringen“, das NEGZ, die
Stadt Jena, die KIV Thüringen GmbH, den Gemein-
de- und Städtebund Thüringen und den Thüringi-
schen Landkreistag. Darüber hinaus gingen Stel-
lungnahmen durch den Thüringer Rechnungshof,
den Landesdatenschutzbeauftragten sowie die Di-
rektorin des Landtags ein.

Die CDU-Fraktion hat in der weiteren Beratung
einen Fragenkatalog vorgelegt. Durch die Landes-
regierung wurde dieser dem Ausschuss in Form ei-
ner Vorlage beantwortet. Nachdem sowohl durch

die CDU-Fraktion als auch die regierungstragenden
Fraktionen jeweils Änderungsanträge gestellt wur-
den, gab es erneut durch den Thüringischen Land-
kreistag als auch durch den Gemeinde- und Städte-
bund Thüringen Zuschriften. Durch die Landtags-
verwaltung wurden jeweils Zusammenstellungen zu
den Stellungnahmen gefertigt. Die Beschlussemp-
fehlung liegt dem Parlament in einer Neufassung
unter der Drucksache 6/5600 vor. Hierzu hat Abge-
ordneter Jens Krumpe einen Änderungsantrag un-
ter der Drucksachennummer 6/5617 eingereicht.
Vielen Dank.

(Beifall CDU)

Präsident Carius:

Danke schön. Damit eröffne ich die Beratung und
als Erster hat Abgeordneter Dr. Pidde von der SPD-
Fraktion das Wort. Die Kollegen bitte ich um etwas
mehr Aufmerksamkeit, auch in den Reihen der
CDU-Fraktion. Vielen Dank für die tolle Berichter-
stattung. Das sollte es dann auch gewesen sein.

Abgeordneter Dr. Pidde, SPD:

Danke schön. Herr Präsident, meine Damen und
Herren, wie sieht nun der Istzustand aus? Die IT-
Landschaft hat sich in Thüringen in der Verwaltung
unkontrolliert entwickelt. Wir haben in den Ministe-
rien einen Flickenteppich von Anwendungen und
auch in den einzelnen Kommunen einen sehr unter-
schiedlichen Stand. IT-Fachpersonal ist zu wenig
vorhanden und die Kenntnisse sind differenziert.

So wie es in Thüringen ist, ist es in ganz Deutsch-
land. Wenn wir nach den Ursachen fragen, ist mir
gerade am Wochenende der aktuelle „SPIEGEL“ in
die Hände gefallen. Dort ist ein sehr schöner Artikel
darüber, warum es beim E-Government beim Bund
nicht so sonderlich läuft. Prof. Schallbruch führt dort
zwei Gründe an. Der erste, das ist die Politik selber,
ist, dass die unterschiedlichen Politiker, die unter-
schiedlichen Parteien nicht an einem Strang zie-
hen. Dann nennt er auch die Empfindlichkeiten der
politischen Akteure untereinander usw.

Der zweite Grund, den er nennt, ist die Trägheit der
Verwaltung. Ich möchte einmal zitieren: „Der deut-
sche Beamte sei grundsätzlich darauf aus, Risiken
zu vermeiden. Die Verwaltung traue sich daher
nichts Umstürzendes, sie hält eher an Bewährtem
fest.“ – Martin Schallbruch wird dort zitiert mit:
„Beim Thema ‚E-Government‘ führt die Politik einen
langen zähen Kampf gegen die eigenen Apparate.“
– So sieht es beim Bund aus. Ich sage Ihnen, in
Thüringen ist das nicht anders. Deutschland, der
Bund sowie alle Bundesländer sind beim Thema
„E-Government“ in Europa nicht einmal Mittelmaß.

Meine Damen und Herren, so ist inzwischen ein
Punkt erreicht, an dem Handeln dringend geboten
ist. Wie aber reagiert die Opposition? Mit Realitäts-
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verweigerung! Nicht einmal jetzt liefern CDU und
AfD konkrete Vorschläge. Statt zu helfen, den Wa-
gen mit anzuschieben, streuen sie Sand ins Getrie-
be. Wenn man bei einem uns alle in einem solchen
Umfang betreffenden Rahmengesetz nicht mitarbei-
tet, dann kann ich das nicht verstehen. Ich will nur
beispielhaft nennen, dass die CDU-Fraktion einen
Fragenkatalog eingereicht hat. Der wurde schriftlich
auf 25 Seiten ausführlich beantwortet. Natürlich
sind auch Nachfragen legitim. Wenn aber zum Teil
die gleichen Fragen im Ausschuss noch einmal
gestellt werden und in der letzten Beratung im Aus-
schuss dann noch mal ein Gutachten verlangt und
eingefordert wird, dann muss man sich fragen, ob
das nicht der Verfahrensverzögerung dient. Der
Wirtschaftsausschuss, der zwei Stunden nach dem
Haushaltsausschuss getagt hat, sollte torpediert
werden, umfangreiche Wortprotokolle wurden an-
gefertigt. Dann gab es im Wirtschaftsausschuss ei-
ne zweistündige Lesepause, damit sich die Abge-
ordneten überhaupt vorbereiten konnten. Mich erin-
nert das sehr an den Kindergarten.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Es gab etliche Fragen zu den Kosten, auch zur
Kostenerstattung an die Kommunen. Aber in dieser
frühen Phase sind die Kosten einfach nicht zu be-
ziffern. Weder der Bund noch die anderen Bundes-
länder, die auch an solchen Gesetzen und Lösun-
gen arbeiten, können die Kosten annähernd ab-
schätzen. Warum sollte Thüringen das besser kön-
nen? Natürlich stehen den Kosten auch erhebliche
Effizienzgewinne gegenüber.

Meine Damen und Herren, was wollen wir hier er-
reichen? Wir wollen einen deutlichen Zugewinn für
die Verwaltung und die Bürger.

(Beifall DIE LINKE)

Bei der Verwaltung geht es darum, dass wir die
elektronische Akte einführen, dass wir die Behör-
denkommunikation komplett elektronisch realisie-
ren, weg vom Papier. Wir haben im Personalent-
wicklungskonzept enthalten, dass bis 2025
5.000 Stellen in der Verwaltung wegfallen werden.
Das ist alles realistisch. Wir haben auch die Alters-
abgänge – nicht, dass jemand denkt, hier gibt es
Mitarbeiter, die plötzlich ohne Arbeit dastehen. Wir
haben diese Altersabgänge und wir haben das Pro-
blem, dass wir sie gar nicht durch genug geeignete
junge Leute ersetzen könnten, wenn wir so weiter-
machen wollten.

(Beifall DIE LINKE)

Insofern ist das also ein ganz wichtiges Instrument.
Es werden monotone Ablagetätigkeiten wegfallen,
der Transport von Papier; alles Knicken, Lochen,
Abheften wird wegfallen. Wir werden Archivkapazi-
täten einsparen können. Wo wir jetzt riesige Räume
mit riesigen Regalen bei bestimmten Klimabedin-

gungen halten müssen, wird das später auf den
entsprechenden Servern erfolgen. – So weit zur
Verwaltung.

Nun zum zweiten Teil, zu den Bürgern und Unter-
nehmen: Es werden elektronische Servicekonten
eingerichtet und die elektronische Zahlungsmög-
lichkeit geschaffen. Das steigert ganz entscheidend
die Attraktivität im Freistaat, das Leben im Frei-
staat; die Wirtschaft profitiert davon und auch das
Wohnen im Freistaat wird attraktiver.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Und es spart den Bürgern und Unternehmen Zeit –
Zeitersparnis ist doch ganz wichtig. Es wird niedri-
gere Bürokratiekosten geben, es wird eine höhere
Servicequalität geben und man muss sagen: Die
Verwaltung ist durch die Elektronik 24 Stunden am
Tag erreichbar – egal, ob Sonntag oder Feiertag
oder welcher Tag auch gerade ist.

(Beifall SPD)

Der vorliegende Gesetzentwurf bildet den rechtli-
chen Rahmen dafür, dass wir eine geordnete Wei-
terentwicklung in der IT-Landschaft haben. Ganz
wichtig ist, dass wir einheitliche Verfahren bei
Bund, Ländern und Kommunen entwickeln. Im Ge-
setz ist auch eine Zeitschiene für die vollständige
Digitalisierung der Landesverwaltung angelegt. Die
Kommunen müssen im Boot sein. Wir brauchen
den Datenaustausch über ein gemeinsames Da-
tennetz, wir brauchen die konsequente Nutzung
zentral bereitgestellter Dienste und wir brauchen
die Anwendung gemeinsamer Standards.

Meine Damen und Herren, wir haben diesen Ge-
setzentwurf sehr ausführlich beraten. Wir haben ihn
an zwei Ausschüsse überwiesen – an den Haus-
halts- und Finanzausschuss und auch an den Wirt-
schaftsausschuss. Wir haben zweimal eine schriftli-
che Anhörung durchgeführt. Auch innerhalb der
Koalition wurde sehr intensiv über den vorliegenden
Gesetzentwurf diskutiert. Netzpolitiker und Finanz-
politiker haben gemeinsam das Wünschbare und
Finanzierbare ausgelotet und einen ausgewogenen
Änderungsantrag erarbeitet, auf den ich noch kurz
eingehen möchte.

Mit Blick auf die verfassungsrechtliche Stellung des
Landtags und des Rechnungshofs schlagen die
Koalitionsfraktionen vor, dass beide wie auch Stif-
tungen, Beliehene und Notare vom zwingenden
Geltungsbereich des E-Government-Gesetzes aus-
genommen sind. Allerdings wird mit der Sollvor-
schrift in § 1 Abs. 7 die Zusammenarbeit im Bereich
E-Government im Gesetz fixiert. Kooperationsver-
einbarungen zwischen den Beteiligten ermöglichen
einerseits die gewünschte Zusammenarbeit und
schützen aber den Landtag und den Rechnungshof
vor einer unzulässigen Kontrolle durch die Regie-
rung. Aus meiner Sicht ist das eine gute Lösung.
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Meine Damen und Herren, zum Thema der Nut-
zung offener Standards und freier Software gibt es
einen regelrechten Glaubenskrieg. Aus meiner
Sicht ist es sinnvoll, dort, wo es technisch möglich
und wirtschaftlich ist, freie Software einzusetzen.
Nicht nur Deutschland als Staat, sondern auch die
ganze EU muss die Abhängigkeit von einzelnen
Herstellern reduzieren. Thüringen als kleines, fi-
nanzschwaches Bundesland hat nur geringe Mög-
lichkeiten, sich dem Mainstream zu widersetzen.
Aber die wenigen Möglichkeiten, die es gibt, sollten
genutzt werden. Der neue § 4, den wir eingefügt
haben, schafft hierzu die rechtliche Grundlage.

Die Verpflichtung zur Errichtung eines zentralen E-
Government-Portals ist im Online-Zugangsgesetz
des Bundes bis spätestens Ende 2022 vorgesehen.
Die Portale sollen dann gemeinsam über einen Por-
talverbund miteinander verknüpft werden. Die Koa-
litionsfraktionen präzisieren mit ihrem Änderungs-
antrag zu § 5 des Gesetzes den gewünschten
Funktionsumfang des zentralen E-Government-Por-
tals. Um die Nutzerfreundlichkeit immer weiter zu
erhöhen und Fehler schnell erkennen und ausmer-
zen zu können, wird eine niedrigschwellige Feed-
backfunktion vorgeschlagen. Dadurch können Infos
der Nutzer schnell und unkompliziert an den Mann
gebracht werden.

Meine Damen und Herren, mit dem E-Government-
Gesetz werden die Thüringer Behörden verpflichtet,
bis zum 1. Januar 2019 einen Zugang für die Über-
mittlung elektronischer Dokumente zu eröffnen. Nur
in Ausnahmefällen kann darauf aufgrund von Un-
wirtschaftlichkeit verzichtet werden, wofür die Koali-
tionsfraktionen die periodische Überprüfung vor-
schlagen. Bei der Übermittlung der Daten muss
mindestens ein gängiges Verschlüsselungsverfah-
ren angeboten werden. Diese von den Koalitions-
fraktionen gewählte Formulierung gibt hierbei mehr
Spielraum als die Formulierung im ursprünglichen
Gesetzentwurf. Die Koalitionsfraktionen schlagen
mit der Einführung des neuen § 24 vor, den Thürin-
ger Behörden die Möglichkeit für elektronische Be-
teiligung zu eröffnen. Damit ist eine informelle und
freiwillige Mitwirkung an staatlichen Entscheidungs-
findungen möglich. Ich bin gespannt, wie diese
Möglichkeit in Zukunft genutzt wird.

Zum Schluss möchte ich noch auf eine Änderung
eingehen, mit der die Koalitionsfraktionen einem
Wunsch der kommunalen Spitzenverbände nach-
kommen. Beide Verbände hatten in den Anhörun-
gen beklagt, dass die Finanzierungsregelungen in
§ 28 – jetzt neu § 29 – zu unbestimmt sind. Zwar
wurde mit dem Haushalt 2018/2019 über
Deckungsmöglichkeiten bereits eine finanzielle Vor-
sorge getroffen, um die Kommunen bei der Schaf-
fung einer einheitlichen E-Government- und IT-
Struktur unterstützen zu können. Die Koalitionsfrak-
tionen haben sich dafür entschieden, dem Anliegen
der Kommunen nachzukommen und die Kommu-

nen nicht nur nach Maßgabe des Haushalts hierbei
finanziell zu unterstützen, sondern im Jahr 2018 mit
10 Millionen Euro, 2019 bis 2021 mit jeweils 20 Mil-
lionen Euro und im Jahr 2022 noch einmal mit
10 Millionen Euro. Insgesamt fließen also außer-
halb des Kommunalen Finanzausgleichs 80 Millio-
nen Euro an die Kommunen, damit auch dort end-
lich effektive, tragfähige und zum Land kompatible
IT-Strukturen entstehen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Das kann sich wirklich sehen lassen und zeigt, wie
wichtig den Koalitionsfraktionen die Zusammenar-
beit mit der kommunalen Familie ist.

Wir haben noch einen Änderungsantrag des Abge-
ordneten Krumpe vorliegen, der im Haushalts- und
Finanzausschuss nicht mehr behandelt worden ist.
Hier sind Punkte enthalten, die Sinn machen, die
vielleicht auch diskutiert werden müssen, andere,
die wir nicht übernehmen würden. Uns scheint be-
sonders sinnvoll der Punkt unter Ziffer I.10, der die
Kommunen betrifft. Ich würde beantragen, dass wir
diesen Punkt getrennt von den anderen Punkten
abstimmen.

(Beifall SPD)

Meine Damen und Herren, am Ende meines Rede-
beitrags möchte ich mich an dieser Stelle ganz
herzlich bei allen bedanken, bei den Abgeordneten,
die konstruktiv mitgearbeitet haben, bei der Verwal-
tung, bei den Behörden und Institutionen, die an
der Anhörung teilgenommen haben und damit un-
seren Findungsprozess bereichert haben.

Der Gesetzentwurf, der uns vorliegt und jetzt durch
die Beschlussempfehlung des Haushalts- und Fi-
nanzausschusses ergänzt und abgeändert wird,
sorgt dafür, dass Thüringen ein modernes E-Go-
vernment-Gesetz als Grundlage für die Fortentwick-
lung der elektronischen Verwaltung im Freistaat be-
kommt. Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Danke schön. Als Nächste hat Frau Abgeordnete
Henfling für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
das Wort. Bitte schön.

Abgeordnete Henfling, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Meine sehr geehrten Damen und Herren, mittler-
weile dürfte sich herumgesprochen haben, dass
sich hinter dem Titel „Thüringer Gesetz zur Förde-
rung der elektronischen Verwaltung sowie zur Än-
derung verwaltungsverfahrensrechtlicher Vorschrif-
ten“ das Gesetz – für den, sagen wir mal, Nichtpoli-
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tiker oder die Nichtpolitikerin – des E-Government
verbirgt. Noch mal zur Erinnerung: E-Government,
also die elektronische Verwaltung, beschreibt die
Kommunikation und das Verwaltungshandeln so-
wohl zwischen behördlichen Institutionen als auch
zwischen Behörden und den Bürgerinnen und Bür-
gern auf einem digitalen Weg. So weit so gut.

In meiner letzten Rede zur ersten Lesung des Ge-
setzes habe ich bereits ausgeführt, welche Möglich-
keiten – und Werner Pidde hat es hier teilweise
auch beschrieben – sich für Thüringen aus der Digi-
talisierung der Verwaltung ergeben können. Bei-
spielsweise die Um- und Anmeldung von Kraftfahr-
zeugen bzw. die Beantragung von Reisepässen
oder Anwohnerparkausweisen könnten damit Thü-
ringer Bürgerinnen und Bürger zum großen Teil on-
line regeln. Das schafft kurze Wege und das er-
möglicht mehr Teilhabe.

Der vorgelegte Gesetzentwurf hat bereits in vielen
Bereichen positive Vorgaben und Lösungen aufge-
zeigt. Die guten Errungenschaften haben wir be-
reits bei der letzten Lesung angesprochen. Auch
die Anhörung belegt aus unserer Sicht die tragfähi-
ge Ausgangslage. Es gibt einen Rückkanal, es gibt
elektronische Bezahlmöglichkeiten; die Einreichop-
tion von elektronischen Rechnungen, die E-Akte
und die Bürgerkonten wurden als sehr positiv auf-
gefasst.

Wir als Grüne haben bereits im Februar 2017 einen
Fraktionsbeschluss zur Digitalen Gesellschaft ge-
fasst. In der Auswertung unserer Gespräche im
letzten Sommer haben wir auch da immer wieder
mitbekommen, dass es dringend notwendig ist, so
einen Beschluss zu haben, denn wir müssen in
Thüringen leider immer noch feststellen, dass es
definitiv an einem digitalen Habitus fehlt und dass
wir hier noch ganz viel Luft nach oben haben.

Während einige Teilnehmerinnen bei der Anhörung
von Schnittstellenkompatibilität, Verschlüsselung
und Public-Key-Verfahren sowie offenen Standards
reden, verweisen andere in Stellungnahmen – und
das sollte uns zu denken geben – auf die techni-
sche Unmöglichkeit der Bearbeitung einer PDF-Da-
tei. Das heißt, wir haben hier ein sehr breites Spek-
trum von Menschen, die sich einerseits eigentlich
mit solchen elektronischen Sachen tagtäglich be-
schäftigen müssen, denen andererseits aber
schlicht und ergreifend die digitale Kompetenz fehlt.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das ist ein Flickenteppich in Thüringen. Wir müs-
sen leider sagen: An vielen Stellen ist es leider im-
mer noch eine IT-Wüste. Es zeigt aber umso mehr,
dass hier eine Entwicklung brachliegt und dass an-
dere Länder uns da weit voraus sind und dort das
digitalisierte Verwaltungshandeln schon lange gang
und gäbe ist.

Wir wollen in Thüringen die Weiterentwicklung einer
digitalen Gesellschaft forcieren. Dazu bedarf es
eben eines echten Habitus des Digitalen, der dies
fördert, was auch ein Umdenken in vielen Berei-
chen erfordert. Wir müssen von den bestehenden
handelnden Strukturen zukünftig mehr Engagement
und Mut erwarten und weniger Bedenken und Ab-
lehnung. Das wäre uns ein großes Anliegen, auch
gerade an diejenigen, die auf der kommunalen und
auf der Verwaltungsebene handeln, denn für uns
Grüne ist Bürgerbeteiligung ein zentraler Baustein
unserer Politik. Wir folgen dem Grundsatz: Die Digi-
talisierung darf nicht um ihrer selbst willen gesche-
hen, sondern muss den Menschen im Land nutzen.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wir haben daher bereits im letzten Jahr Kriterien für
eine gelingende Digitalisierung aufgestellt. Ein
Hauptpunkt bleibt dabei die digitale Resilienz –
auch das hat der Kollege Pidde hier schon ange-
sprochen – als die eigene Widerstandsfähigkeit in
der digitalen Alltagswelt, also eben nicht die Abhän-
gigkeit von Großunternehmen wie Microsoft zu
schaffen. Ich finde, das haben wir im E-Govern-
ment-Gesetz hier gut geregelt. Mit der Prüfung offe-
ner Softwares, denke ich, sind wir da auf einem
sehr guten Weg.

Aktuell können wir leider in München sehen, welche
Folgen die politische Entscheidung hat, sich wieder
den großen Konzernen anzubieten. Finanziell zahlt
man wieder horrende Lizenzgebühren und muss
seine Verwaltungsprozesse der Technik anpassen.
Man vergibt die Chance, Herren über die eigene
Soft- und Hardware zu sein und zu bleiben. Auch
das wurde uns in diesen Stellungnahmen mitgege-
ben. Wir wollen die Methode der Open-Source-Lö-
sungen tatsächlich anwenden und uns nicht zu
100 Prozent den Herstellerlaunen von Großkonzer-
nen ausliefern.

Die Open-Source-Lösungen bieten vielfältige Vor-
teile: Sie erhöhen aus unserer Sicht die Sicherheit,
sie senken die Kosten, sie erleichtern den Wissens-
transfer und dienen durch eine stetige Weiterent-
wicklung und Rückmeldung durch die Nutzer dem
Gemeinwohl. Diesen Gedanken haben wir aufge-
nommen und in vielfältiger Weise im Gesetz veran-
kert. So schaffen wir einen neuen Paragrafen zu of-
fenen Standards, geben dem E-Government-Portal
eine Rückmeldefunktion und fördern mit Landesmit-
teln einheitliche E-Government- und IT-Infrastruktu-
ren sowie IT-Koordinierungs- und Standardisie-
rungsmaßnahmen, die einer gemeinsamen Nut-
zung aller Gemeinden dienen.

All das sind konkrete und praxistaugliche Maßnah-
men, welche die Nutzer in den Mittelpunkt stellen.
Nutzerfreundlichkeit und medienbruchfreie Kompa-
tibilität sollen die Hürden für eine Akzeptanz elek-
tronischen Verwaltungshandelns möglichst gering
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halten. Gleichzeitig ist die Umstellung der Verwal-
tung auf ein funktionierendes E-Government ein
Leuchtturmprojekt. Den Bürgern muss dabei ge-
zeigt werden, dass ihre Grundrechte auch im digita-
len staatlichen Handeln verantwortungsbewusst ge-
stärkt und gewahrt werden.

So ist es nur folgerichtig, neben der De-Mail weitere
Verschlüsselungsverfahren zuzulassen, denn
selbst der Verein Nationales E-Government Kom-
petenzzentrum kommt in seiner Stellungnahme zu
dem Schluss, ich zitiere: „De-Mail ist ein deutscher
Sonderweg, der mutmaßlich zukünftig abgelöst
wird.“ Das 2011 gesetzlich verankerte Mailsystem
ist also ein totes Pferd der damaligen Bundesregie-
rung, auf das man nicht mehr setzen sollte. Auch
das haben wir in dem Gesetz geöffnet.

Des Weiteren haben wir die besondere Stellung
des Landtags aufgenommen. Im Landtag gehen so-
wohl Verwaltungshandeln als auch parlamentari-
sche Praxis zusammen. Dabei kommt den Abge-
ordneten eine besondere Schutzfunktion zu. Dies
haben wir angemessen im Gesetzestext berück-
sichtigt. Ebenfalls berücksichtigt haben wir das
große Potenzial, welches die Digitalisierung bietet.
Dieses Potenzial wollen wir noch stärker nutzen
und haben daher die Möglichkeit der Beteiligung
der Öffentlichkeit durch elektronische Informations-
systeme in einen neuen Paragrafen aufgenommen.

Die Crux eines solchen Gesetzes ist es, in Zeiten
galoppierender technischer Entwicklung einen kon-
kreten Regelungsgehalt formulieren zu müssen.
Das, was jetzt wirtschaftlich und technisch unmög-
lich erscheint, kann in ein paar Jahren schon wie-
der Normalität sein. Daher wurde die periodische
Überprüfung einer möglichen Unwirtschaftlichkeit
zu den jeweiligen Paragrafen ergänzt.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es wird
höchste Zeit, dass wir heute hier dieses Gesetz
verabschieden, denn leider hängen wir in Deutsch-
land gerade mit der elektronischen Verwaltung, mit
dem elektronischen Regieren hinterher. Dieses Ge-
setz bietet eine wichtige Grundlage genau dafür.
Wir sind bei vielen Fragen vom Bund abhängig und
müssen dort auf den Bund warten. Ich glaube aber,
dass es in Zukunft vor allem auch aus den Ländern
heraus und auch aus den Kommunen heraus mit
solch einem Gesetz eine größere Selbstverständ-
lichkeit gibt, mit der man auch dem Bund gegen-
übertreten kann und dort auch Entscheidungen ein-
fordern kann.

Wir bewegen uns sozusagen mit diesem Gesetz in
die Moderne und können damit einige Schieflagen
ausgleichen. Ich kann die Zustimmung zu diesem
Gesetz nur wärmstens empfehlen. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Präsident Carius:

Vielen Dank, Frau Abgeordnete Henfling. Als
Nächster hat Abgeordneter Rudy für die AfD-Frak-
tion das Wort.

Abgeordneter Rudy, AfD:

Sehr geehrter Herr Parlamentspräsident, sehr ge-
ehrte Damen und Herren Abgeordnete, sehr geehr-
te Zuschauer im Saal und am Fernseher, die Lan-
desregierung legt einen Gesetzentwurf vor, der die
Abwicklung geschäftlicher Prozesse im Zusammen-
hang mit der öffentlichen Verwaltung ermöglichen
soll. Effiziente Verfahren und Kosteneinsparungen
sollen die Folge sein. Als Begründung dafür führen
Sie an, dass die Digitalisierung der Gesellschaft
seit Jahren immer schneller voranschreite. Unab-
hängig von der Frage, ob das, so wie Sie es hier
behaupten, überhaupt stattfindet oder ob nicht viel-
leicht der Wunsch Vater des Gedankens ist, weil
Sie mehr und bessere Möglichkeiten der Informa-
tionsbereitstellung und Verarbeitung zum Beispiel
über das Internet mit der Digitalisierung der Gesell-
schaft verwechseln, wirft Ihr Entwurf ganz irdische
und herkömmliche Probleme auf. Das Scheitern Ih-
rer Gebietsreform sollte Ihnen aufgezeigt haben,
dass zuallererst die gründliche und mit zielorientier-
ten Ergebnissen versehene Analyse der Gegeben-
heiten und mittelfristig erforderlichen Notwendigkei-
ten der Landesverwaltung durchgeführt werden
müsste. Daraus sollten dann die richtigen – nicht
die mit ideologischen Wolkenkuckucksheimen auf-
geblasenen – Schlüsse gezogen und mit erreichba-
ren Zielvorgaben versehene Vorgaben der Organi-
sation gemacht werden. Erst danach wäre zu über-
legen, in welchem Umfang, auf welche Art und Wei-
se, in welchen Zeiträumen und mit welchen Kosten
die so organisierte Verwaltung eine zunächst paral-
lele und später möglicherweise vollständige elektro-
nische Struktur erhalten kann und soll. Nichts da-
von haben Sie getan. Die Einzelheiten zur Irrlichte-
rei, welche Behörde bald wofür verantwortlich, nicht
oder nur zum Teil verantwortlich, mit wie viel Perso-
nen an welchem Ort ausgestattet sein soll, erspare
ich uns und Ihnen lieber.

In den Ausschussberatungen wurde angesprochen,
dass eine Evaluierung des Gesetzes erforderlich
und geboten sei. Auch das haben Sie abgelehnt.
Viel wichtiger und bedeutsamer ist jedoch, dass Sie
eine wahrhaftige Diskussion darüber verweigern,
wie teuer diese ganze Aktion werden kann und wer-
den wird. Kein Wunder, da Sie nicht einmal selbst
wissen, was Sie alles zur Umsetzung brauchen
werden. Sie behaupten, dass etwa 20 Millionen
Euro jährlich für die Ausstattung des Projekts aus-
reichen werden. Realistische Schätzungen gehen
allerdings von bis zu 100 Millionen Euro aus. Was
machen Sie, wenn sich diese Schätzungen auch
nur teilweise realisieren? Wo werden Sie dann Ein-
sparungen vornehmen? Wie soll etwas funktionie-
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ren, was nicht genügend ausgestattet ist? Lassen
Sie mich zum Ende noch daran erinnern, dass es in
Deutschland so gut wie keine größeren IT-Projekte
gibt, die im Zeit- und vor allem im Kostenrahmen
fertiggestellt worden sind. Ich erinnere an die Ka-
tastrophe, die das besondere elektronische An-
waltspostfach gerade darstellt. Geradezu exempla-
risch zeigt es auf, wie solche Projekte erfolgreich
versenkt werden können. Ersparen Sie das dem
Thüringer Steuerzahler. Daher lehnen wir Ihren
Entwurf ab. Vielen Dank.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Huster, DIE LINKE: Das
war Ihre Rede? Das ist ja erbärmlich!)

(Zwischenruf Abg. Hey, SPD: Noch nicht ein-
mal einen Änderungsantrag!)

Präsident Carius:

Danke, Herr Abgeordneter Rudy, für Ihren Beitrag.
Als Nächste hat Frau Abgeordnete Floßmann für
die CDU-Fraktion das Wort.

Abgeordnete Floßmann, CDU:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Besu-
cher auf der Tribüne und am Livestream, werte Kol-
leginnen und Kollegen, ich habe in der ersten Le-
sung kritisiert, dass der Gesetzentwurf über drei
Jahre Einbringungszeit seit der Bundesgesetzge-
bung gebraucht hat, um den Thüringer Landtag zu
erreichen, also sehr lange. Heute sage ich: Sie le-
gen unnötige Hast an den Tag, weil Sie das Gesetz
unbedingt jetzt um jeden Preis verabschieden wol-
len.

(Zwischenruf Abg. Hey, SPD: Was denn
nun?)

Wir haben heute den 27. April. Im Ausschuss ha-
ben wir bereits deutlich gemacht, das wir es am
25. Mai, also nicht mal in vier Wochen, mit einer
veränderten Rechtslage zu tun haben. Mit Inkraft-
treten der Europäischen Datenschutz-Grundverord-
nung haben wir eine andere Rechtslage. Natürlich
können sich die Rechtslagen immer ändern, aber
wenn man das jetzt schon weiß, dann sollte man
darauf eigentlich auch reagieren. Obwohl Sie um
den Umstand wissen, wollen Sie heute unbedingt
diesen Gesetzentwurf verabschieden.

Die Datenschutz-Grundverordnung ist in weiten
Teilen unmittelbar geltendes Recht. Erst gestern
hat der Landesdatenschutzbeauftragte dazu eine
Pressemitteilung versandt und auf Neuerungen
durch das Inkrafttreten der Datenschutz-Grundver-
ordnung hingewiesen und auch den entsprechen-
den Fragebedarf dargelegt. Sollen nun die Mitarbei-
ter der öffentlichen Verwaltung bei Anwendungs-
problemen jedes Mal die Ur-Verordnung neben ihr
Gesetz legen und schauen, was gilt? Aufgrund des

umfangreichen Wirkungsgebiets, Herr Dr. Pidde,
hatten wir in Bezug auf die Datenschutz-Grundver-
ordnung als Fraktion gefordert, ein Gutachten beim
Wissenschaftlichen Dienst der Landtagsverwaltung
zu Fragen des Anwendungsvorrangs der EU-Da-
tenschutz-Grundverordnung gegenüber Rege-
lungen dieses Gesetzentwurfs in Auftrag zu geben.
Insbesondere sollte hier geschaut werden, welche
Thüringer Rechtsgrundlagen in Bezug zum Daten-
schutz im Anwendungsbereich dieses Gesetzent-
wurfs einer Änderung bedürfen oder aber auch in
anderen entsprechenden Regelwerken. Dieses
Gutachten haben Sie abgelehnt. Das ist für mich
nicht nachvollziehbar. Noch fraglicher ist es für
mich, ob Sie die Folgen Ihres Handelns vollumfäng-
lich abschätzen können. Ich glaube nicht, dass Sie
alle Fragen, die mit der Datenschutz-Grundverord-
nung aufgeworfen werden in Bezug auf Thüringer
Rechtsgrundlagen und auf Ihr Gesetz, abschätzen
können. Schon heute weist der Gesetzentwurf Defi-
zite auf, der Landesbeauftragte für den Daten-
schutz hat in seiner Stellungnahme darauf hinge-
wiesen, beispielsweise in Bezug auf die Speiche-
rung von Verkehrsdaten in § 30 hatte er den Wider-
spruch zum Telekommunikationsgesetz dargelegt.
Bis heute ist dieser Widerspruch nicht geklärt.

Ich will auch noch mal auf die Stellungnahmen der
kommunalen Familie eingehen. Der Gemeinde- und
Städtebund hat in seiner Stellungnahme darauf hin-
gewiesen und die Gemeinden hatten das auch in
vielen Gesprächen bestätigt – die Kommunen be-
grüßen ausdrücklich den Gesetzentwurf –, dass es
beispielsweise ein Gesetz dazu geben wird und ge-
ben soll – hin zu einer elektronischen Verwaltung –
aber man muss ihnen auch gestatten, dass Mängel
aufgezeigt werden. Das heißt nicht, dass der Ge-
setzentwurf nicht grundsätzlich begrüßt wird. Ich
finde es schon ein bisschen dreist, Frau Henfling,
wenn Sie dann hier sagen, dass eine fehlende digi-
tale Kompetenz vorliegt, wenn man hier Mängel
aufzeigt. Es ging nicht darum, dass man das nicht
umsetzen kann oder will, es ging darum, dass Per-
sonalaufwand und Kosten erstattet werden.

(Beifall CDU)

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir begrüßen auch ausdrücklich die Intention des
Entwurfs, das haben wir auch bereits in der ersten
Lesung betont und das haben wir auch im Aus-
schuss betont, aber wir dürfen den Kommunen
nicht zusätzliche Aufgaben geben, ohne letztend-
lich die finanziellen Möglichkeiten an die Hand zu
geben.

(Beifall CDU)

Die Landesregierung schiebt hier Projekte an, ohne
die Folgen für die Gemeinden im Blick zu haben.
Darauf hatten wir auch schon hingewiesen. Die
Kommunen sollen zum 1. Januar 2019 Servicekon-
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ten einführen, elektronische Zahlungsabwicklungs-
möglichkeiten anbieten und den Zugang zum digita-
len E-Government-Portal – und das ist eben ein
sehr ambitioniertes Ziel zum 1. Januar 2019. Davon
abgesehen, dass der Zeitrahmen sehr begrenzt ist,
sollen die Kommunen dabei auf das landeseigene
Angebot migrieren oder ihr bestehendes kompatibel
zum landeseigenen umstellen. Dieser Prozess kos-
tet Zeit und er kostet Geld und das ist auch das,
worauf der Thüringische Landkreistag hingewiesen
hat, Herr Dr. Pidde. Anders als Sie kann der Thürin-
gische Landkreistag das nämlich beziffern und hat
hier mit Investitionskosten in dreistelliger Millionen-
höhe gerechnet. Sie haben hier ein bisschen was
von mal 10 Millionen Euro da, mal 10 Millionen
Euro hier dargelegt

(Unruhe SPD)

und haben über deren Deckungsfähigkeit im KFA
gesprochen. Aber letztlich sieht der Gesamt-KFA
nicht die bezifferten Kosten vor, die die Kommunen
doch schon recht gut abschätzen können.

Es gibt viele Kommunen, die sich schon heute auf
den Weg zu einer digitalen Verwaltung gemacht
und investiert haben. Auch die sind in den Stellung-
nahmen dargelegt. Die Stadt Jena beispielsweise
hat auf diese Problematik aufmerksam gemacht,
dass sie bereits sehr weit fortgeschritten ist. Hier ist
aber auch keine Lösung durch die Landesregierung
angeboten worden, wie man das Ganze finanziert
und dann

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Sie haben das immer noch
nicht richtig verstanden!)

mit den landeseigenen Schnittstellen kompatibel
macht. Wir als CDU-Fraktion haben von der Lan-
desregierung eine Übersicht erbeten, die aufzeigen
soll, welche Projekte bereits angegangen wurden
und in welcher zeitlichen Dimension sich diese be-
finden. Diese Übersicht haben wir bis heute nicht
bekommen. Die Zusage war, dass wir diese in der
nächsten Ausschusssitzung erhalten. Das ist
schön, aber da ist der Gesetzentwurf bereits verab-
schiedet. Was soll das also im Gesetzgebungsver-
fahren noch bringen? Und dann werfen Sie uns vor,
wir würden uns nicht richtig einbringen.

(Beifall CDU)

Nicht ausgeräumt werden konnte auch im Rahmen
der Ausschussbehandlung ein Eingriff in die kom-
munale Selbstverwaltung. Die Ministerin und der
Staatssekretär hatten darauf hingewiesen, dass es
sich bei der Bereitstellung durch das Land um eine
freiwillige Leistung handelt, die zu nutzen jeder
Kommune freisteht. Natürlich ist es sinnvoll, eine
gemeinsame Infrastruktur auf den Weg zu bringen,
aber wenn hier Strukturen angepasst werden müs-
sen und Kommunen gesetzlich dazu verpflichtet
werden sollen, muss man doch mal schauen, inwie-

weit hier ein Eingriff in die kommunale Selbstver-
waltung vorliegt – und da bin ich erneut bei der An-
passung der Fachverfahren, bei den Personal- und
Sachkosten. Hier dürfen die Kommunen nicht al-
leingelassen werden, hier muss wirklich für eine
auskömmliche Finanzierung gesorgt werden. Sie
haben Kosten im übertragenen Wirkungskreis, im
Mehrbelastungsausgleich und im eigenen Wir-
kungskreis, im KFA und die sind nicht vollumfäng-
lich abgebildet.

(Beifall CDU)

Und wenn wir das heute schon mit Verabschiedung
des Gesetzentwurfs wissen, da muss man sich
doch fragen, inwieweit wir die verfassungsgemäßen
Grundlagen der auskömmlichen Finanzausstattung
einhalten oder inwieweit hier Klagen gegen den
KFA und den Mehrbelastungsausgleich bereits
heute vorprogrammiert sind.

(Beifall CDU)

Wenn dann gleich das Argument der Kostenerspar-
nis kommt: Das stimmt, irgendwann wird es eine
Kostenersparnis geben, nur nicht am Anfang, denn
die Etablierung dieser Systeme wird erst einmal
Kosten verursachen und die sind so nicht abgebil-
det. Darauf haben die kommunalen Spitzenverbän-
de mehrfach hingewiesen. Diese Anmerkungen,
Herr Dr. Pidde, sollten auch ernst genommen wer-
den, aber die bilden sich in Ihrer Gesetzeslage und
Ihrer Finanzierung KFA eben nicht ab.

(Beifall CDU)

Ich möchte an der Stelle auch noch mal auf die Ge-
biets-, Verwaltungs- und Funktionalreform einge-
hen. Eigentlich sollte man diese abwarten, bevor
man solche weitreichenden Lösungen etabliert,
denn eine Nachbesserung im Nachgang wird zu
unnötigem Aufwand und zu unnötigen Kosten füh-
ren.

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Treffen wir uns in 15 Jahren
wieder!)

Bis zum heutigen Zeitpunkt kennen wir noch nicht
Ihren Verwaltungsaufbau, Frau Henfling. Wir wis-
sen noch nicht, wie Sie die Verwaltung strukturieren
wollen. Hier hätte man im Vorfeld – darauf haben
auch die kommunalen Spitzenverbände hingewie-
sen – vielleicht eher Rücksicht nehmen sollen.

Abschließend möchte ich noch mal betonen, dass
die CDU das Ansinnen unterstützt, in der Verwal-
tung die Chance der Digitalisierung wahrzunehmen
und erste Schritte in diese Richtung zu gehen. Wir
hätten uns aber gewünscht, dass der Diskussion im
Ausschuss mehr Sorgfalt entgegengebracht wor-
den wäre, anstatt so einen ambitionierten Zeitplan
durchzudrücken.
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(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Das Gesetz liegt seit Mona-
ten vor!)

Die Kommunen müssen umfassend begleitet wer-
den und vor allem finanziell. Deshalb wird Ihr Ge-
setzentwurf oder Ihr Gesetz auch keine Aussicht
auf Erfolg haben. Wir können dem Gesetzentwurf,
auch nicht in der Form der Beschlussempfehlung,
heute nicht zustimmen. Danke schön.

(Beifall CDU)

Präsident Carius:

Als Nächster hat Abgeordneter Krumpe das Wort.

Abgeordneter Krumpe, fraktionslos:

Herr Präsident, liebe Kollegen Abgeordnete, zu-
nächst möchte ich meine Freude bekunden, dass
nach 20 mehr oder minder zielführenden Debatten-
jahren um das Thema „E-Government“ die Regie-
rung des Landes Thüringen ein Gesetz vorgelegt
hat, welches nun endlich Landes- und Kommunal-
behörden verpflichtet, Bürgeranliegen zukünftig
elektronisch entgegenzunehmen und sie auch zu
bearbeiten.

(Beifall DIE LINKE, SPD)

Die Landesregierung setzt damit den richtigen Im-
puls, um das umständliche, träge und zuweilen rea-
litätsferne Verwaltungshandeln der Lebenswirklich-
keit der Thüringer Bürger anzupassen.

Wo sich der Gesetzgeber 20 Jahre lang Zeit für
einen Gesetzentwurf gelassen hat, dort sollen die
Kommunen in einem Viertel der Zeit dieses Gesetz
umsetzen, welches umfangreiche technische und
organisatorische Restrukturierungen in nahezu al-
len Verwaltungsabteilungen hervorruft. Meine lie-
ben Kollegen Abgeordneten, die Durchführung die-
ser Restrukturierungen, insbesondere in den unte-
ren Verwaltungsebenen, macht sich aber nicht al-
lein. Dafür braucht es williges und motiviertes Fach-
personal mit Durchsetzungskraft und Spezialwis-
sen. Genau dieses gibt es eben zu wenig in den
Kommunalbehörden. Und die paar Leistungsträger,
die diese Eigenschaften mitbringen, thronen lieber
in ihren Elfenbeintürmen, abgeschieden und weit
weg von der Wirklichkeit, anstatt sich nach unten zu
bewegen und genau das zu tun, was die Bürger er-
warten, nämlich historisch gewachsene Strukturen
aufzubrechen, um die Verwaltung schlanker, digita-
ler, mit einem klaren, ergebnisorientierten Fokus zu
gestalten.

Wie also kann die Veränderungsbereitschaft und
der Willen in den Kommunen derart stimuliert wer-
den, dass bis zum Jahr 2022 landes- und bundes-
weit ein gleiches Niveau an digitalen Verwaltungs-
leistungen besteht? Idee Nummer 1: Die Dachver-
bände der Städte und Gemeinden sowie Landkrei-

se wirken derart positiv beeinflussend, dass die un-
teren Verwaltungsebenen aus eigener Kraft die
Umsetzung des E-Governments wuppen. Nachdem
jedoch der Chef vom Deutschen Städte- und Ge-
meindebund ernsthaft auf die Idee kommt, offenes
Regierungshandeln zu verwerfen, indem er Open
Government Data eine Absage erteilt, und der
Deutsche Landkreistag im Behördenspiegel da-
rüber sinniert, dass die Kommunen vom OZG nicht
betroffen wären, muss man feststellen, dass die
Dachverbände kommunaler Gebietskörperschaften
keine geeigneten Partner sind, um das E-Govern-
ment in den untersten Verwaltungsebenen umzu-
setzen.

Idee Nummer 2: Die Landesregierung schafft soge-
nannte Basiskomponenten zur Nachnutzung in den
kommunalen Gebietskörperschaften. Dadurch ver-
ringern sich die Investitionskosten auf kommunaler
Ebene und dies wirkt sich positiv auf den Verände-
rungswillen kommunaler Behörden aus. Aber auch
die Idee Nummer 2 funktioniert nicht ohne Begleit-
maßnahmen, denn das Land Thüringen verfügt be-
reits über Erfahrungen, in denen landesseitig be-
reitgestellte technische Komponenten keine kom-
munale Nachnutzung erfahren haben – und zwar
im Zusammenhang mit dem Aufbau der Geoda-
teninfrastruktur.

Meine Damen und Herren, wenn man was wuppen
will, dann muss man der Realität ins Auge blicken
und konsequent handeln. Um die kommunale
Schwäche der kleinteiligen Struktur des Freistaats
Thüringen etwas zu kompensieren, schlage ich in
meinem Änderungsantrag die Bildung eines Pflicht-
verbands als Begleitmaßnahme vor. In diesem Ver-
band müssen sich die Kommunen organisieren und
profitieren durch kostensenkende Synergien bei
gleichzeitiger Anhebung der Qualitätsstandards ih-
rer Leistungen.

Ein weiterer wichtiger Änderungsvorschlag betrifft
§ 4, den ich dahin gehend erweitert habe, dass die
kontinuierliche Weiterentwicklung des zentralen E-
Government-Portals stets nutzerzentriert erfolgen
soll.

Im Weiteren sehe ich keinen Sinn darin, unter-
schiedliche Standards für die Veröffentlichung be-
hördlicher Daten in öffentlichen Netzen zu schaffen,
sondern spreche mich dafür aus, dass festgelegte
Kategorien behördlicher Daten in einem Transpa-
renzregister nach einem einheitlichen Standard zu
veröffentlichen sind. An dieser Stelle erinnere ich
die Landesregierung höflichst, den Parlamentsbe-
schluss vom Juni 2016 zu respektieren und endlich
dem Landtag einen Entwurf für ein Transparenzge-
setz vorzulegen.

Ich bitte um Zustimmung zu meinem Antrag. Herz-
lichen Dank.
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(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Danke schön. Als Nächste hat Frau Abgeordnete
König-Preuss für die Fraktion Die Linke um das
Wort gebeten.

Abgeordnete König-Preuss, DIE LINKE:

Danke schön, Herr Präsident. Sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen, liebe Zuhörer und Zuhörerin-
nen auf der Tribüne, aber auch diejenigen, die
möglicherweise am Livestream zuschauen! Zuerst:
Ich glaube, zu dieser inkompetenten Rede des AfD-
Abgeordneten gibt es nur einen Satz zu sagen: Ich
versichere Ihnen eins und das verspreche ich hoch
und heilig: Wir werden keine Gebietsreform im In-
ternet umsetzen.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

(Heiterkeit DIE LINKE)

Zu den Ausführungen von Frau Floßmann: Da wür-
de ich mir wünschen, dass Sie sich vielleicht noch
mal mit dem Gesetzentwurf befassen – insbeson-
dere auch mit dem Änderungsantrag, den Rot-Rot-
Grün nicht nur eingebracht, sondern auch schon im
Haushalts- und Finanzausschuss beschlossen
hat – und sich eben nicht hier vorne hinstellen und
kritisieren, dass keine Mittel zur Verfügung gestellt
werden würden, dass in den Stellungnahmen des
Gemeinde- und Städtebunds bzw. des Thüringi-
schen Landkreistags entsprechende Summen an-
gegeben werden würden, was eben auch nicht so
konkret der Fall ist. Ich will da mal ganz kurz zitie-
ren: Die Stellungnahme des Gemeinde- und Städ-
tebunds spricht davon, dass die Kosten im Bereich
„E-Government“ und „IT“ für Aufgaben im eigenen
und übertragenen Wirkungskreis über die Schlüs-
selzuweisung im Kommunalen Finanzausgleich
respektive den Mehrbelastungsausgleich vollstän-
dig zu erstatten sind; das fordern sie – und dann:
„Insoweit gehen wir überschlägig von Kosten in Hö-
he von mindestens 100 Millionen Euro für die vor-
gesehenen Umsetzungen in diesem Bereich in
Thüringer Gemeinden und Gemeindeverbänden
aus.“ Das ist keine Rechnung, die dort dargelegt
wird. Da können Sie sich nicht hier vorne hinstellen
und sagen: Die und die Kosten entstehen, das for-
dert der Gemeinde- und Städtebund, das fordert
der Thüringische Landkreistag und Rot-Rot-Grün
ignoriert das einfach.

(Zwischenruf Abg. Floßmann, CDU: Sie kön-
nen ja gar keine Kosten darlegen!)

Um noch mal auf den Thüringischen Landkreistag
und dessen Stellungnahme zu verweisen, auf Sei-
te 2 steht: „Aufgrund der vorgenannten Ausführun-

gen ist davon auszugehen, dass mindestens ein
dreistelliger Millionenbetrag für Investitionen zur
Umsetzung von E-Government in Thüringen für die
Landkreise bzw. Kommunen erforderlich sein wird!“
Dreistellig – das können jetzt 100 Millionen Euro
sein, das können aber auch 999 Millionen Euro
sein. An der Stelle können Sie uns nicht den Vor-
wurf machen, dass es keine präzisen Kostenrech-
nungen gibt für das, was entsteht,

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

wenn gleichzeitig die von Ihnen hier vorne gelobten
Stellungnahmen des Landkreistags bzw. Gemein-
de- und Städtebundes ebenso wenig in der Lage
sind, das zu tun. Das vielleicht nur mal zur Erklä-
rung.

Und Sie könnten beachten, dass im Änderungsan-
trag von Rot-Rot-Grün mittlerweile sehr wohl auf-
grund der Vorschläge, aufgrund der Hinweise der
beiden Kommunalen darauf eingegangen wurde –
Herr Werner Pidde hat es ja hier vorne schon ent-
sprechend verlesen und zitiert –, dass wir in den
kommenden Jahren 80 Millionen Euro dafür zur
Verfügung stellen. Das wird aber von Ihnen nicht
gewürdigt, sondern Sie stellen sich hier vorne hin
und tun so, als ob es durch Rot-Rot-Grün sozusa-
gen nur die heutige Umsetzung und Beschlussfas-
sung des Gesetzes gebe, ohne gleichzeitig ent-
sprechende Mittel für die Kommunen zur Verfügung
zu stellen.

Was komplett ignoriert wird und was ich auch – ehr-
lich gesagt – ein bisschen schwierig finde, wenn
Sie auf der einen Seite sagen, Sie finden so etwas
ja gut, aber Sie können da heute hier nicht zustim-
men.

Präsident Carius:

Frau Abgeordnete Floßmann hat eine Nachfrage
und sie ist offensichtlich zugelassen.

Abgeordnete König-Preuss, DIE LINKE:

Nein, im Moment nicht.

Präsident Carius:

Nein?

Abgeordnete König-Preuss, DIE LINKE:

Ich würde gern erst mal meine Rede halten. Viel-
leicht erschließt sich dann für Frau Floßmann auch
einiges aus der Rede. Relativ einfach.

Sich hier vorne hinzustellen und zu sagen, dass Sie
diesem Gesetzentwurf nicht zustimmen können,
dass Sie es aber generell gut finden, ist irgendwie
ein Widerspruch in sich, denn das ist ein zukunfts-
weisender Gesetzentwurf. Das ist ein Gesetzent-
wurf, der Thüringen modern gestaltet, der es er-
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möglicht, dass endlich bürgerfreundliche Verfahren
auch im Digitalbereich möglich sind. Die Wirtschaft
hat das schon über Jahre gefordert, dass es ent-
sprechende Umsetzungen in Thüringen gibt.

Ich will darauf verweisen, wenn Sie sagen, es kann
nicht sein, dass das drei Jahre dauert, bis so ein
Gesetzentwurf vorgelegt wird, bzw. so lange daran
gearbeitet wird – der Staatssekretär hatte das,
glaube ich, in der letzten Debatte hier schon
dargestellt –: Einer der Gründe dafür ist, dass es
keinerlei Vorbereitungen im Finanzministerium –
das bis zur vergangenen Legislatur ja von der CDU
geführt wurde – für den Bereich „E-Government“,
für den Bereich „Umsetzung“, für den Bereich „Wir
müssen Thüringen in der Digitalisierung fit machen“
gab. Dann muss ich ehrlich sagen, ein bisschen
mehr Fairness an der einen oder anderen Stelle
wäre sinnvoll. Vor allem: Wenn Sie so viele Ände-
rungswünsche haben, dann machen Sie doch Än-
derungsanträge.

(Beifall SPD)

Rot-Rot-Grün hat bewiesen, dass wir in der Lage
sind, wenn Änderungsanträge sinnvoll sind, wenn
wir die für gut erachten, diesen dann auch zuzu-
stimmen.

Frau Henfling hatte schon darauf hingewiesen, was
sozusagen die großen Schritte auch im E-Govern-
ment-Gesetz und insbesondere in dem von uns
vorgelegten Änderungsantrag sind. Das eine ist § 4
im Änderungsantrag, nämlich dass wir uns dafür
einsetzen, dass es quelloffene Software gibt.

Ich will § 4 dann doch schon mal verlesen, weil ich
den sehr richtungsweisend finde und dieser viel-
leicht auch für andere Bundesländer, die sich noch
auf dem Weg befinden, als ein Vorbild dienen kann:
„§ 4 Offene Standards und freie Software“, Ab-
satz 1: „Zur Gewährleistung einer weitreichenden
Interoperabilität sind neue Anwendungen und Tech-
nologien mit offenen Schnittstellen sowie Standards
auszustatten und hierüber nutzbar zu machen.
Neue Anwendungen und Technologien sollen mög-
lichst abwärts-kompatibel sein.“ Absatz 2: „Dort wo
es technisch möglich und wirtschaftlich ist, soll der
Einsatz von Open-Source-Software vorrangig vor
solcher Software erfolgen, deren Quellcode nicht
öffentlich zugänglich ist und deren Lizenz die Ver-
wendung, Weitergabe und Veränderung ein-
schränkt.“ Absatz 3: „Bei neuer Software, die von
der öffentlichen Verwaltung oder speziell für diese
entwickelt wird, ist der Quellcode unter eine geeig-
nete Freie-Software- und Open-Source-Lizenz zu
stellen und zu veröffentlichen, soweit keine sicher-
heitsrelevanten Aufgaben damit erfüllt werden.“

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das ist wirklich richtungsweisend. Das mag für den
einen oder die andere nicht verständlich sein. Aber
Frau Henfling und auch Herr Pidde haben vollkom-

men richtig darauf hingewiesen, dass es das für
den Nutzer sicherer macht, es aber auch für die
Kommunen sicherer macht und es am Ende auch
das Sinnvollere ist. Wir hatten schon mehrfach in
den vergangenen Jahren über die Nutzung von
quelloffener Software gesprochen.

Wenn dann an der Stelle der Gemeinde- und Städ-
tebund bzw. der Thüringische Landkreistag – ich
weiß gerade nicht, wer von beiden es formuliert
hatte – darauf verweist – ah, es war der Gemeinde-
und Städtebund –, dass es so viel Kritik an Open-
Source-Produkten gibt, und dann noch erklärt, dass
unter anderem große Städte wie München nach ei-
nem Versuch mit Linux wieder zu Windows und da-
mit zu Microsoft zurückgekehrt sind, dann muss
man an der Stelle auch mal sagen: Lieber Gemein-
de- und Städtebund, München hat zehn Jahre sehr
erfolgreich mit Open-Source-Produkten gearbeitet.
Als eine kleine Information: Vielleicht finden Sie es
ja auch merkwürdig, dass im Oktober 2016 Micro-
soft entscheidet, die Deutschlandzentrale in Mün-
chen aufzumachen bzw. nach München zu verle-
gen, und dann nicht mal vier Monate später der
Stadtrat in München beschließt, wir wenden uns
jetzt von der Open-Source-Software ab und gehen
wieder zurück zum Monopolisten Microsoft. Ich fin-
de, das sollte zumindest mal mitbedacht werden,
was möglicherweise ursächlich für den Wechsel
bzw. für die Änderung gewesen ist.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Heym, CDU: Unterstel-
lung!)

Zuletzt: Was wir zumindest sehr lange auch ver-
sucht haben zu erkämpfen – übrigens schon in der
vergangenen Legislatur –, nämlich die Einführung
von wirklicher End-to-end-Verschlüsselung, heißt
PGP-Mails und eben nicht De-Mail, wie es Frau
Henfling hier schon gesagt hat, wird jetzt endlich
umgesetzt. Und das „jetzt endlich“ betone ich des-
wegen, weil es in der vergangenen Legislatur, glau-
be ich, nur zwei Beschlüsse gab, die von der Oppo-
sition sozusagen dann eingebracht und durch die
Koalition mit befürwortet wurden, und einer dieser
Änderungsanträge war die Einführung von PGP-
verschlüsselter, das heißt, wirklich sicherer E-Mail-
Kommunikation zwischen Ministerien und Bürgerin-
nen und Bürgern. Das hat Ihr damaliges Finanzmi-
nisterium in dem Zeitraum, in dem Sie es hätten
umsetzen können, nicht getan. Das spricht dafür,
wie ernst Sie an der Stelle zumindest datenschutz-
rechtliche oder auch sicherheitsrelevante Interes-
sen von Bürgerinnen und Bürgern nehmen.

Dann noch ein Hinweis, Frau Floßmann: Sie ver-
weisen darauf, dass es Städte gibt, die schon eige-
ne Systeme aufgebaut haben. Ja, das haben sie,
wie beispielsweise Jena. Dann verweisen Sie da-
rauf, dass jetzt das Gesetz erfordern würde und

10090 Thüringer Landtag - 6. Wahlperiode - 117. Sitzung - 27.04.2018

(Abg. König-Preuss)



müsste, dass man sozusagen alles neu machen
würde. Nein, dem ist nicht so. Worum es geht, ist,
dass es Schnittstellen gibt. Die sind übrigens nicht
nur durch das Thüringer Gesetz vorgeschrieben,
was wir heute hier beschließen werden, sondern
das ist eine bundesgesetzliche Vorgabe. Und wenn
ich mich richtig erinnere, war sowohl in der letzten
Legislatur als auch in der jetzigen Legislatur die
CDU in irgendeiner Form mit an der Regierung be-
teiligt. Danke schön.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Ich habe eine weitere Wortmeldung. Herr Abgeord-
neter Prof. Dr. Voigt hat für die CDU-Fraktion um
das Wort gebeten.

Abgeordneter Prof. Dr. Voigt, CDU:

Sehr geehrter Herr Präsident, werte Kolleginnen
und Kollegen! Liebe Katharina König-Preuss, die
Darstellung war ja jetzt: Die Union lehnt das ab

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Ja, das haben Sie doch gera-
de gesagt!)

– nein! –, weil wir das irgendwie rechtlich oder fi-
nanziell nicht würdigen können. Das stimmt nicht,
nein!

(Zwischenruf Abg. König-Preuss, DIE LINKE:
Zumindest Ihre Kollegin hat es nicht ge-
macht!)

Wir als Union lehnen das ab, weil das, was die Re-
gierung hier vorgelegt hat, konzeptionell aus der
Vergangenheit kommt, aber nicht fit macht für das,
was wir im E-Government in der Zukunft brauchen.
Deswegen lehnen wir das ab

(Beifall CDU)

– ich will es auch in der Sache begründen –, weil
Sie strategisch einen massiven Fehler machen.
Und den will ich Ihnen gar nicht vorwerfen, aber der
zeugt davon, wie Ihre Regierung aufgestellt ist. Die
einen beschäftigen sich – und ich habe das schon
einmal bei der Einbringung Ihres Gesetzes gesagt
– mit E-Government, die anderen legen eine Digita-
lisierungsstrategie vor, die das gar nicht beinhaltet.
Da will ich Ihnen nur sagen, da können Sie viel-
leicht nichts dafür, aber Sie sollten sich wenigstens
miteinander abstimmen. Denn der entscheidende
Punkt einer Digitalisierungsstrategie wäre, doch zu
sagen: Wir begreifen endlich, dass wir vom Nutzer
aus zu denken haben, vom Bürger aus zu denken
haben und eben nicht von den Verwaltungsstruktu-
ren, die wir vorfinden. Deswegen bauen Sie jetzt ei-
ne Infrastruktur auf – das kann ich Ihnen garantie-
ren –, die in fünf Jahren absolut nicht mehr zeitge-

mäß sein wird. Aber: Das ist ja kein Problem, Sie
haben in Ihrem Gesetzentwurf geschrieben, es
muss ja eh erst bis 2030 umgesetzt sein, also inso-
fern werden Sie da noch einmal rangehen und es
noch einmal verändern. Und das ist der Vorwurf,
den wir Ihnen machen. Sie haben keine Strategie,
was das Thema angeht.

(Beifall CDU)

Ich kann es Ihnen auch sagen: Da gibt es Ansätze
in dem Gesetz, worauf man aufbauen kann – die
Frage von Interoperabilität. Aber da geht es nicht
um die Frage, wie wir das organisieren; es geht um
die Frage, welchen Datenpool wir dahinter anbieten
wollen, der sowohl für Kommunen als auch für das
Land als auch gegebenenfalls für den Bund ge-
meinsam nutzbar sein kann, quasi eine Basisinfra-
struktur zu legen, an die sowohl private als aber vor
allen Dingen auch öffentliche Institutionen an-
docken können.

Sie glauben doch nicht ernsthafterweise, dass wir
in Zukunft über diese Fragestellung nur allein staat-
lich zu reden haben, sondern wir müssen si-
cherstellen, dass private Anbieter, die vielleicht
auch quasi öffentlich-rechtliche Dienste erbringen,
genau an dieser Infrastruktur mit andocken können.
Aber das würde voraussetzen, dass wir nicht in den
Verwaltungsstrukturen und -ebenen denken, son-
dern dass wir begreifen, dass wir genau vom Bür-
ger aus das Ganze zu denken haben und eben
auch vom Nutzer aus.

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Aber genau das machen Sie
selbst!)

Das ist Punkt 1. Dann kommt Punkt 2 hinzu, dann
kriegt man vielleicht auch die Kurve, was das The-
ma „Individuelle Nutzerfreigabe“ angeht, nämlich:
Was gibt der Einzelne von seinen Daten preis? Kol-
legin Floßmann hat es zum Thema „Datenschutz-
Grundverordnung“ ausgeführt. Ab 25.05. ist die
Fragestellung „Was gibt der Einzelne von sich an
Daten preis und was ist er gewillt, dem Staat auch
gegenüber an Weiterverarbeitung zu gewähren?“
die zentrale Fragestellung innerhalb der Euro-
päischen Union. Wenn wir das ernst nehmen wol-
len, dann müssen wir letztlich auch dafür Sorge tra-
gen, dass diese individuellen Nutzerfreigaben eine
zentrale Rolle spielen in einem E-Government-Kon-
zept, in einer Digitalstrategie.

Dann kommt Punkt 3 hinzu, dann geht es um diese
Fragestellung: Wie identifiziere ich den Einzelnen in
diesem Raum? Deswegen ist die Frage von elek-
tronischer Identifizierung eine ganz wesentliche
Fragestellung davon, wie E-Government in Thürin-
gen funktionieren kann. Dann kommt hinzu, dass
wir standardisierte Datenformate brauchen. Diese
standardisierten Datenformate stellen sicher, dass
der Austausch gewährleistet ist, sei es eine App,
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die dann Jena-App heißt und die vielleicht Informa-
tionen in ein solches Datenuniversum wieder zu-
rückspielt, interoperabel in diese jeweiligen Daten-
banken hinein, und dann natürlich auch wieder als
ein gemeinsames Format anerkannt wird und dann
eben auch wieder auslesbar ist. Das ist das, was
der Kollege mit der Frage angesprochen hat: Was
wollen wir dann auch öffentlich transparent an
Open Government Data sichtbar machen als aggre-
gierte Daten von Nutzern oder eben auch nicht?

Dann kommt last, but not least eine umfassende Si-
cherheitsarchitektur hinzu, denn da geht es doch
bitte schön nicht nur um E-Mail-Dienste, da geht es
doch um die Frage: Wer hackt wo rein? Und wenn
wir diese Sicherheitsstrategien nicht im Bereich von
Cybersecurity sauber deklinieren können, dann, fin-
de ich, tun wir uns einen Bärendienst.

Also: Ich respektiere – und ich weiß, was als Vor-
wurf kommen wird: das hätten Sie doch auch alles
als Änderungsanträge zu unserem E-Government-
Gesetz bringen können –, ich respektiere, dass Sie
das vorlegen und für sich als gut befinden. Aber
respektieren Sie bitte schön auch, wenn wir als
CDU-Fraktion sagen, dass Sie damit nicht die ge-
eignete Antwort darauf geben, was Thüringen ei-
gentlich braucht. Wir haben immer angeboten, dass
wir in diesem Dialog helfend zur Seite stehen wol-
len, weil wir glauben, dass wir in den nächsten vier/
fünf Jahren allein in Deutschland eine massive De-
batte bekommen werden. Der Bund wird, wenn Sie
sich den Koalitionsvertrag anschauen, über die Fra-
ge „Eigentumsrechte von Daten“ ein eigenes Ge-
setz entwickeln. Die Fragestellung, welche Stan-
dards wir deutschlandweit ausrollen, um zum Bei-
spiel darauf zu reagieren, dass bis zum Jahr 2020
50 Milliarden Dinge miteinander vernetzt sein wer-
den – von Autos, über Uhren bis eben zu Weara-
bles –, das sind alles Fragestellungen, die uns be-
schäftigen werden. Da brauchen wir nicht zu glau-
ben, dass Thüringen da irgendwie außen vor sein
wird.

Deswegen war unser Angebot von Anfang an – und
das ist das, was Kollegin Floßmann deutlich ge-
macht hat –, dass wir Sie da gern mit begleiten wol-
len, aber auf eine Art und Weise, bei der Augenhö-
he gewährt ist und uns nicht vorgeworfen wird,
dass unsere Fragenkataloge eine Beschäftigungs-
therapie sind. Nein, Sie sollten diesen Aspekten auf
den Grund gehen, aber offensichtlich war es ja
nicht relevant genug. Schönen Dank.

(Beifall CDU)

Präsident Carius:

Vielen Dank. Es hat sich Abgeordnete König-
Preuss noch mal für die Fraktion Die Linke gemel-
det.

Abgeordnete König-Preuss, DIE LINKE:

Danke schön, Herr Präsident. Ich mag ja diese
Nerddebatten und ich mag es, wenn dann auch mal
jemand von der CDU vorn steht, bei dem man zu-
mindest davon ausgehen kann, dass es verständ-
lich ist, worum es in diesem Gesetz geht.

(Zwischenruf Abg. Heym, CDU: Wie frech ist
denn das?)

Entschuldigen Sie, dass ich das an der Stelle mal
kritisiere: Ihre Kollegin Floßmann hat die ganze Zeit
darüber gesprochen, was mit der kommunalen Fi-
nanzierung ist, ohne gleichzeitig den Änderungsan-
trag mit aufzunehmen und mit wahrzunehmen.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ihre Kollegin Floßmann hat nicht davon gespro-
chen, dass dieses Gesetz nicht den Ansprüchen ei-
ner modernen Zeit gerecht wird, sondern hat sich
auf einen sehr minimalen, kleinen Teil des Gesetz-
entwurfs zurückgezogen.

(Zwischenruf Abg. Prof. Dr. Voigt, CDU:
Auch das reicht!)

Und an der Stelle muss ich einfach mal sagen:
Dann stimmen Sie sich doch innerhalb der CDU-
Fraktion mal untereinander ab, was Ihre Hauptkri-
tikpunkte an diesem Gesetz sind. Dann überlegen
Sie, ob Sie möglicherweise im Haushalts- und Fi-
nanzausschuss oder auch im Wirtschafts-/Wissen-
schaftsausschuss entsprechende Anregungen, Fra-
gen oder auch Änderungsanträge stellen. Aber
wenn Sie das nicht machen, dann ist halt auch ir-
gendwann mal der Punkt da, wo man sagen muss:
Auf Augenhöhe zusammenarbeiten – ja sehr gern;
aber da gehört eben auch dazu, dass das, was
man ändern will, entsprechend formuliert wird. Aber
zumindest aus der Haushalts- und Finanzaus-
schusssitzung, in der ich war, kann ich sagen: Da
ging es nicht um Datenschutz, da ging es nicht da-
rum, was jetzt hier kritisiert wurde von Ihnen, son-
dern da ging es immer nur darum, wie die Kommu-
nen ausfinanziert werden.

(Beifall DIE LINKE)

(Unruhe CDU)

Und da noch mal: Wir haben in unserem Ände-
rungsantrag ganz klar formuliert, dass in den
nächsten Jahren für die Kommunen 80 Millionen
Euro zur Verfügung gestellt werden. Und dann neh-
men Sie das doch mal bitte entsprechend zur
Kenntnis, dass wir da auf Kritik entsprechend rea-
gieren und das entsprechend umsetzen.

Zur Datenschutz-Grundverordnung will ich nur eins
sagen: Natürlich wird die Datenschutz-Grundver-
ordnung, wenn sie hier in Kraft getreten ist, das
heißt Ende Mai, für das E-Government-Gesetz gel-
ten. Da machen wir uns doch alle nichts vor. Und
dann kommt aber von mir wieder eine Kritik: Jetzt
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bringen Sie plötzlich die Datenschutz-Grundverord-
nung hier mit ins Spiel, Frau Floßmann. Reden Sie
doch mal bitte mit Ihren Kolleginnen und Kollegen!
Wir haben in Thüringen

(Zwischenruf Abg. Floßmann, CDU: Wir ha-
ben doch dazu das Gutachten im Ausschuss
gefordert!)

– warten Sie doch mal, bis mein Satz zu Ende ist,
dann verstehen Sie vielleicht, was ich Ihnen sagen
will – einen Datenschutzbeirat, der sich unter ande-
rem schon länger mit der Datenschutz-Grundver-
ordnung befasst

(Unruhe CDU)

und der unter anderem auch dort thematisiert, was
sozusagen notwendig ist.

(Zwischenruf Abg. Heym, CDU: … wenn man
keine Argumente hat!)

Ihre Kollegen und Kolleginnen kommen nicht zu
den Sitzungen des Datenschutzbeirats

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

und dann stellen Sie sich hier vorne hin und wollen
uns erklären, dass wir die Datenschutz-Grundver-
ordnung nicht im Blick haben. Entschuldigen Sie,
aber das ist für mich keine Auseinandersetzung auf
Augenhöhe. Ich bin – wie gesagt – gern bereit, da-
rüber mit Ihnen ins Gespräch zu kommen, nur jetzt
ist der Punkt auch irgendwann mal vorbei. Wir wol-
len, dass Thüringen vorangeht. Wir wollen, dass
endlich mal die entsprechenden Umsetzungen
stattfinden. Deswegen werden wir heute hier das E-
Government-Gesetz beschließen. Danke schön.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

(Unruhe CDU)

(Zwischenruf Abg. Heym, CDU: In anderthalb
Jahren geht es wieder vorwärts!)

Präsident Carius:

Frau Abgeordnete Henfling hat noch mal um das
Wort gebeten, dann Frau Floßmann.

Abgeordnete Henfling, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Kollege Voigt hat hier angebracht, das E-Govern-
ment-Gesetz würde nicht von den Bürgerinnen und
Bürgern her denken. Das ist natürlich Quatsch,
denn zentral für dieses E-Government-Gesetz ist
das Servicekonto. Darüber kann man lachen, man
kann sich aber vielleicht auch an die eigene Nase
fassen und sich fragen: Wer hat sich das ausge-
dacht? Dann kommt man wieder zu der Erkenntnis,
die Frau König-Preuss heute schon mal hatte, das

könnte eventuell die CDU gewesen sein, die auf
Bundesebene eventuell in der Regierung mitregiert.

(Unruhe CDU)

Dann kann man sich hier auf Landesebene hinstel-
len und sich darüber aufregen oder man kann es
zur Kenntnis nehmen und vielleicht darüber disku-
tieren. Das, was Sie hier gerade gemacht haben,
haben wir in der Koalition diskutiert. Wir haben da-
rüber diskutiert, wie denn zum Beispiel Bürgerinnen
und Bürger ihre Daten freigeben. Das Problem ist,
wir warten auf den IT-Planungsrat und die Ent-
scheidung auf Bundesebene.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wenn nämlich auf Landesebene alle anfangen,
selbst darüber zu entscheiden, wie das funktionie-
ren soll, dann wird es nämlich nicht gehen.

Herr Voigt, da können Sie mit dem Kopf schütteln,
aber den Föderalismus finden Sie in der CDU so
super gut,

(Zwischenruf Abg. Prof. Dr. Voigt, CDU:
Stimmt doch!)

den halten Sie immer ganz hoch, aber auch im Fö-
deralismus muss man gerade bei Fragen der Digi-
talisierung eventuell mit dem Bund und auch mit
den anderen Bundesländern mal was abstimmen.
Von daher ist das Gesetz so angelegt, dass es ge-
nau von den Bürgerinnen und Bürgern her gedacht
ist, und es ist nicht an den bestehenden Verwal-
tungsstrukturen ausgerichtet. Das ist schlicht und
ergreifend falsch. Dann haben Sie es nicht verstan-
den, genauso wahrscheinlich wie Ihre Kollegin
Floßmann.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Entschuldigung, auch das mit der Datenschutz-
Grundverordnung haben Sie immer noch nicht klar
bekommen. Uns ist es aufgefallen und das hat die
Kollegin Floßmann im letzten Ausschuss auch an-
gesprochen, dass es da noch eine Diskrepanz gibt.
Aber die Datenschutz-Grundverordnung greift am
25. Mai einfach so und sie gilt – Punkt, Ende,
aus –, egal ob in diesem Gesetz zehn Tage oder
drei Wochen drinstehen.

Präsident Carius:

Ich bitte mal um etwas mehr Ruhe auf der Besu-
chertribüne. Wir haben Sie gern zu Gast, aber es
wäre schön, wenn wir unsere eigenen Debatten
noch selbst hören könnten.

Abgeordnete Henfling, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Ich war eigentlich fast fertig.
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Ich wollte einfach nur noch mal betonen, dass Sie
sich das hier ein bisschen zu einfach machen in der
Debatte und dass Sie Ihre Verantwortung an der
Stelle ausblenden. In der HuFA-Sitzung am
23. März hatten Sie schon den ausführlich beant-
worteten Fragenkatalog des Finanzministeriums
vorliegen. Daraus ist – genau – nichts gefolgt. Das
Einzige, was Sie in der letzten HuFA-Sitzung ge-
macht haben, ist, die Fragen, die Sie schriftlich
gestellt haben, noch mal zu stellen. Das zeigt –
Entschuldigung, das ist meine schlussendliche Fol-
gerung daraus –, Sie haben nicht verstanden, was
wir hier eigentlich machen und was wir eigentlich
wollen. Sie verweigern sich schlicht und ergreifend
einer Modernisierung Thüringens.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Als nächste Rednerin hat Abgeordnete Floßmann
das Wort.

Abgeordnete Floßmann, CDU:

Frau Henfling und Frau König-Preuss, ich weiß gar
nicht, warum Sie sich hier so aufregen. Sie wider-
sprechen sich außerdem ständig. Frau Henfling
sagt, ich hätte in der letzten Haushalts- und Finanz-
ausschusssitzung die Datenschutz-Grundverord-
nung angesprochen. Sie sagen: Davon war keine
Rede.

(Zwischenruf Abg. König-Preuss, DIE LINKE:
In der ich war, nicht!)

Sie haben ein Gutachten gefordert zur Daten-
schutz-Grundverordnung in der letzten Haushalts-
und Finanzausschusssitzung. Da sollten Sie sich
mal auf den aktuellen Stand bringen. Sie haben es
abgelehnt. Jetzt wird hier behauptet, wir hätten uns
damit überhaupt nicht beschäftigt.

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Haben Sie auch nicht!)

Sie widersprechen sich hier ständig. Vielleicht soll-
ten Sie mal zur Kenntnis nehmen, wenn Sie hier
kritisieren, dass ich hier vorrangig Finanzfragen klä-
re, dass der Haushalts- und Finanzausschuss der
federführende Ausschuss ist und der Wirtschafts-
ausschuss nur der mitberatende. Da ist es legitim,
dass wir hier die Finanzfragen für die Kommunen
klären.

(Beifall CDU)

(Unruhe DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Sie haben es nämlich nicht umzusetzen. Die kom-
munale Familie hat das umzusetzen, was Sie hier
verzapfen.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. König-Preuss, DIE LINKE:
Wir haben das im Änderungsantrag geklärt!
Nehmen Sie das doch mal zur Kenntnis!)

Vizepräsidentin Jung:

Es liegen mir jetzt keine weiteren Wortmeldungen
vor. Herr Staatssekretär Schubert für die Landesre-
gierung.

Dr. Schubert, Staatssekretär:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und
Herren Abgeordneten, liebe Zuhörerinnen und Zu-
hörer, ehe ich mit meiner eigentlichen Rede anfan-
ge, würde ich gern noch mal auf Herrn Voigt einge-
hen. Ich glaube, innerhalb der Landesregierung
sind die Zuständigkeiten klipp und klar geregelt. Für
das E-Government ist das Finanzministerium zu-
ständig, speziell ich als CIO; für die digitale Infra-
struktur, Breitbandausbau, Digitalisierung der Wirt-
schaft ist das Wirtschaftsministerium zuständig. Im
Gegensatz dazu beim Bund – das wissen Sie ganz
genau, wie es dort läuft –: Da ist das Innenministe-
rium ein bisschen für E-Government zuständig,
aber vielleicht auch Frau Bär im Bundeskanzleramt
– so richtig weiß das momentan überhaupt gar kei-
ner –, dann ist noch das Verkehrsministerium für
den Breitbandausbau zuständig und das Bundes-
wirtschaftsministerium – ich glaube, das sind jetzt
alles CDU- und CSU-Ministerien –, das ist auch
wieder ein Stück weit für die Digitalisierung zustän-
dig. Also da warten wir jetzt mal noch ein Stück weit
ab, bis sich das alles innerhalb der CDU und der
Bundesregierung sortiert hat, damit wir wissen, wer
da unsere Ansprechpartner sind.

(Zwischenruf Abg. Hey, SPD: Bis die anfan-
gen zu arbeiten!)

In Thüringen ist das geklärt. Das erst mal als Ers-
tes.

Die Vorwürfe, die Sie uns gegenüber erhoben ha-
ben, hätten Sie alle beantwortet bekommen, wenn
Sie im Ausschuss diese Fragen gestellt hätten:

(Beifall DIE LINKE)

Die Frage „CERT“, also Cybersicherheit, was wir da
im Landesrechenzentrum aufbauen, die Frage ei-
nes interoperablen Servicekontos, wie wir das ma-
chen wollen, das ist alles klipp und klar bei uns kon-
zeptionell vorgesehen und wir arbeiten daran. Da
sind wir nicht weiter zurück als andere Bundeslän-
der, sondern wir arbeiten daran gemeinsam mit den
anderen Ländern. Das ist doch der Stand, den wir
haben. Das Gesetz schafft doch nur den Rahmen
der Umsetzung und regelt doch nicht Details, wie
zum Beispiel das Servicekonto ganz genau wo ein-
geführt werden soll.
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Jetzt komme ich zu meinen eigentlichen Ausführun-
gen: Wir wissen alle, dass wir beim Thema „E-Go-
vernment“ in Deutschland nicht gerade Spitze in
Europa und der Welt sind. Dazu muss ich keine
Ausführungen mehr machen. Was sind die Haupt-
gründe? Wir haben 10.500 Gemeinden in Deutsch-
land. Wir haben 280 Landkreise, wir haben 16 Län-
der, wir haben den Bund, wir haben noch diverse
zwischenstaatliche Institutionen wie Rentenversi-
cherungsträger, Krankenkassen usw. Alle die bie-
ten dem Bürger Verwaltungsleistungen an und ha-
ben auf der anderen Seite Daten des Bürgers in ih-
ren eigenen Servern gespeichert, die nicht aus-
tauschbar sind, allein wegen des Datenschutzes,
aber auch weil die Behörden IT-mäßig gar nicht zu-
sammenarbeiten. Das ist das Problem, was wir ha-
ben.

Ich kann Ihnen aber sagen, ich bin erfreut, dass es
momentan eine Entwicklung in Deutschland gibt,
die ich erst einmal so erlebt habe: Das war Anfang
der 90er-Jahre, als wir ein gewaltiges Müllentsor-
gungsproblem hatten und die Verwaltung damals
relativ schnell, in wenigen Jahren, das Problem ge-
löst hat. Momentan erlebe ich – das haben wir bei
unserem Fachkongress gesehen, den wir jetzt im
IT-Planungsrat in Weimar ausgerichtet haben, wo
wir gar nicht genügend Plätze zur Verfügung hatten
für die Leute, die sich angemeldet haben –, dass
sich alle auf den Weg machen – das ist die gute
Nachricht – und enormen Druck verspüren, jetzt bei
der Digitalisierung der Verwaltung voranzukommen.
Ich sage mal eins voraus: In fünf bis zehn Jahren
wird die Verwaltung, wie wir sie heute kennen, nicht
mehr die sein, sondern es wird eine völlig andere
Verwaltung da sein. Es wird eine Verwaltung da
sein, die digital arbeitet, die viele Prozesse gar
nicht mehr von Mitarbeitern abarbeiten lässt, son-
dern die von Computern abgearbeitet werden. Da
80 Prozent aller Verwaltungsleistungen von den
Bürgern auf der kommunalen Ebene abgearbeitet
werden oder beantragt werden, ist für uns eines der
wichtigsten Dinge die Zusammenarbeit mit der
kommunalen Ebene, und zwar Lösungen dann hin-
zukriegen, die auch aus einer Hand angeboten wer-
den können, denn es ist für den Bürger. Das ist
jetzt – Herr Voigt, vom Bürger aus gedacht – das
Allerschlimmste, wenn er erst mal in einem
Dschungel im Internet suchen muss, wer denn
überhaupt zuständig ist und wo man denn jetzt den
Antrag findet, den man ausfüllen muss, um am En-
de meine Verwaltungsleistung zu bekommen. Ge-
nau das haben wir in Thüringen nicht vor, sondern
wir wollen ein interoperables Servicekonto mit den
angeschlossenen Verwaltungsleistungen einführen,
wo es für den Bürger letztendlich egal ist, welche
Behörde gerade zuständig ist. Er hat ein konkretes
Anliegen und das wird online abgearbeitet, und
zwar 24 Stunden, sieben Tage die Woche.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wer im Hintergrund diesen Antrag bearbeitet, das
ist ihm völlig egal. Er bekommt dann seinen Be-
scheid – oder was auch immer damit zusammen-
hängt – wieder in sein Servicekonto zurück und die
Sache ist erledigt. So werden wir vorgehen. Des-
halb ist uns die Zusammenarbeit mit den Kommu-
nen so wichtig. Deshalb sind wir jetzt dabei – wie
es auch im Koalitionsvertrag festgelegt ist –, eine
Rahmenvereinbarung mit den Kommunen, mit den
kommunalen Spitzenverbänden abzuschließen; da-
zu haben wir mit den kommunalen Spitzenverbän-
den schon zwei Runden gedreht. Ich hoffe, dass wir
noch vor der Sommerpause dann zum Abschluss
kommen können. Die müssen noch mal in ihre Gre-
mien gehen, wir, denke ich, werden damit ins Kabi-
nett gehen und dann haben wir Bedingungen, die
notwendig sind, um mit den Kommunen so zusam-
menzuarbeiten, wie ich es vorhin beschrieben ha-
be.

Welches Problem haben wir auf der Ebene? Thü-
ringen ist das einzige Land, das keinen leistungs-
starken IT-Dienstleister auf der kommunalen Ebene
hat. Alle anderen Länder haben das. Warum ist das
in Thüringen nicht passiert? Ich weiß es nicht.
Warum hat sich niemand in den letzten 20 Jahren
darum gekümmert, dass ein leistungsstarker IT-
Dienstleister für die kommunale Ebene entsteht?

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir haben es jetzt hier in Thüringen mit 17 Land-
kreisen und 800 Gemeinden zu tun, die alle irgend-
was im Bereich IT machen wollen. Jetzt ist es erst
mal die wichtigste Aufgabe, überhaupt dahin zu
kommen, einen einheitlichen Ansprechpartner zu
haben. Die kommunalen Spitzenverbände sind das
zwar, aber die können natürlich auch nicht in die
Verwaltung der Kommunen eingreifen, sondern
können nur vermittelnd wirken. Das ist also eines
der Anliegen, die wir mit der Rahmenvereinbarung
lösen wollen. Wir sind da im guten Gespräch, aber
wir hinken dort Jahre hinterher. Das ist das Pro-
blem.

Ich beschreibe noch mal das Konzept, wie wir ge-
meinsam mit den Kommunen insgesamt vorgehen
wollen. Im Wesentlichen gibt es in den Verwaltun-
gen Fachverfahren, die aber keinen Online-Teil ha-
ben. Wir haben ein Antragssystem – das nennt sich
ThAVEL, der Name ist aber zunächst völlig egal –
und zu diesem Antragssystem kommen Basiskom-
ponenten wie ein Bezahlsystem, wie ein Service-
konto – interoperabel –, wo man sich bundesweit
einloggen kann. Dazu kommt die ID auf Personal-
ausweisbasis – das ist das, was Herr Voigt vorhin
gefragt hat, was wir längst gelöst haben; ich weiß
gar nicht, warum es da überhaupt ein Problem
gibt –, also eine sichere Authentifizierung über den
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Personalausweis ist von uns in Thüringen zum Bei-
spiel bei Kfz Stufe 1 und 2 schon längst realisiert.
Es kommen noch weitere Komponenten dazu. Das
ist die eine Seite.

Die andere Seite ist das Fachverfahren. Wir wollen
in Zukunft vor allem dort investieren, dass die Fach-
verfahren fit gemacht werden, dass die Daten aus
dem Antragsmanagement in das Fachverfahren
eingepflegt werden können, damit das nicht mehr
händisch passieren muss, sondern automatisiert
stattfindet und in dem Fall, in dem der Bearbeiter
das noch mal bearbeiten kann, dann auch in das
Servicekonto auf den jeweiligen Antragsteller zu-
rückgebracht wird.

Aber das wird noch einen Schritt weiter gehen. Die
Frage ist, warum zum Beispiel bei i-Kfz – also bei
der elektronischen Zulassung von Fahrzeugen –
überhaupt noch ein Mitarbeiter gebraucht wird.
Denn wenn man die Daten alle eingegeben hat und
das System stellt fest: Jawohl, da gibt es eine Ver-
sicherungsnummer, da sind die richtigen Kennzah-
len des Fahrzeugs eingegeben worden, dann ist die
Zulassung zu erteilen. Das muss kein Mitarbeiter
mehr machen, das kann die Maschine machen.
Und die Mitarbeiter können im Haus für andere Auf-
gaben eingesetzt werden. Das ist nur mal ein Bei-
spiel bei i-Kfz.

Bei der Steuer machen wir das schon längst, dass
nämlich bestimmte Steuererklärungen überhaupt
gar nicht mehr von den Bearbeitern angefasst wer-
den, sondern die kommen …

(Zwischenruf Abg. Heym, CDU: Da habe ich
aber eine böse Maschine, die für mich zu-
ständig ist!)

Ja, sie sind wahrscheinlich nicht so ein einfacher
Fall, deswegen ist es bei Ihnen nicht die Maschine.
Aber es ist doch die Zukunft, dass die Verwaltungs-
mitarbeiter von diesen einfachen Arbeiten befreit
werden und dass es auch zu einer wesentlich hö-
heren Effizienz kommt.

(Beifall DIE LINKE)

Dahin haben wir uns auf den Weg gemacht. Wich-
tig ist hier auch die Zusammenarbeit bundesweit,
denn zum Beispiel das Thema „Registerlandschaft“,
das heißt, dass – und hier sind wir beim Daten-
schutz –, wenn der Bürger selbst genehmigt, dass
auf die Daten zurückgegriffen werden kann, es
dann doch viel sinnvoller ist, wenn man nicht jedes
Mal seine Geburtsurkunde vorlegen muss, weil die
sowieso irgendwo im System drin ist. Der nächste
Schritt, der dann kommen wird – das ist noch Zu-
kunftsmusik –, ist dann, die Daten in Blockchain-
Technologie zu hinterlegen; das heißt, ich bin Herr
meiner Daten, die sind also nicht auf irgendeinem
staatlichen Server abgelegt, sondern die sind welt-
weit über eine Verkettung, also Blockchain-Techno-
logie, hinterlegt. Über meinen Schlüssel gebe ich

die Daten für den Moment frei, wo die in der Behör-
de gebraucht werden. Da gibt es auch schon Kon-
zepte. Wir werden schauen, wie weit wir damit
kommen. Das ist also unser Konzept für die Digitali-
sierung, die dem Bürger zugutekommt.

Jetzt komme ich noch mal zu der Verwaltung auf
Landesebene, wie das da aussieht. So in der 1.,
2. Schulklasse hatten wir in der DDR Schulgarten-
unterricht. Das war eigentlich nicht schlecht, da hat
man eine Menge gelernt, wie man so Dinge anbau-
en kann. Da hat der Schulgartenlehrer gesagt: Wer
ein Jahr lässt sein Unkraut stehen, muss sieben
Jahre jäten gehen. – So ähnlich kommt mir das bei
der IT-Landschaft in Thüringen vor. Da ist über
14 Jahre ein Wildwuchs entstanden – keine Wüste,
weil in der Wüste ja nichts wächst. Hier ist sehr viel
gewachsen, aber leider alles durcheinander. Es gibt
unzählige physische Server. Die muss man erst
mal alle einsammeln. Ich weiß nicht, wie viele Jahre
wir dazu noch brauchen werden. Man kann die
nicht morgen abstellen und dann sagen, jetzt sind
sie im TLRZ. Das geht nicht, weil die Systeme alle
extra laufen. Das heißt, wir haben jetzt einen Plan
entwickelt, wo wir schrittweise, innerhalb von fünf
Jahren ab jetzt – wir haben uns schon auf den Weg
gemacht, ich sage: fünf Jahre ab jetzt –, die gesam-
te IT-Technologie im Landesrechenzentrum zentra-
lisieren werden. In den Dienststellen wird es dann
noch virtuelle Desktops und virtuelle Clients geben
und es wird vielleicht in dem einen oder anderen
Haus noch einen Server geben, wo Daten gespei-
chert werden. Die sollen aber dann zentral gesteu-
ert werden. Denn nur so können wir eine IT-Land-
schaft schaffen, die effizient ist – das ist mal das
Erste –, die nicht so viel Energie verbraucht. Die
vielen Server, die überall rumstehen, brauchen alle
Strom, werden aber nur zu 20 Prozent überhaupt
ausgenutzt, weil die in der Spitze die Leistung zwar
brauchen, aber dauerhaft eben nicht. Mit virtueller
Servertechnik geht das. Also das heißt, wir haben
auch hier einen Plan, wie wir das machen können.

Das Gleiche gilt auch für die elektronische Akte, die
auch Gegenstand dieses Gesetzes ist. Auch da ist
ein Wildwuchs entstanden, der wieder eingefangen
werden muss. Irgendwann 2004 oder so sind die
ganzen Lizenzen gekauft worden – übrigens von ei-
ner Thüringer Firma, von PDV, also auf Basis von
VIS. Ab da hat sich niemand mehr richtig darum ge-
kümmert, dass es zentral gesteuert wird. Jedes
Haus hat irgendetwas weiterentwickelt. Da sind
jetzt völlig unterschiedliche VIS-Versionen entstan-
den mit unterschiedlichen Datenbanken, die einen
auf Oracle-Basis, die anderen auf SQL-Datenbasis.
Jetzt muss man das erst mal alles wieder zusam-
menführen, ohne dass dadurch ein Qualitätsgewinn
entsteht. Der entsteht erst im nächsten Schritt,
wenn wir alle die gleiche Basis im TLRZ haben.
Dann können wir dahin kommen, dass wir Doku-
mente medienbruchfrei austauschen können. Heute
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schicken wir noch 45 Exemplare von Kabinettsvor-
lagen an die Staatskanzlei, 45 Exemplare ausge-
druckt, oder acht Exemplare von anderen Sachen
an den Landtag. Das muss aufhören, das kann al-
les elektronisch passieren, das brauchen wir alles
nicht.

(Beifall DIE LINKE, SPD)

Aber da müssen wir erst mal diesen Wildwuchs –
sozusagen – beseitigen. Da haben wir uns auf den
Weg gemacht. Wir haben ein klares Konzept und
wir haben für all diese Dinge Projektgruppen einge-
setzt. Das ist vielleicht auch für viele in der Verwal-
tung etwas Neues, dass man nicht in der klassi-
schen Hierarchie arbeitet, sondern dass man zeit-
lich befristet – das ist ja der Charakter eines Pro-
jekts – für eine bestimmte Aufgabenerledigung ein
Team einsetzt. Da muss nicht der Projektleiter der
Höchstrangige sein, das kann auch ein Sachbear-
beiter sein. So machen wir das jedenfalls. Dann
wird das Projekt abgearbeitet. So eines haben wir
auch ressortübergreifend zum Beispiel bei der elek-
tronischen Akte. Wir haben ein ressortübergreifen-
des Projektteam eingesetzt, was innerhalb von fünf
Jahren das Thema endgültig löst. Innerhalb von
zwei Jahren werden wir das in den obersten Lan-
desbehörden gelöst haben, also in den Ministerien.
Dann wird bis zum letzten Forsthaus die elektroni-
sche Akte einheitlich eingeführt und wir können
quasi papierfrei arbeiten. Im Finanzministerium ha-
ben wir uns auf den Weg gemacht und jetzt haben
wir noch so ein bisschen Parallelbetrieb, deswegen
habe ich da auch noch so ein paar Akten liegen, so
bis 1.6., und dann ist das Papier erst mal im Haus
weg. Wir müssen dann natürlich in den anderen
Häusern leider über Papier noch eine gewisse Zeit
lang korrespondieren. Aber das wird sich dann,
wenn wir das vereinheitlicht haben, auch alles erle-
digen.

Also das heißt, man könnte noch stundenlange
Ausführungen zu den Einzelheiten machen, was wir
alles vorhaben und wo wir stehen, was wir schon
gemacht haben. Ich denke, wir haben uns sehr gut
auf den Weg gemacht. Das Gesetz schafft den
rechtlichen Rahmen dafür für uns, aber es muss
jetzt umgesetzt werden. Deshalb brauchen wir jetzt
– um noch mal zusammenzufassen – die Rahmen-
vereinbarungen mit den kommunalen Spitzenver-
bänden, dass wir uns gemeinsam auf den Weg ma-
chen, für den Bürger was anzubieten. Wir müssen
wirklich Tempo machen, was die Zentralisierung
der Landes-IT angeht. Auch da ist es nicht ganz
einfach. Aber wir haben uns auch hier auf den Weg
gemacht und ich glaube, dass wir dann in fünf Jah-
ren wirklich eine ganz andere Verwaltung haben
werden, als wir uns das heute vorstellen können.
Herzlichen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Es liegen jetzt keine weiteren Wortmeldungen mehr
vor. Wir kommen zur Abstimmung. Zunächst stim-
men wir über den Änderungsantrag des Abgeord-
neten Krumpe in der Drucksache 6/5617 ab. Es ist
für einzelne Punkte Einzelabstimmung beantragt
worden. Gibt es da Widerspruch? Das kann ich
nicht erkennen. Zunächst stimmen wir über
Punkt I.1, die Einfügung eines Absatzes 4 ab. Wer
diesem Änderungsantrag zustimmt, den bitte ich
um das Handzeichen. Das ist der Abgeordnete
Krumpe.

(Zwischenruf Abg. König-Preuss, DIE LINKE:
Da müsste die CDU jetzt eigentlich zustim-
men!)

Gegenstimmen? Das sind die Koalitionsfraktionen.
Stimmenthaltungen? Das ist die AfD-Fraktion und
der Abgeordnete Gentele. Die CDU-Fraktion macht
mit? Ich habe es nicht gesehen.

(Zwischenruf Abg. Heym, CDU: Dann müs-
sen wir das wiederholen!)

Ich wiederhole gern die Abstimmung. Wer dem Än-
derungsantrag zustimmt, den bitte ich jetzt um das
Handzeichen. Das sind der Abgeordnete Krumpe
und zwei, drei aus der CDU-Fraktion. Gegenstim-
men? Das sind die Koalitionsfraktionen. Stimment-
haltungen? Von der AfD-Fraktion und den Abgeord-
neten Gentele und Scherer. Damit ist der Ände-
rungsantrag abgelehnt.

Wir kommen zur Abstimmung des Änderungsan-
trags in Punkt I.10. Wer dem zustimmt, den bitte ich
um das Handzeichen. Das sind die Koalitionsfrak-
tionen und die Abgeordneten Krumpe und Gentele.
Gegenstimmen? Das sind die AfD-Fraktion und die
CDU-Fraktion. Stimmenthaltungen? Die kann ich
nicht erkennen. Damit ist der Änderungsantrag an-
genommen.

(Beifall DIE LINKE, SPD)

Wir stimmen nun über den Änderungsantrag in
Punkt II.2 ab. Wer dem zustimmt, den bitte ich um
das Handzeichen. Das sind die Abgeordneten
Krumpe und Gentele. Gegenstimmen? Das sind die
Koalitionsfraktionen und die CDU-Fraktion. Stimm-
enthaltungen? Das sind die AfD-Fraktion und der
Abgeordnete Fiedler. Damit ist der Änderungsan-
trag abgelehnt.

Wir stimmen nun über alle anderen Punkte des Än-
derungsantrags des Abgeordneten Krumpe ab. Wer
dem zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen.
Das sind die Abgeordneten Krumpe und Gentele.
Gegenstimmen? Das sind die Koalitionsfraktionen
und die CDU-Fraktion. Stimmenthaltungen? Das
sind der Abgeordnete Fiedler und die AfD-Fraktion.
Damit sind die restlichen Punkte des Änderungsan-
trags des Abgeordneten Krumpe in der Drucksa-
che 6/5617 abgelehnt.
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Wir stimmen nun über die Beschlussempfehlung
des Haushalts- und Finanzausschusses in Druck-
sache 6/5600 in der Neufassung unter Berücksichti-
gung der Annahme des Änderungsantrags des Ab-
geordneten Krumpe ab. Wer dem zustimmt, den
bitte ich um das Handzeichen. Das sind die Koali-
tionsfraktionen und die Abgeordneten Gentele und
Krumpe. Gegenstimmen? Das sind die CDU-Frak-
tion und die AfD-Fraktion. Damit ist die Be-
schlussempfehlung angenommen.

Frau Abgeordnete Becker.

Abgeordnete Becker, SPD:

Ich bitte um namentliche Abstimmung über den Ge-
setzentwurf.

Vizepräsidentin Jung:

Wir stimmen nun in namentlicher Abstimmung über
den Gesetzentwurf der Landesregierung in Druck-
sache 6/4753 in zweiter Beratung unter Berücksich-
tigung der Beschlussempfehlung ab. Ich eröffne die
Abstimmung und bitte die Schriftführer, die Stimm-
karten einzusammeln.

Hatten alle die Gelegenheit abzustimmen? Ich
schließe die Abstimmung und bitte um Auszählung.

Meine Damen und Herren, ich darf Ihnen das Er-
gebnis bekannt geben: 86 Abgeordnete waren bei
Sitzungsbeginn anwesend. Es wurden 75 Stimmen
abgegeben. Mit Ja stimmten 46, mit Nein 29 (na-
mentliche Abstimmung siehe Anlage). Damit ist der
Gesetzentwurf in Drucksache 6/4753 angenommen
und wir kommen zur Schlussabstimmung.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wer dem Gesetzentwurf die Zustimmung in der
Schlussabstimmung gibt, den bitte ich, sich von den
Plätzen zu erheben. Das sind die Koalitionsfraktio-
nen und die Abgeordneten Gentele und Krumpe.
Gegenstimmen? Das sind die Mitglieder der CDU-
Fraktion und der AfD-Fraktion. Damit ist auch der
Gesetzentwurf in der Schlussabstimmung ange-
nommen und ich kann den Tagesordnungspunkt
schließen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN; Abg. Gentele, fraktionslos)

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 2 in seinen
Teilen

a) Thüringer Gesetz zur Stär-
kung der Mitbestimmung an
Hochschulen sowie zur Ände-
rung weiterer hochschulrecht-
licher Vorschriften

Gesetzentwurf der Landesregie-
rung
- Drucksache 6/4467 -
dazu: Beschlussempfehlung des

Ausschusses für Wirt-
schaft und Wissenschaft
- Drucksache 6/5585 -

dazu: Änderungsantrag der Frak-
tionen DIE LINKE, SPD,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN
- Drucksache 6/5632 -

ZWEITE BERATUNG

b) Erstes Gesetz zur Änderung
des Thüringer Hochschulge-
setzes
Gesetzentwurf der Fraktion der
CDU
- Drucksache 6/4657 - Neufas-
sung -
dazu: Beschlussempfehlung des

Ausschusses für Wirt-
schaft und Wissenschaft
- Drucksache 6/5586 -

ZWEITE BERATUNG

Das Wort hat zuerst Abgeordneter Schaft aus dem
Ausschuss für Wirtschaft und Wissenschaft zur Be-
richterstattung zu den beiden Tagesordnungspunk-
ten.

Abgeordneter Schaft, DIE LINKE:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. Werte Kolleginnen
und Kollegen, werte Zuschauerinnen und Zuschau-
er auf der Tribüne – ich grüße insbesondere den
Vorsitzenden der Landesrektorenkonferenz und
Rektor der TU Ilmenau, Herrn Prof. Dr. Scharff –

(Beifall CDU, DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

und natürlich auch alle Zuschauerinnen und Zu-
schauer am Livestream, durch den Beschluss des
Landtags in seiner 96. Plenarsitzung am 29. Sep-
tember 2017 wurde der Gesetzentwurf der Landes-
regierung unter dem Titel „Thüringer Gesetz zur
Stärkung der Mitbestimmung an Hochschulen so-
wie zur Änderung weiterer hochschulrechtlicher
Vorschriften“ in der Drucksache 6/4467 nach der
ersten Lesung an den Ausschuss für Wirtschaft und
Wissenschaft überwiesen. Damit wurde ein umfas-
sender zweijähriger Dialog- und Beratungsprozess
hier im Parlament Realität. Die Mitglieder des Aus-
schusses kamen in der 38. Sitzung am 26. Oktober
2017 überein, eine schriftliche und eine mündliche
Anhörung zum Gesetz durchzuführen sowie das
Gesetz im Online-Diskussionsforum des Thüringer
Landtags zur Debatte zu stellen. Am 2. November
2017 wurde mit dem Ersten Gesetz zur Änderung
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des Thüringer Hochschulgesetzes ein alternativer
Gegenvorschlag der CDU-Fraktion eingebracht und
ebenso an den Ausschuss für Wirtschaft und Wis-
senschaft überwiesen. In der Sondersitzung am
3. November 2017 kam der Ausschuss überein,
den CDU-Gesetzentwurf einer schriftlichen Anhö-
rung zu unterziehen und durch eine Synchronisati-
on der Abläufe beide Gesetzentwürfe dann so zu
behandeln, dass sie auch das Plenum zusammen
erreichen können.

Im Rahmen der schriftlichen Anhörung erfolgten
48 Zuschriften zum Gesetzentwurf der Landesre-
gierung sowie drei Beteiligungen von Bürgerinnen
und Bürgern im Online-Diskussionsforum. Zum Ge-
setzentwurf der CDU-Fraktion gingen 19 Stellung-
nahmen ein sowie zwei Äußerungen im Online-Dis-
kussionsforum. Die mündliche Anhörung zum Ge-
setzentwurf der Landesregierung fand am 18. Janu-
ar 2018 mit einer Gesamtlänge von zehn Stunden
unter Beteiligung von insgesamt 30 Anzuhörenden
statt.

Schriftliche und mündliche Stellungnahmen zeigten
eine sehr differenzierte Sichtweise auf den vorlie-
genden Gesetzentwurf – oder auf die vorliegenden
Gesetzentwürfe. Im Mittelpunkt der Diskussionen
standen dabei Fragen der Hochschulgovernance
und ihrer Demokratisierung, die Mitbestimmungs-
rechte einzelner Statusgruppen, die durch die Koa-
lition beabsichtigte Einführung einer Zivilklausel,
Möglichkeiten im Rahmen des Hochschulbaus, die
Stärkung der Autonomierechte der Hochschulen,
Fragen Guter Arbeit in der Wissenschaft sowie zur
Anwesenheitspflicht und Feststellung der Prüfungs-
unfähigkeit.

Am 26. Januar 2018 wurde durch den Thüringer
Landtag ein weiterer Gesetzentwurf der Landesre-
gierung zum Hochschulgesetz in der Drucksa-
che 6/4908 an den Ausschuss für Wirtschaft und
Wissenschaft überwiesen. Die darin vorgeschlage-
ne Anpassung bezog sich auf den Studienakkredi-
tierungsstaatsvertrag, der erst nach dem Inkrafttre-
ten zum 1. Januar 2018 Berücksichtigung finden
konnte.

In seiner Sitzung am 15. Februar 2018 wurde die
mündliche und schriftliche Anhörung zu den beiden
Gesetzentwürfen der Landesregierung und der
CDU-Fraktion ausgewertet. Es wurde vereinbart, in
der Sitzung am 15. März 2018 über mögliche Ände-
rungsanträge der Fraktionen zu beraten. Die Koali-
tionsfraktionen Die Linke, SPD und Bündnis 90/Die
Grünen reichten vereinbarungsgemäß am 9. März
2018 gemeinsam einen Änderungsantrag zum Ge-
setzentwurf ein, der im Wesentlichen neben gering-
fügigen formalen Korrekturen Anmerkungen aus
der Anhörung aufgriff.

Ich erlaube mir, kurz einige Beispiele des Ände-
rungsantrags zu nennen und aufzuführen, die aus
dem Ausschuss in der Beschlussempfehlung vorlie-

gen. Es geht zum einen darum, dass mit der Ände-
rung in § 15 Abs. 1 des Gesetzentwurfs künftig den
Hochschulen gestattet werden soll, kleine Baumaß-
nahmen in eigener Zuständigkeit durchzuführen.
Zudem ist eine Positivliste zu den unmittelbaren
Angelegenheiten von Forschung und Lehre vorge-
schlagen worden, um den Befürchtungen zu begeg-
nen, dass die Hochschulen handlungsunfähig wer-
den. Weiterer Änderungsvorschlag: Im Bereich Gu-
te Arbeit finden zum Beispiel mit der Einstellung der
Drittmittelbeschäftigten die Kodizes für Gute Arbeit
Berücksichtigung sowie die Vergütung der Vor- und
Nachbereitungszeiten bei Lehrbeauftragten; eine
Studierbarkeitsgarantie wird vorgeschlagen sowie
eine Neufassung zur Prüfungsunfähigkeit. Weitere
Anpassungen im Thüringer Hochschulgebühren-
und -entgeltgesetz sollen auch noch einige Hinwei-
se der Anzuhörenden berücksichtigen.

Weiterhin übernimmt der Änderungsantrag der re-
gierungstragenden Fraktionen wortgleich die Neu-
formulierung zum § 49 – also dem betreffenden Pa-
ragrafen zur Akkreditierung –, die sich aus dem Ge-
setzentwurf der Landesregierung anlässlich des In-
krafttretens des Studienakkreditierungsstaatsver-
trags ergibt.

In der Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft und
Wissenschaft am 15. März wurden die Änderungs-
anträge der regierungstragenden Fraktionen einge-
bracht. Die geplante Beschlussfassung zum neuen
Thüringer Hochschulgesetz wurde im Einverneh-
men mit den Ausschussmitgliedern auf die nächste
Sitzung im April vertagt. Während der Aus-
schusssitzung hatte sich herausgestellt, dass das
Protokoll zur Auswertung der Anhörungen den Ab-
geordneten nicht rechtzeitig zugeleitet wurde. Um
keine rechtlichen Unsicherheiten zu riskieren und
allen Abgeordneten die Gelegenheit zu geben, sich
mit den Diskussionsergebnissen der vorherigen
Ausschusssitzung zu befassen, wurde deshalb die
Beratung des Änderungsantrags der Koalitionsfrak-
tionen zum Hochschulgesetz um einen Monat ver-
schoben.

In seiner Sitzung am 19. April 2018 legte die CDU-
Fraktion einen Änderungsantrag in der Vorlage 6/
3923 zu ihrem eigenen Gesetzentwurf vor, der kei-
ne Mehrheit im Ausschuss fand. Daraufhin verab-
schiedete der Ausschuss für Wirtschaft und Wis-
senschaft mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen
und bei den Gegenstimmen der Opposition eine
Beschlussempfehlung, die die Annahme des Ge-
setzentwurfs der Landesregierung unter Berück-
sichtigung des Änderungsantrags oder der Ände-
rungsanträge der Koalitionsfraktionen und die Ab-
lehnung des Gesetzentwurfs der CDU-Fraktion
empfiehlt. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)
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Vizepräsidentin Jung:

Ich eröffne die gemeinsame Beratung und als erste
Rednerin hat Abgeordnete Mühlbauer, Fraktion der
SPD, das Wort.

Abgeordnete Mühlbauer, SPD:

Meine sehr geehrten Damen und Herren, werter
Rektor Prof. Scharff – ich grüße auch Sie von die-
ser Stelle aus –, meine sehr geehrten Kolleginnen
und Kollegen, liebe Zuschauer auf der Tribüne und
am Livestream, als Erstes möchte ich hier auch an
alle die Grüße meines Fraktionsvorsitzenden er-
wähnen, der gesagt hat: Das ist ein sehr gutes Ge-
setz – ein sehr gutes Gesetz nicht nur wegen der
vielen Inhalte, über die wir jetzt gerade sprechen
werden, sondern auch – aus seiner Sicht –, weil wir
uns auch dort zu Gotha formuliert haben, und zwar
zu Gotha als Forschungsbibliothekseinrichtung.
Das möge mir jetzt hier so am Rande erlaubt sein;
das war ihm sehr wichtig und er hat mich hier be-
auftragt, dieses besonders zu erwähnen. Denn der
heute bevorstehende Beschluss des neuen Thürin-
ger Hochschulgesetzes ist ein weiterer Meilenstein
und Bestandteil unserer fortschrittlichen Wissen-
schaftspolitik, die wir seit 2009 als Sozialdemokra-
ten in Thüringen verantworten. Wir haben in dieser
Wahlperiode wichtige Weichen für den Hochschul-
und Wissenschaftsstandort Thüringen gestellt. Ich
will einige Beispiele nennen:

1. Wir haben die Duale Hochschule Gera-Eisenach
begründet, dadurch die Verknüpfung von Wissen-
schaft und Praxis auf eine neue Stufe gehoben, die
Abschlüsse der Studierenden aufgewertet und da-
mit einen wichtigen Beitrag zur regionalen Fach-
kräftesicherung geleistet.

(Beifall DIE LINKE, SPD)

2. Wir haben mit der Hochschulrahmenvereinba-
rung IV verlässliche Bedingungen für die Thüringer
Hochschulen geschaffen, indem die Universitäten
und Fachhochschulen jährlich mit einem finanziel-
len Mittelaufwuchs von 4 Prozent rechnen können.

(Beifall DIE LINKE)

3. Wir werden durch eine Fortschreibung der Hoch-
schulrahmenvereinbarung bis 2020 diese Pla-
nungssicherheit über die Wahlperiode hinaus fort-
schreiben.

(Beifall DIE LINKE)

Und mit dem heute zur Debatte stehenden neuen
Thüringer Hochschulgesetz setzen wir Maßstäbe in
Sachen Demokratie und Mitbestimmung an Thürin-
ger Hochschulen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, schon die
Erarbeitung des neuen Thüringer Hochschulge-

setzes ging mit einem bis dahin nie da gewesenen
zweijährigen Dialog- und Beteiligungsprozess ein-
her. Anfang 2016 startete das Wissenschaftsminis-
terium den Thüringer Hochschuldialog. Studieren-
de, Lehrende an allen Hochschulstandorten nah-
men daran teil.

(Beifall DIE LINKE)

An den anschließenden Werkstattgesprächen be-
teiligten sich Stakeholder aus Politik, Wirtschaft,
Wissenschaft. Das neue Hochschulgesetz – es sei
mir hier erlaubt zu sagen – ist ein Ergebnis dieses
Hochschuldialogs und kann sich sehen lassen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, mit Ein-
führung der Parität als Kernbestandteil des neuen
Hochschulgesetzes sorgen wir dafür, dass alle Sta-
tusgruppen der Fachhochschulen und Universitäten
gleichberechtigt in allen Hochschulgremien vertre-
ten sind. Zum Grundsatz der Parität hat sich erst
vor wenigen Tagen der stellvertretende Vorsitzende
der GEW Andreas Keller, ein Hochschulexperte,
geäußert. Laut Keller bringt das neue Thüringer
Hochschulgesetz Bewegung in eine seit 1973 fest-
gefahrene Debatte um die Hochschulgovernance
und ist ein wichtiger Weg hin zu mehr Demokrati-
sierung an Hochschulen. Meine sehr geehrten Da-
men und Herren, dem schließe ich mich vollum-
fänglich an.

Ich will aber auch auf die von der Opposition und
einigen Anzuhörenden geäußerten Einwände an
der Parität eingehen. Dies geht teilweise so weit,
dass von Verfassungswidrigkeit die Rede ist, weil
die Professorenmehrheit vermeintlich nicht mehr
gewährleistet ist.

Lassen Sie mich zu Beginn gleich klarstellen: Das
ist nicht so! Der Gesetzentwurf sieht und sah schon
immer vor, dass in allen Angelegenheiten der For-
schung und Lehre nach wie vor die Hochschulleh-
rermehrheit greift. Der aus der Wissenschaftsfrei-
heit abgeleitete und durch das Bundesverfassungs-
gericht formulierte Grundsatz, dass die Entschei-
dung über Angelegenheiten, die unmittelbar For-
schung und Lehre betreffen, den Hochschullehrern
zu obliegen hat, wird durch dieses Gesetz nicht be-
rührt. Gleichwohl haben wir als Koalition den Ge-
setzentwurf in diesem Punkt nicht unverändert ge-
lassen. Damit haben wir auf das Unverständnis rea-
giert, dass es dem Regierungsentwurf an einer kla-
ren Definition fehlt, welche Angelegenheiten genau
zu Forschung und Lehre zu rechnen sind. Wir ha-
ben mit der Koalition lange darüber diskutiert, ob
wir einen Katalog im Gesetz verankern oder dies
der untergesetzlichen Regelung durch die Landes-
regierung überlassen. Am Ende haben wir uns für
eine gesetzliche Definition der Angelegenheiten
von Forschung und Lehre entschieden, die sich
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nunmehr auch in der Beschlussempfehlung wieder-
findet. In diesem Punkt haben wir also die Anregun-
gen aus der Anhörung berücksichtigt.

Sehr geehrte Damen und Herren, gleichwohl teilen
wir nicht die grundsätzliche Kritik an der Parität, wie
sie mitunter formuliert wurde. Ich will das an einem
Beispiel deutlich machen, und werter
Prof. Dr. Scharff, Sie sind anwesend, ich erlaube
mir, Sie zu zitieren. Es handelt sich um eine Veröf-
fentlichung einer CDU-„DruckSache“, die mit Si-
cherheit Prof. Voigt auch bekannt ist. – Frau Präsi-
dentin, Sie erlauben? – Sie werden dort wie folgt zi-
tiert: „Selbstverständlich ist Demokratie wichtig und
muss mit den Studierenden an der Universität ein-
geübt werden. Doch der Daseinszweck der Univer-
sität ist nicht, demokratisch verwaltet zu sein, son-
dern Forschung und Lehre. Es gibt Fragen, die
kann man nicht demokratisch entscheiden. Wenn
sich Wissenschaftler und Fachleute einen wohl-
überlegten Standpunkt gebildet haben, sollte der
nicht einem Prozess unterworfen werden, in dem
am Ende Mehrheiten aus Studierenden und nicht-
wissenschaftlichen Mitarbeitern Mehrheitsentschei-
dungen treffen.“

Sehr geehrte Damen und Herren, was will ich Ihnen
damit sagen? Warum habe ich mir dieses Zitat
rausgesucht? Ich habe mich sehr intensiv auch
nach der Anhörung damit beschäftigt, mit dieser
Auffassung beschäftigt. Sehr geehrte Damen und
Herren, nach meiner Auffassung entspricht diese
Formulierung eher dem Idealtyp der Expertokratie
als dem der Demokratie.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich bin grundlegend davon überzeugt, dass die
übergroße Mehrheit der Hochschulmitglieder eben-
falls eine grundlegend andere Vorstellung von De-
mokratie hat. Und, meine sehr geehrten Damen
und Herren, ich sage: Wenn auch nur in Teilen der
Thüringer Hochschullandschaft die Meinung
besteht, Expertenmeinungen bräuchten sich grund-
sätzlich keiner demokratischen Entscheidung unter-
werfen, dann tun wir mit der Einführung der Parität
das einzig Richtige!

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Erstens handelt es sich bei Studierenden nicht um
Menschen, mit denen erst Demokratie eingeübt
werden muss. Die meisten Studierenden in Thürin-
gen haben das 18. Lebensjahr vollendet und sind
damit per Gesetz wahl- und stimmberechtigt. Das
gilt erst recht für die wissenschaftlichen und nicht-
wissenschaftlichen Mitarbeiter. Die müssen Demo-
kratie nicht erst einüben, sondern verdienen es, als
erwachsene Menschen und Mitglieder der Hoch-
schule ernst genommen zu werden.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Das erwarten Sie von den politisch Verantwortli-
chen und das dürfen Sie bald mit Recht auch von
ihrer Universität verlangen.

Zweitens: Meine sehr geehrten Damen und Herren,
ich kann nicht erkennen, dass wir unsere Universi-
täten durch diese Form der Hochschuldemokratie
überfordern. Es waren und sind doch gerade die
Universitäten, in denen gesellschaftlicher Fortschritt
gedacht und auch Utopien entwickelt werden. Vie-
les, was in der Vergangenheit in den Universitäten
entstanden ist, gehört heute zum gesellschaftlichen
Standard. Wem, wenn nicht den Universitäten und
Hochschulen, sollen wir also zutrauen, mit demo-
kratischen Entscheidungsstrukturen im Sinne aller
Hochschulmitglieder verantwortungsbewusst umzu-
gehen? Wir, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren, wir aus den rot-rot-grünen Fraktionen trauen
das den Hochschulmitgliedern zu.

Liebe Kolleginnen und Kollegen der CDU, es ist na-
türlich Ihr gutes Recht als Oppositionspartei, die
Gesetzentwürfe der Landesregierung und der Koa-
lition zu kritisieren. Wenn ich aber an den vergan-
genen Mittwoch dieser Plenarsitzung zurückdenke,
drängt sich mir doch eine Frage auf. Da haben Sie
die Regierung dafür kritisiert, dass sie für 2020
einen Landeshaushalt beschließen will, da sahen
Sie Ihre demokratischen Rechte und die der Bürger
mit Füßen getreten. Überhaupt sind Sie immer rela-
tiv schnell bei der Hand mit dem Vorwurf, Rot-Rot-
Grün lasse es an Mitbestimmung mangeln. Aber
dann, liebe CDU, gehen Sie doch bitte raus und er-
zählen Sie den wissenschaftlichen Mitarbeitern und
den Studierenden, dass Sie ihnen an den Hoch-
schulen die demokratischen Mitbestimmungen und
Beteiligungen vorenthalten, die Sie hier regelmäßig
so larmoyant einfordern.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es ist
doch so: Immer dann, wenn Sie – wie heute mit un-
serem Hochschulgesetz – die Möglichkeit haben,
konkrete Mitbestimmungsrechte zu verbessern,
dann kneifen Sie. Mit Ihrem heutigen Abstimmungs-
verhalten zum neuen Hochschulgesetz werden Sie
zeigen, dass Ihr ganzes Gerede über Mitbestim-
mung und Bürgerbeteiligung nichts weiter ist als
heiße Luft. Das ist die Wahrheit. Den Vorwurf, sehr
geehrte Damen und Herren, müssen Sie sich heute
hier gefallen lassen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Sehr geehrte Damen und Herren, im Gegensatz zu
den Oppositionsparteien werden wir heute den
Thüringer Hochschulstandort mit dem neuen Hoch-
schulgesetz entscheidend voranbringen. Wir wer-
den die Hochschulautonomie stärken.

(Beifall SPD)
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Wir werden den Präsidenten der Hochschulen die
Ernennungszuständigkeit für Professuren übertra-
gen. Wir schaffen außerdem die Verpflichtung zur
befristeten Erstberufung ab. Diese Einschränkung
hat sich nämlich als Standortnachteil erwiesen. Und
wir werden die Attraktivität Thüringens als Wissens-
standort steigern, indem wir die Bewilligung von
Forschungs- und Praxissemestern wesentlich fle-
xibler gestalten. Wir wollen den Wissenschaftlern
an Fachhochschulen den Weg zur Promotion er-
leichtern.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir wer-
den die Wahrnehmung der Bauherrenangelegen-
heiten in die Eigenverantwortung der Hochschulen
legen. Der FSU Jena werden die Bauherreneigen-
schaften komplett übertragen und die Verankerung
der kleinen Baumaßnahmen wird gesetzlich reali-
siert. Natürlich sehe ich das auf einem positiven
Weg, und wir werden uns verpflichten, die Ergeb-
nisse auszuwerten, um uns auch dort noch weiter
in die positive Richtung zu bewegen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Rot-Rot-
Grün sorgt für gute Beschäftigungsbedingungen an
den Thüringer Hochschulen. Mit dem neuen Gesetz
verpflichten wir die Hochschulen, sich selbst Richtli-
nien für gute Arbeit zu geben. Dies soll unter Betei-
ligung aller Statusgruppen erarbeitet werden und
unter anderem Rahmenvorgaben für unbefristete/
befristete Arbeitsverhältnisse, Maßnahmen zur Ver-
einbarung von Familie und Beruf und zum Gesund-
heitsmanagement enthalten. Wir werden die
Gleichstellung von Frauen und Männern im Hoch-
schulbereich voranbringen.

(Beifall SPD)

So wird die Stellung der Gleichstellungsbeauftrag-
ten gestärkt. Wir werden außerdem die Stellung der
Lehrbeauftragten verbessern, die an anderen
Hochschulen mittlerweile einen unverzichtbaren
Beitrag dazu leisten, das Lehrangebot sicherzustel-
len. Diese Funktionen wollen wir dadurch wert-
schätzen, dass Lehrbeauftragte künftig auf Antrag
die Rechte eines Hochschulmitglieds erhalten.

Sehr geehrte Damen und Herren, wir haben auch
die Entlohnung der Lehrbeauftragten im Blick und
werden dies untergesetzlich regeln.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sehr geehrte Damen und Herren, wir verbessern
die Studienbedingungen. Wir schaffen endlich eine
verbindliche Regelung zum Nachweis der Prü-
fungsunfähigkeit. Damit reagieren wir auf die ver-
einzelt aufkommende Praxis, zum Nachweis der
Prüfungsunfähigkeit grundsätzlich ein amtsärztli-
ches Attest zu verlangen. Diese Nachweisführung
zulasten und vor allem auf Kosten der Studieren-
den werden wir beenden. Künftig genügt zum
Nachweis der Prüfungsunfähigkeit eine einfache
ärztliche Bescheinigung. Auch die umstrittene An-

wesenheitspflicht werden wir im Gesetz verbindlich
regeln und den Studierenden dabei größtmöglichen
Freiraum geben. Wir sind davon überzeugt, dass
Studierende selbst einschätzen können, ob der Be-
such einer Lehrveranstaltung zum Bestehen der
Abschlussprüfung sinnvoll ist oder sich das notwen-
dige Wissen im Selbststudium anzueignen ist.

(Beifall DIE LINKE)

Diese Fähigkeit – und das erlauben Sie mir persön-
lich zu sagen – zur Selbsteinschätzung und Selbst-
organisation wurde jahrzehntelang von Studieren-
den erwartet und verlangt. Das können Studierende
auch heute noch. Im neuen Hochschulgesetz re-
geln wir, dass nur noch dann eine Anwesenheits-
pflicht verlangt werden darf, wenn dies zur Errei-
chung des Lernziels der Veranstaltung zwingend
erforderlich ist.

Sehr geehrte Damen und Herren, allen diesen Ver-
besserungen werden Sie als Opposition von CDU
und – ich gehe davon aus – auch AfD hier im Ho-
hen Haus heute nicht Ihre Zustimmung geben.

Rot-Rot-Grün steht für eine Stärkung der Mitbestim-
mungs- und Beteiligungsrechte an den Hoch-
schulen, die Stärkung der Hochschulautonomie und
Attraktivität des Wissensstandorts Thüringen, die
Verbesserung der Beschäftigungsbedingungen im
Wissenschaftsbetrieb, die Verbesserung der
Gleichstellung von Männern und Frauen an Thürin-
ger Hochschulen und für die Verbesserung der Stu-
dienbedingungen. Sehr geehrte Damen und Her-
ren, dafür lohnt es sich, heute diesem Gesetz zuzu-
stimmen. Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksam-
keit.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Als nächster Redner hat Abgeordneter
Prof. Dr. Voigt, Fraktion der CDU, das Wort.

Abgeordneter Prof. Dr. Voigt, CDU:

Werte Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolleginnen
und Kollegen, liebe Kollegin Mühlbauer! Ich grüße
auch den Vorsitzenden der Landesrektorenkonfe-
renz, Prof. Scharff, recht herzlich willkommen!

Thüringer Hochschulgesetz, das ist eine Debatte,
die beschäftigt uns jetzt schon eine gewisse Weile.
Das findet heute seinen Endpunkt. Wir stehen heu-
te hier und haben zu bewerten, ob das eine gelun-
gene Reform ist oder nicht. Es ist logisch, dass das
die Regierung immer anders einschätzen wird als
die Opposition. Es ist nicht immer der Fall, dass
man unterschiedlicher Meinung sein muss, aber in
dem Fall ist es so. Das kann ich schon mal sagen.
Vielleicht macht es ja Sinn, darüber nachzudenken,
was die eigentlichen Experten, diejenigen, die be-
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troffen sind, die jeden Tag in Hochschulen, im Wis-
senschaftsbetrieb unterwegs sind, dazu sagen. Da
nehme ich mir einfach nur mal die Pressemitteilung
der Thüringer Landesrektorenkonferenz. Das ist
quasi die Vereinigung derjenigen, die jeden Tag die
wesentlichen Entscheidungen im Thüringer Hoch-
schulraum zu treffen haben, weil sie dafür verant-
wortlich sind, die Entscheidungen zu treffen, und
dafür geradezustehen haben. Die geben am Mitt-
woch eine Pressemitteilung heraus, die ist über-
schrieben mit: „Thüringer Hochschulrektoren und -
präsidenten positionieren sich zu umstrittener [Thü-
ringer-Hochschulgesetz] Novelle“. Dann steht drin:
„Nach Auffassung der Thüringer Landesrektoren-
konferenz“, so das Zitat, „geht der Gesetzentwurf
an vielen Stellen grundsätzlich an den Bedürfnissen
der Hochschulen und ihrer Partner vorbei.“

(Beifall CDU)

„Grundsätzlich an den Bedürfnissen“! Wenn Ihnen
diejenigen, die jeden Tag die Erfahrung an den
Hochschulen sammeln, die jeden Tag dafür verant-
wortlich zeichnen, dass das hier gut in Thüringen
funktioniert, wenn die Ihnen ins Stammbuch schrei-
ben, dass Ihr Gesetzentwurf durchgefallen ist, dann
kann ich Ihnen nur sagen: Das sollte bei Ihnen die
Alarmglocken schellen lassen. Wenn Sie nicht auf
die Opposition hören, hören Sie wenigstens auf die-
jenigen, die tatsächlich von Ihrem Gesetzentwurf
betroffen wären und damit auch ein großes Risiko
für den Thüringer Hochschulraum sehen. Deshalb
kann ich Ihnen nur sagen: Deswegen lehnen wir als
CDU-Fraktion den Gesetzentwurf ab, weil wir glau-
ben, dass er massiv Schaden im Thüringer Hoch-
schulraum schaffen wird.

(Beifall CDU, AfD)

Ich will es noch mal rekapitulieren, weil es nicht da-
rum geht, hier eine akademische Fingerübung zu
machen – selbst wenn es um Hochschulen geht –,
sondern es geht um eine sehr präzise Fragestel-
lung. Es geht um die Fragestellung, wie wir als Lan-
desgesetzgeber unsere Rolle für die Entwicklung
eines gemeinsamen Thüringer Hochschulraums
verstehen, wie wir unsere Rolle verstehen, um zu-
künftig leistungsstarke Hochschulen, hervorragen-
de Lehre, exzellente Forschung mit einem Rahmen
zu versehen, sodass Professoren, wissenschaftli-
che Mitarbeiter, Studenten, nichtwissenschaftliches
Personal dafür Sorge tragen, dass rund 50.000 Stu-
denten im Freistaat Einrichtungen vorfinden, die na-
tional und international wettbewerbsstark sind. Das
ist die Fragestellung: Wie kann so ein Rahmen aus-
sehen?

Es gibt, glaube ich, keinen Dissens zwischen uns,
wenn es um die Frage geht, dass es einer Novelle
eines Hochschulgesetzes bedurfte, einerseits weil
das Gesetz seit 2007 natürlich auch ein bisschen in
die Jahre gekommen war, aber andererseits natür-
lich auch, weil es mit dem Bundesverfassungsge-

richtsurteil zur medizinischen Hochschule, aber
auch mit den Fragestellungen, die 2016 in Baden-
Württemberg beschrieben worden sind, um eine
Anpassung ging. Ich erinnere mich noch – wir ha-
ben als CDU zu der Frage viele Anträge hier im Ho-
hen Haus gestellt –, dass sich der Minister immer
hierhergestellt hat und das alte Wissenschaftsge-
setz gelobt hat. Deswegen stand für uns die zentra-
le Fragestellung im Raum: Braucht es eine behut-
same Weiterentwicklung des existierenden Ge-
setzes, eine Novelle, oder braucht es eine Radikal-
reform, die Rot-Rot-Grün vorgelegt hat? Ich kann
Ihnen sagen, dass ich heute – auch nach der Rede
von Frau Mühlbauer, die darüber ausgeführt hat,
was so alles an huldigenden Möglichkeiten im Ge-
setz drinsteht – immer noch nicht davon überzeugt
bin, dass das, was Sie hier vorlegen, nur ansatz-
weise einer nationalen Wettbewerbsfähigkeit stand-
hält. Trotzdem sind wir den Weg mit Ihnen mitge-
gangen, weil ich – und das will ich auch noch mal
wiederholen – den Beteiligungsprozess durchaus
positiv gefunden habe: dass man versucht hat, un-
terschiedliche Interessenlagen einzufangen. Ich
hätte mir gewünscht, dass man von Anfang an mit
klaren Kernpunkten deutlich gemacht hätte, worin
der tatsächliche Reformbedarf besteht, denn ich
glaube, das hätte einen strukturierteren Prozess
gegeben. Aber es gab die Werkstattgespräche, es
gab die Einbindung aller Gruppen, es gab öffentli-
che Anhörungen dazu, das Ganze ist zusammen-
gebunden worden. Dann ist daraus ein Gesetzent-
wurf entstanden. Hier will ich uns nur noch mal
ganz kurz verweilen lassen: Dann hatten wir eine
neunstündige Anhörung im Wissenschaftsaus-
schuss

(Zwischenruf Abg. Hausold, DIE LINKE:
Zehn!)

– zehn Stunden, gut –, eine zehnstündige Anhö-
rung. Wenn man sich diese Anhörung rekapituliert
– ich habe mir in Vorbereitung auf die heutige Sit-
zung das Protokoll noch mal ganz entspannt durch-
gelesen –, dann kann ich Ihnen sagen: So quasi
nach Hause geschickt worden ist noch nie ein Ge-
setz von einer Landesregierung, dass es so
schlecht vorbereitet ist, dass es inkonsistent ist,
dass es die nationale und internationale Wettbe-
werbsfähigkeit der Hochschulen gefährdet – und
ich zitiere einfach mal die Experten, denn ich glau-
be, das ist am passendsten hier: „Anstelle einer An-
passung an die aktuelle Rechtsprechung […] for-
muliert das Gesetz Neuregelungen, die sowohl die
nationale als auch die internationale Wettbewerbs-
fähigkeit der Thüringer Hochschulen gefährden.“
Das ist ein Zitat aus der Anhörung.

(Beifall CDU)

Oder ein weiteres: „Nicht nachvollziehbar ist,
warum die Landesregierung an einer grundlegen-
den Überarbeitung des bewährten Thüringer Hoch-
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schulgesetzes festhält. Die erforderliche Anpas-
sung an die aktuelle Rechtsprechung rechtfertigt
dies nicht.“ All das schreiben Ihnen Experten ins
Stammbuch, die jeden Tag in der Hochschule aktiv
sind, und trotzdem verteidigen Sie diesen Gesetz-
entwurf im Ausschuss.

Danach heißt es: Jawohl, dieser Gesetzentwurf hat
sich auch in der Anhörung bewährt, obwohl das ei-
ne deutliche Mehrheit der Anzuhörenden abgelehnt
hat. Dann passiert Folgendes: Dann kommen
27 Seiten mit 56 Änderungsanträgen der Koalitions-
fraktionen – 27 Seiten. Ich will mal eins sagen:
Wenn ein Gesetzentwurf vorher so gut gewesen ist
und wenn er sich bewährt hat, dann braucht es hin-
terher nicht 27 Seiten aus den Koalitionsfraktionen,
um dort nachzubessern. Das zeigt ganz eindeutig,
wie schlecht der Gesetzentwurf überhaupt erst mal
ins Hohe Haus gekommen ist.

(Beifall CDU)

Ich werde gleich noch zu ein paar einzelnen Punk-
ten Ausführungen machen. Aber eine Sache kann
ich Ihnen nicht ersparen und das will ich auch nicht:
Wenn Sie sich für Ihren Beteiligungsprozess rüh-
men, dann passiert jetzt Folgendes: Sie machen
einen Gesetzentwurf, Sie kriegen in einer Anhörung
eine richtige Watsche ab und dann liefern Sie
27 Seiten/56 Änderungsanträge, und zu diesen Än-
derungsanträgen, die zum Teil massive Verände-
rungen zu Ihren Vorlagen bedeuten, werden nicht
noch mal die Betroffenen angehört. Das heißt, wir
verabschieden heute ein Gesetz, das nach einem
langen Beteiligungsprozess an einem Punkt ange-
kommen ist, wo Sie Last-Minute-Änderungen vor-
tragen, die mit denjenigen gar nicht besprochen
sind, die tatsächlich davon betroffen sind. Das zeigt
eigentlich, dass der Beteiligungsprozess – wenn er
vielleicht auch noch so gut vom Ministerium inten-
diert gewesen ist – am Ende jetzt bei den Entschei-
dungsfindungen nur noch ein Feigenblatt dessen
ist, was Sie sich eigentlich vorgenommen haben.
Das, finde ich, ist offen gestanden eine Thüringer-
Hochschulgesetz-Novelle nicht wert, sehr geehrte
Damen und Herren.

(Beifall CDU)

Jetzt lassen Sie uns mal zu ein paar einzelnen
Punkten kommen, damit wir keine Pappkameraden
hier aufbauen – wie der Minister immer so schön zu
sagen pflegt. Gehen wir mal zum Thema „Gover-
nance-Strukturen“. Es gibt eine Expertenkommen-
tierung zur Auswertung der Exzellenzinitiative 2016
und da ist im Hinblick auf die Hochschulgovernance
sehr eindeutig formuliert, dass eine geeignete Go-
vernance daraus besteht, einerseits auf Autonomie
zu setzen und andererseits auf starke Führungs-
strukturen.

Lassen Sie uns das mal als Prüfmaßstab für das
jetzige Hochschulgesetz sehen, ist schließlich die

Expertenkommission zur Exzellenzinitiative. Klare
Führungsstrukturen, Hochschulautonomie – und
jetzt sehen wir uns mal an, was Ihr Hochschulge-
setzentwurf bringt. Zitat eines Experten aus der An-
hörung: „Das ist die neu organisierte Verantwor-
tungslosigkeit!“ Die Parität, die Sie versuchen ein-
zuführen, schafft am Ende eine unsortierte, fernab
von jeder Organisationsführung mögliche Differen-
zierung zwischen sehr unterschiedlichen Partnern.
Sie müssen mal Ihre eigenen Maßstäbe annehmen.
§ 22 Abs. 6 Ihres Gesetzentwurfs, da geht es um
die Frage: Was wollen wir eigentlich und wer darf
bei Paritäten mit dabei sein? Art und Umfang der
Mitwirkung gemäß Qualifikation, Funktion, Verant-
wortung, Betroffenheit der Mitglieder – all das findet
in Ihrem Thüringer Hochschulgesetz so nicht statt;
tatsächlich organisieren Sie zwischen Präsident,
Senat und Hochschulrat eine Unordnung, eine
Funktionszuweisung, die am Ende nicht funktionie-
ren wird und wo mittlerweile wirklich auch die Ex-
perten aus den Gremien sagen: Ist es das noch
wert, überhaupt daran teilzunehmen?

Und jetzt schieben Sie quasi als Koalitionsfraktio-
nen, nachdem Sie festgestellt haben, dass das of-
fensichtlich nicht funktioniert – sowohl in der Größe
des Senats als auch in der Aufgabenzuweisung,
was ist jetzt Forschung, was ist jetzt Lehre –, eine
Positivliste nach. Das ist quasi der Endpunkt des-
sen, wenn wir uns jetzt mal den Verlauf des Ge-
setzesverfahrens anschauen. Zuerst haben Sie ei-
ne Positiv-/Negativliste. Die kassieren Sie wieder
ein. Dann haben Sie gar keine Liste und legen
einen Gesetzentwurf vor. Jetzt kommen Sie mit ei-
ner Positivliste um die Ecke, die in der Positivliste
zwar versucht zu regeln, was jetzt für Forschung
und Lehre relevant ist, aber tatsächlich wesentliche
Fragestellungen ungeklärt lässt, nämlich zum Bei-
spiel die Erprobungsklausel, nämlich die Frage
„Wahl der Mitglieder des Hochschulrates“, die Fra-
ge der Geschäftsordnung usw.

Ich will Ihnen nichts Böses unterstellen, Herr
Schaft, und ich weiß, dass das maßgeblich von Ih-
nen ausgegangen ist, aber das ist doch vollkom-
men klar, was Sie dem Ministerium da für ein
Kuckucksei gelegt haben. Das wird dazu führen,
dass wir quasi in der Viertelparität die wesentlichen
Fragen immer wieder auszuverhandeln haben.
Deswegen will ich Sie auch an diesem Punkt
packen, weil ich auch nicht davon überzeugt bin,
dass Ihr demokratisches Verständnis, sehr geehrte
Frau Mühlbauer, jetzt wo Sie da sind, hier trifft. Das
haben Sie doch in den Anhörungen ausführlich
dargelegt bekommen: Es geht um die zentrale Fra-
gestellung, dass tatsächlich auch Leute mit ent-
scheiden sollen – und so steht es in Ihrem Ge-
setz –, die die Qualifikation, Funktion, Verantwor-
tung und Betroffenheit haben. Haben die die immer
in jedem Fall? Ich glaube, Ihr Gesetz schafft da ein-
fach vielfach Unklarheit.
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Ich nehme nur ein anderes Beispiel: Nehmen wir
das Beispiel in dem Bereich der Studiengangskom-
mission: Dort gilt auch Viertelparität. Da werden die
Inhalte der Studiengänge besprochen. Was pas-
siert jetzt mit ihrer Viertelparität? Es passiert Fol-
gendes: Mindestens die Hälfte der Mitglieder in die-
sen Studiengangskommissionen besteht aus Leu-
ten, die entweder gar nichts mit Wissenschaft zu
tun haben oder als Studenten noch gar nicht die
wissenschaftliche Qualifikation haben, überhaupt
einschätzen zu können, was die Inhalte für ihre
Kommilitonen für die nächsten Jahre sein sollen.
Das heißt, die Studenten entscheiden am Ende
zentral selbst darüber, was die Inhalte sein sollen,
an denen sie geprüft werden. Ich finde, das kann
nicht unser Anspruch sein, wenn wir ein national,
international wettbewerbsfähiger Hochschulstandort
sein wollen, wenn wir in den Studiengangskommis-
sionen qua Mehrheit eine Situation schaffen, wo wir
Unklarheit und nicht mehr wissenschaftliche Exzel-
lenz vornedran stehen haben, liebe Freunde.

(Beifall CDU, AfD)

Ich könnte noch viele andere Punkte nennen, aber
ich will noch auf einen Punkt eingehen, weil der mir
zentral erscheint bei dieser Frage des Governance-
Chaos. Ich zitiere aus der Anhörung bzw. aus dem,
was in der Anhörung besprochen worden ist. Die
Frage der Qualität des Studiums steht ja im Vorder-
grund. Deswegen sprechen Ihnen die Experten
auch dort gegen das Wort, dass Sie mehr Klarheit
schaffen. Jetzt haben Sie nachgebessert mit Ihrem
Änderungsantrag. Sie haben den Senat vergrößert,
Sie haben dafür gesorgt, dass quasi eine Reserve-
bank an Professoren da ist, die aber mit einer Posi-
tivliste so ausgestattet ist, dass sie gar nicht weiß,
wann sie eingewechselt wird und wann nicht. Ich zi-
tiere jetzt aus einer Stellungnahme der Landesrek-
torenkonferenz über Ihre Positivliste: Damit sind
letztlich Streitigkeiten über die Zuordnung sehr
wahrscheinlich und nicht zuletzt ist die Rechtssi-
cherheit von Beschlüssen berührt und gefährdet,
auch durch nachfolgende gerichtliche Überprüfun-
gen. Dies hätte vermieden werden können, wenn
stattdessen eine Negativliste mit den viertelparitäti-
schen Angelegenheiten aufgenommen worden wä-
re. – Das heißt, die Landesrektoren sagen Ihnen
jetzt schon: Sie schaffen einen Rechtszustand, der
Rechtsunsicherheit produziert, der gerichtlich über-
prüft werden wird, der die Prozesse in den Abstim-
mungen unserer Hochschule verlangsamt und der
an einer zentralen Fragestellung, nämlich, wie geht
es um Berufung, wie geht es um wesentliche Struk-
turentscheidungen in den Thüringer Hochschulen,
zu einer Bürokratisierung und Verlangsamung füh-
ren wird, die unsere Hochschule nicht mehr wettbe-
werbsfähig machen. Wenn Sie sich anschauen, wie
hoch unser Bedarf ist, auch in den nächsten Jahren
neue Professoren zu berufen, und wir quasi einen
der langsamsten Prozesse, den es in Deutschland

gibt, durch Ihr Gesetz organisieren, glauben Sie
dann ernsthafterweise, dass unsere Hochschulen
dann noch wettbewerbsfähig sind, die geeigneten
Wissenschaftler hier zu gewinnen? Natürlich nicht,
weil die schon längst irgendwo anders einen Ruf er-
fahren haben, bevor überhaupt in Thüringen die
Einladung ergangen ist. Das kann doch wohl nicht
unser Ernst sein. Damit gefährden Sie ernsthafter-
weise die wissenschaftliche Qualität hier vor Ort.

(Beifall CDU)

Lassen Sie mich zu dem zweiten Prüfungsmaßstab
der Exzellenzinitiative kommen, die Frage der
Hochschulautonomie; ich habe es Ihnen bei der
ersten Lesung auch schon gesagt. In dem Maße,
wie Sie zwei Dinge mit dem Hochschulrat machen,
gefährden Sie absolut die Balance in unserer hoch-
schulautonomen Entwicklung: Das Erste ist, Sie
entsenden zwanghaft einen Vertreter des Ministe-
riums in den Hochschulrat. Das begründen Sie an-
geblich mit Rückkopplungsprozessen. Aber das
zeugt davon, wie wenig Vertrauen Sie eigentlich in
die autonomen Entscheidungsprozesse in unseren
Hochschulen haben. Tatsächlich haben sich unsere
Hochschulen doch exzellent entwickelt. Jetzt ma-
chen Sie Folgendes: Jetzt senden Sie „Horch und
Guck“ in den Hochschulrat, obwohl der Hochschul-
rat als ein Beratungs- und Strategiegremium vorge-
sehen ist, wie wir unsere jeweiligen Thüringer
Hochschulen entwickeln wollen. Ihnen haben meh-
rere Experten in den Anhörungen gesagt, dass das
nicht funktionieren wird, dass es dort dann den offe-
nen Dialog, der bisher gepflegt worden ist, nicht
mehr geben wird. Sie haben trotzdem daran festge-
halten. Das zeigt, dass Ihnen wirklich das Vertrau-
en in die handlungsleitenden Leute in den Hoch-
schulen abhanden gekommen ist. Das finde ich –
offen gestanden – schwierig, weil Sie noch eine
zweite Sache produzieren. Das wird am Ende dazu
führen, dass unsere Hochschulräte komplett ent-
wertet werden. Sie bürden ihnen nämlich die Aufga-
be auf, den kaufmännischen Jahresabschluss zu
prüfen. Es passiert Folgendes: Sie als Ehrenamtler
sitzen in einem Hochschulrat, sollen den kaufmän-
nischen Jahresabschluss eines mehrere Millionen
schweren Unternehmens prüfen, und wenn Sie
dann was nicht richtig gefunden haben, dann haften
Sie am Ende auch noch als Ehrenamtler dafür. Und
weil Sie die D&O-Versicherungen nicht zugelassen
haben, wird das am Ende dazu führen, dass Sie
nicht mehr die geeigneten Leute finden, die sagen:
Ist doch super, ich habe eigentlich nichts zu ent-
scheiden, aber ich darf prüfen, was er falsch ge-
macht hat, und wenn ich meine Prüfung nicht or-
dentlich mache – wozu ich übrigens kein Personal
habe, also muss ich es selbst machen –, wenn ich
was falsch mache, hafte ich auch noch vollumfäng-
lich dafür. Das ist toll, oder? Also dafür in unseren
Hochschulräten noch geeignete Leute zu finden,
die nur ansatzweise dafür Sorge tragen, dass wir
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gut aufgestellt sind, ich glaube, es versteht sich von
selbst, dass das nicht der Fall sein wird.

Dann gibt es in dem Bereich der Autonomie noch
einen dritten Punkt, den ich herausstreichen will,
denn die Frage der Anwesenheitspflicht in den Se-
minaren, die man jetzt endlich mal zeitgemäß ge-
staltet habe, wird hier so gefeiert. Nennen Sie mich
sentimental, aber dass ein Seminar, in dem die Stu-
denten immer noch zusammenkommen, um ge-
meinsam über wissenschaftliche Konzepte zu spre-
chen, noch weiterhin Maßstab eines internationalen
Wissenschaftsaustauschs sein wird, darüber sollten
wir uns bitte schön einig sein. Das wird für die Zu-
kunft sogar noch wichtiger werden, weil in dem Ma-
ße, wie selbst angeleitetes Lernen wie Online-Lear-
ning bei den Studenten stattfinden wird, es immer
noch einen Platz braucht, wo sie sich gemeinsam
mit dem Professor und mit den Studenten austau-
schen können. Wenn Sie jetzt aber sagen, der Stu-
dent kann selbst entscheiden, ob er an einem Se-
minar teilnimmt oder nicht, dann rauben Sie der
Hochschule zumindest in den Geisteswissenschaf-
ten einen ganz wesentlichen Platz, wo sich Argu-
mente gegenseitig bewähren müssen. Dazu kann
ich Ihnen nur sagen: Das ist massiv der falsche
Weg. Wenn Sie die Anwesenheitspflicht in den Se-
minaren abschaffen, dann ist das ungefähr so, als
wenn Sie dem Lehrling in der dualen Ausbildung
sagen: Du musst gar nicht mehr kommen, es ist
einfach gut, dass du da bist, du wirst sowieso be-
zahlt, alles schön. Das wird nicht funktionieren.

(Beifall CDU)

Wir brauchen inhaltlichen Austausch und deswegen
brauchen wir auch Anwesenheitspflicht in den Se-
minaren.

Nun komme ich zum dritten und letzten Punkt, dem
Eingriff in den Forschungsbereich. Die Zivilklausel
haben wir hier schon häufig diskutiert, Sie haben
sie quasi noch verschärft. Ich will nur noch mal für
Klarheit sorgen, die Experten haben es Ihnen auch
in den Anhörungen gesagt. Die Zivilklausel, die Sie
im Gesetz haben, führt letztlich dazu, dass wesent-
liche Fragestellungen, angefangen von DNA-Analy-
tik, Biologie, Chemie, Physik, IT, wo immer in Rede
stehen könnte, dass dafür auch eine militärische
Nutzung möglich ist, also sogenannte Dual-Use,
dass das in Thüringen kaum noch Unterstützung
findet und vielleicht sogar stigmatisiert wird. Und
das produziert Ihr Änderungsantrag, den Sie vorge-
legt haben. Ich will Ihnen das mal zitieren, weil sich
auch hierzu Experten geäußert haben, ich zitiere
das CHE: „In der Realität führt […] zu einer ver-
pflichtenden Selbstverpflichtung, die militärisch
nutzbare Forschung ausschließt; die vorgelegte
Gesetzesformulierung nimmt damit das Ergebnis
der doch eigentlich noch zu erfolgenden Entschei-
dungsfindung der Hochschulen bereits vorweg und
verhindert so eine tatsächliche Selbstbestimmung

in Form einer autonom erarbeiteten Positionierung.“
Das sagt ein Experte – das Centrum für Hochschul-
entwicklung ist ein anerkannter Thinktank, wenn es
um die Frage von zukünftigen Hochschulentwick-
lungen geht –, die sagen Ihnen, dass die Zivilklau-
sel am Ende dazu beiträgt, dass in Thüringen we-
sentliche Forschung nicht gewährt wird. Erinnern
Sie sich nur daran: Erfindungen wie das Internet
oder GPS, die heute alle zivil genutzt werden, sind
allemal in solchen Kontexten entstanden. Dazu
kann ich Ihnen nur sagen: Sie schneiden nicht nur
in der Hochschulautonomie und in der Anwesen-
heitspflicht von Seminaren wesentliche Fragestel-
lungen von der Lehre ab, sondern Sie sorgen auch
noch auf der Seite der Forschung dafür, dass der
Thüringer Forschungsraum wesentlich unattraktiver
für internationale Forschung wird. All das zusam-
mengenommen führt uns als Fraktion dazu, dass
wir Ihren Gesetzentwurf intensiv gelesen und be-
wertet haben.

Ich könnte noch weitere Fragen nennen wie die Er-
höhung der Kostenstrukturen in den Hochschulen,
weil letztlich das, was Sie an Prüfungsfähigkeit mit
dem Attest für Studenten genannt haben, was Sie
an Diversitätsbeauftragten genannt haben, alles
Kosten sind, bei denen Sie zwar angeben, dass Sie
keine zusätzlichen produzieren würden, was aber
tatsächlich nur dazu führt, dass die Hochschulen
mehr Geld für solche Fragestellungen ausgeben
müssen, ohne dass sie ihnen vom Landesgesetz-
geber rückerstattet werden. Das zeigt mir, dass Sie
am Ende keine Übersicht darüber haben, was Ihr
Gesetzentwurf alles an Stellschrauben in unserem
wohl austarierten Hochschulraum verändert.

Ich kann Ihnen aber sagen, dass all die Stellung-
nahmen, die ich gelesen habe, und auch diejeni-
gen, die Unterstützung für bestimmte Bereiche Ih-
res Hochschulgesetzes gezeigt haben, nur auf
einen Punkt fokussiert waren, auf diese simple Fra-
ge: Wie können wir eigentlich Hochschulen demo-
kratisieren? Ich kann Ihnen eines sagen: Da kann
man über verschiedene Aspekte reden. Aber ist
das die zentrale Fragestellung, die der Thüringer
Hochschulraum zu beantworten hat? Da kann ich
Ihnen sagen: Nein!

(Zwischenruf Abg. Schaft, DIE LINKE: Doch!)

Nein, das ist nicht die zentrale Fragestellung gewe-
sen. Die Fragestellung ist: Haben wir ein Gesetz,
was Governance-Strukturen in Klarheit erhält? Die
Fragestellung ist: Haben wir ein Gesetz, was Hoch-
schulautonomie befördert, damit die Hochschulen
selbstverantwortlich entscheiden können, wie sie
sich selber positionieren?

(Beifall CDU)

Haben wir ein Gesetz, mit dem Forschung nicht
eingeschränkt wird, sondern ermöglicht wird? Ha-
ben wir ein Gesetz, mit dem Lehre gestärkt und
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nicht geschwächt wird? All das sind Fragestellun-
gen, die Sie hätten adressieren können. Tatsäch-
lich legen Sie ein Gesetz vor, was mehr Bürokratie,
mehr Kosten, mehr Chaos produziert, die Wettbe-
werbsfähigkeit reduziert und dafür Sorge trägt, dass
ein Gesetzentwurf, den Sie erst verteidigt haben,
mit 56 Änderungsanträgen auf 27 Seiten aufge-
peppt werden muss, damit er ansatzweise satisfak-
tionsfähig ist. Und das ist das, worüber wir heute
hier reden. Ich kann Ihnen sagen, wir haben des-
wegen als CDU-Fraktion sehr behutsam einen Ge-
genentwurf vorgelegt, weil wir wollten, dass wir ei-
nem Maßstab gerecht werden.

Das führt zu meiner Ausgangsfrage zurück: Was ist
eigentlich die Aufgabe von uns als Landesgesetz-
geber? Unsere Aufgabe ist es, den Rahmen dafür
zu spannen, dass 50.000 Studenten und
6.000 Wissenschaftler im Freistaat einfach sehr,
sehr gut arbeiten, forschen und wirken können.

(Beifall CDU)

Und wenn dieser Maßstab gilt, dann kann ich Ihnen
sagen: Ihr Gesetzentwurf wird im Vergleich zu allen
nationalen und internationalen Fragestellungen an
ein Hochschulgesetz nicht gerecht. Deswegen leh-
nen wir ihn ab und deswegen haben wir Ihnen auch
genügend Möglichkeiten gegeben. Ich kann es heu-
te nur noch mal sagen: Wir bieten Ihnen an, lassen
Sie uns noch mal zurück über „Los“ gehen, weil das
viel besser ist als das, was Sie hier abliefern. Sie
schwächen unseren Hochschulraum und Sie stär-
ken ihn nicht. Das finde ich sträflich. Schönen
Dank.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Jung:

Für die Fraktion Die Linke hat Abgeordneter Schaft
das Wort.

Abgeordneter Schaft, DIE LINKE:

Werte Kolleginnen und Kollegen, liebe Zuschaue-
rinnen und Zuschauer, die ja noch mal gewechselt
haben nach der Einbringung! Herr Voigt, wir hatten
gedacht, da kommen ein paar neue Argumente. Wir
hatten gerade hinten in der letzten Reihe so ein
bisschen das Gefühl, es ist dieselbe Rede wie eine
der letzten zum Thema, noch mal hervorgeholt.

Ich will zum Anfang noch mal etwas sagen, weil Sie
jetzt wieder gesagt haben, die Frage der Demokra-
tisierung wäre nicht eine der zentralen Aufgaben,
die wir im Hochschulbereich angehen müssen.
Wenn Sie auf allen Hochschuldialogforen dabei ge-
wesen wären, dann hätten Sie in dem Themen-
feld eins, wo es um die Frage der Mitbestimmung
und der Selbstbestimmung an den Hochschulen
ging, gesehen, dass statusübergreifend auch durch
Professorinnen und Professoren gesagt wurde: Es

besteht ein dringender Handlungsbedarf über das
Urteil des Bundesverfassungsgerichts zur Medizini-
schen Hochschule Hannover hinaus, endlich wieder
mehr Mitbestimmung und Mitwirkung für die Senate
und für alle Statusgruppen zu erwirken. – Das hät-
ten Sie gehört, wenn Sie bei allen Dialogforen da-
bei gewesen wären.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Dann will ich noch mal was sagen, weil es mich tat-
sächlich sehr aufregt. Das ständige Definieren von
Expertinnen und Experten aus Sicht der CDU, die
da bei aller wichtigen Arbeit, die sie leisten, aus den
zehn Rektoren und noch einem neoliberalen Think-
tank-Ableger der Bertelsmann Stiftung bestehen,
CHE, das negiert, dass auch 50.000 Studierende
und Tausende Beschäftigte an den Hochschulen
durchaus aus ihrem Alltag heraus Erfahrungen ha-
ben, einen Wissensschatz haben, der wertvoll für
die Gestaltung der Thüringer Hochschul- und Wis-
senschaftslandschaft ist.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Und dann noch ein anderer Punkt. Sie haben gera-
de gesagt, wir würden „Horch und Guck“ in die
Hochschulräte schicken. Ich finde es schon ein
bisschen – ich sage es mal so deutlich – hart, wenn
hier mit dieser Formulierung dargestellt wird, dass
eine kollegiale Zusammenarbeit und der Versuch
einer engeren Abstimmung zwischen Land und
Hochschulen hier gleichgesetzt wird mit Stasi-Me-
thoden.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Jetzt will ich Stück für Stück vielleicht auch noch
mal im Rahmen meiner Rede ein paar Dinge abar-
beiten, die Sie genannt haben. Ich nenne da nur die
Frage der Zivilklausel und beispielsweise auch die
Haftungsfrage. Ich will aber vorher, damit es nicht
untergeht, auch noch mal deutlich machen, dass es
eben nicht so ist, dass wir jetzt hier gesagt haben:
Wir legen jetzt 27 Seiten Änderungsanträge vor,
weil uns der erste Gesetzentwurf oder der Gesetz-
entwurf der Landesregierung nicht gefallen hat. Kei-
nesfalls! Denn der im September 2017 vorgelegte
Entwurf der Landesregierung hat sehr wohl einige
Punkte, die ich an der Stelle gern noch mal – damit
es nicht in Vergessenheit gerät – stichwortartig be-
nennen will, die wir durchaus sehr begrüßenswert
finden. Das ist die Frage, wie künftig die Wahl und
Abwahl von Präsidiumsmitgliedern über die Hoch-
schulversammlung stattfindet, das ist die Frage, wie
Studienkommissionen arbeiten. Auch da noch mal,
weil Sie gerade gesagt haben, dass dann über die
Hälfte der Mitglieder in der Studienkommission –
ich sage es mal so zugespitzt – de facto keine Ah-
nung hätten, über was sie da reden. Da bin ich
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noch mal bei dem Punkt von vorhin. Wer denn,
wenn nicht neben den Lehrenden mit ihrem großen
Wissens- und Erfahrungsschatz die Studierenden,
die nicht umsonst beispielsweise in Akkreditie-
rungsverfahren mit drinsitzen und angehört werden
sollen, in den Studiengangskommissionen mit der
Expertise auch darüber mitreden können, ob Stu-
diengänge, so wie sie gestaltet sind, so wie Inhalte
gestaltet sind, so wie Modulkataloge gestaltet sind,
sinnvoll sind oder ob es dort einen Verbesserungs-
bedarf gibt? Auch das will ich gern noch mal deut-
lich machen, dass hier den Studierenden eine be-
sondere Bedeutung zukommt.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Deswegen begrüßen wir auch diese Änderung.

Der andere Punkt ist die Verankerung der Familie,
die gleichstellungspolitischen und inklusionspoliti-
schen Instrumente für alle, nämlich nicht nur für
Mitarbeiterinnen, für Studierende, sondern über die
ganze Hochschule hinaus.

Wir haben eine Promovierendenvertretung etabliert,
damit auch endlich die Promovierenden in ihrer
Vielfalt tatsächlich eine Stimme an der Hochschule
erhalten. Wir haben – Eleonore Mühlbauer hat es
schon gesagt – die Fachhochschulen gestärkt, in-
dem wir gesagt haben: Durch das kooperative Pro-
motionsverfahren sollen zukünftig Nachwuchswis-
senschaftlerinnen und Nachwuchswissenschaftler
gestärkt werden, werden die Gleichstellungsbeauf-
tragten gestärkt in ihrer Frage, welche Teil-
haberechte haben sie, welche Freistellungsmög-
lichkeiten haben sie. Wir haben auch gesagt: Hoch-
schulen sind vielfältig. Wir stehen zu dieser Vielfalt.
Aber dafür ist es auch notwendig, Ressourcen be-
reitzustellen. Deswegen, so hat die Landesregie-
rung gesagt, wird es Diversitätsbeauftragte an den
Thüringer Hochschulen geben. Auch das ist nicht
zu unterschätzen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Warum habe ich gerade die Punkte genannt? Das
waren Punkte, die in der Anhörung am 18. Januar
auf eine breite Zustimmung gestoßen sind, bei-
spielsweise bei der Landeskonferenz der Gleich-
stellungsbeauftragten, bei der Gewerkschaft Erzie-
hung und Wissenschaft, bei den Studierenden und,
und, und. Es ist nicht nur so, wie Sie es jetzt schon
wieder dargestellt haben. Klar, wir hatten einen
Überhang von den zehn Rektoren, die, ich glaube,
die ersten drei, vier, fünf Stunden ihre Stellungnah-
men – natürlich berechtigt – abgegeben haben.
Aber sich darauf zu fokussieren, wie es hier auch
die CDU gemacht hat, und dann nach drei Stellung-
nahmen eine Pressemitteilung rauszuschicken,
man wäre jetzt schon an dem Punkt angelangt,
dass man die Anhörung bewerten könnte, das

missachtet die Vielfalt und Breite der Hochschulen
und der Anzuhörenden und der Stimmen, die es zu
diesem Gesetz gibt.

Was wir mit den Änderungsanträgen gemacht ha-
ben, ist: Wir nehmen die Anregungen in der Breite
auf. Es ist ein sehr umfänglicher Gesetzentwurf,
man muss ihn sich mal anschauen, die Landesre-
gierung hat nicht nur ein paar Paragrafen geändert.
Es ist de facto ein neues Hochschulgesetz, im gan-
zen Umfang wie er bei den Dialogprozessen deut-
lich geworden ist, auf den Tisch gelegt worden. Da
ist es natürlich auch notwendig, dass bei einem so
großen Gesetz viele Änderungen aus Anregungen
resultieren, weil wir gesagt haben, wir nehmen die
Anzuhörenden ernst, und zwar alle. Denn das ist
nämlich das,

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

was uns von der Opposition unterscheidet, von Ih-
nen von der CDU, dass wir eine ernstzunehmende,
konstruktive Sachpolitik machen und uns nicht nur
auf einzelne Blickwinkel auch zu den Hochschulen
reduzieren lassen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Da will ich jetzt gern noch mal deutlich machen,
was wir auch mit den Änderungsanträgen gemacht
haben. Der erste Punkt ist – ich will es noch mal sa-
gen, weil man es nicht oft genug sagen kann –: Wir
demokratisieren die Hochschulen. Vielleicht noch
mal ganz konkret: Wir brechen mit der Einführung
der paritätischen Besetzung bei den Hochschulgre-
mien ganz bewusst mit der scheinbar unantastba-
ren Professorinnenmehrheit. Warum? Weil Hoch-
schulen im 21. Jahrhundert mehr sind als die Hoch-
schulen aus den 70er-Jahren mit dem dazu resul-
tierenden Bundesverfassungsgerichtsurteil.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Denn einen Großteil der Forschung und Wissen-
schaft tragen nicht nur die Professorinnen und Pro-
fessoren, sondern viele wissenschaftliche Mitarbei-
terinnen. Und auch Studierende werden doch auch
immer früher in ihrem Studium mit praktischer For-
schungsarbeit – völlig zu Recht und auch sinnvol-
lerweise –, mit Forschung konfrontiert. Da kann
man doch durchaus mal die Frage stellen: Wer ist
denn eigentlich in der modernen Hochschule und
Wissenschaftslandschaft noch der Grundrechtsträ-
ger der Wissenschaftsfreiheiten. Das sind aus un-
serer Sicht nicht nur die Professorinnen und Profes-
soren.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Deswegen machen wir mit der neuen Gremienbe-
setzung ganz bewusst einen Schritt im Sinne der
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Demokratisierung, damit alle Mitglieder auf Augen-
höhe eingebunden werden und mitentscheiden
können. Weil es auch so ein bisschen durchgeklun-
gen ist, will ich es an der Stelle auch noch mal gern
sagen – ein Satz, den ich gern sage, aber mit der
Wiederholung prägt er sich vielleicht ein –: Hoch-
schulautonomie bedeutet aus unserer Sicht nicht,
dass er gleichzusetzen ist mit dem Begriff der Lei-
tungsautokratie.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Um den Bedenken – und da sind wir bei der Frage,
in welcher Vielfalt wir Änderungsanregungen aufge-
nommen haben – Rechnung zu tragen, dass durch
die paritätische Besetzung und durch die Frage,
wann wird wie entschieden, unklar ist, über welche
Sachen nun in der paritätischen Besetzung oder
welche mit der Professorinnenmehrheit entschie-
den werden, haben wir uns dafür entschieden, den
Positivkatalog einzuführen. Und ich will es noch mal
sagen: Eine Bürokratisierung von Entscheidungs-
prozessen gab es vor dem Gesetz und kann es na-
türlich auch nach dem Gesetz geben. Aber es ist
doch so: Wir geben die Rahmenbedingungen an
die Hand. Am Ende ist es Sache der Hochschullei-
tungen, aber auch aller anderen Statusgruppen,
sich gemeinsam auf Augenhöhe gegenseitig mitzu-
nehmen und dann dadurch Entscheidungsprozesse
zu beschleunigen. Das ist nämlich der wichtige
Punkt: dass am Ende auch ein Entscheidungspro-
zess in der Frage, wie lange er dauert, davon ab-
hängig ist, wie frühzeitig und transparent alle Grup-
pen mitgenommen werden – und da nehme ich
jetzt keine Gruppe aus der Verantwortung.

Was machen wir aber noch? Vielleicht ist es auch
ein bisschen untergegangen, weil man sich bei der
CDU nur am Punkt der Demokratisierung aufhängt.
Wir verankern endlich Gute Arbeit an den Hoch-
schulen im Gesetz – nicht nur mit den endlich ge-
setzlich festgeschriebenen Richtlinien für Gute Ar-
beit, die sich auch schon im Entwurf der Landesre-
gierung fanden und die jetzt auch die Drittmittelbe-
schäftigten umfassen werden. Wir haben auch kon-
krete Maßnahmen ergriffen – und da bin ich auch
noch mal dankbar, dass jetzt auch die breite Sensi-
bilität im Ministerium und bei den Koalitionsfraktio-
nen dafür da ist –, indem wir gemeinsam gesagt
haben: Wir müssen bei den Lehrbeauftragten nach-
bessern und wir müssen sie endlich unterstützen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Das bedeutet: Sie brauchen in der Finanzierung
nicht nur die Finanzierung ihrer Lehrveranstaltungs-
stunden, sie brauchen auch die Vor- und Nachbe-
reitungszeiten, die vergütet werden müssen. Ich
freue mich auch, dass wir in der Folge nach der
Gesetzesverabschiedung sicherlich noch darüber
sprechen werden, wie wir beispielsweise mit weite-

ren Maßnahmen Lehrbeauftragte unterstützen kön-
nen, was die Frage der Vergütungssätze angeht
oder auch die Schaffung eines transparenten Ver-
gütungssystems. Wir sind nämlich mit dem Thema
„Gute Arbeit“ noch nicht am Ende, wir haben da
noch Ideen und wollen gemeinsam bis zum Ende
der Legislatur und darüber hinaus sicherlich noch
einiges tun, denn wir haben jetzt mit dem Gesetz-
entwurf im Bereich „Gute Arbeit“ gesagt: Wir als
Rot-Rot-Grün packen es an, wir machen es für die
Beschäftigten gerechter.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Dann will ich noch mal zum Thema „Studienbedin-
gungen“ kommen. Herr Voigt, wenn Sie den Ge-
setzentwurf noch mal richtig gelesen hätten: Auch
in dem Punkt Anwesenheitspflicht nur noch mal ei-
ne Ergänzung – ich will es jetzt gar nicht weiter
groß ausführen –, dort steht: im begründeten Aus-
nahmefall. Wenn es nämlich der Wesensgehalt der
Lehrveranstaltung nicht anders zulässt, ist die An-
wesenheitspflicht natürlich weiter zulässig. Dass es
bestimmte Lehrveranstaltungsformate und Ausge-
staltungen von Seminaren gibt, wo das Lernziel nur
durch Anwesenheit erreicht werden kann, ist doch
unbestritten. Aber was momentan stattfindet, ist,
dass in Vorlesungen wohl durchaus Studierende
sagen: „Das, was ich dort höre, kann ich mir im
Selbststudium besser aneignen“, aber auch Semi-
nare im Vorlesungscharakter geführt werden, was
mit einem Seminarcharakter nichts mehr zu tun hat.
Da sollten wir auch den Studierenden die Möglich-
keit geben, in Eigenverantwortung zu entscheiden:
Ist es für sie das richtige Lehrformat oder nicht?

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Und dann noch ein wichtiger Punkt, weil es die Stu-
dierenden auch hier bei der Demonstration draußen
deutlich gemacht haben: Wir beenden endlich die
unsägliche Praxis der letzten Jahre, wonach Prü-
fungsausschüsse ohne medizinische Fachkenntnis-
se über die Prüfungsunfähigkeit entscheiden konn-
ten.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Es reicht künftig die einfache Prüfungsunfähigkeits-
bescheinigung der behandelnden Ärztin oder des
behandelnden Arztes, um krankgeschrieben zu
werden. Damit stärken wir auch das Recht auf in-
formationelle Selbstbestimmung. NRW hat es vor-
gemacht und wir haben uns in dem Fall mal gern
daran orientiert.

Noch ein wichtiger Punkt: Regelstudienzeit, das
hatte ich auch schon des Öfteren angesprochen.
Das wurde bisher immer einseitig in die Verantwor-
tung der Studierenden verlagert. Mit einem Ände-
rungsantrag sagen wir: Die Frage der Regelstu-
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dienzeit und des Abschlusses eines Studiums in
der Regelstudienzeit ist aber nicht nur eine Frage
der Verantwortung der Studierenden, sondern auch
eine Frage der Verantwortung der Hochschulen.
Denn die Regelstudienzeit war mal als Studierbar-
keitsgarantie gedacht, um Studierenden eine Si-
cherheit zu geben: In einem Zeitraum XY – in dem
Fall sechs bis acht Semester, beispielsweise beim
Bachelor – kann ich mein Studium in der Regelstu-
dienzeit abschließen, weil die Studiengangsgestal-
tung so ausgelegt ist. Mit dem Änderungsantrag
machen wir klar: Die Hochschulen müssen dafür
künftig auch Sorge tragen. Somit liegt die Verant-
wortung nun auf beiden Seiten und die Regelstu-
dienzeit ist dann auch wieder eine Studierbarkeits-
garantie.

Jetzt haben wir schon über Demokratisierung ge-
sprochen und über Studienbedingungen. Jetzt will
ich noch einen dritten Punkt sagen, weil es für uns
immer dieser Dreiklang ist: demokratisieren, sozia-
ler machen – und dann der dritte Punkt: die Hoch-
schulen offener machen. Wir hatten erst vor Kur-
zem die Zahlen, wie viele Menschen mittlerweile
ohne Abitur an die Hochschulen kommen. Wir hat-
ten das mit der letzten Novelle ein Stück weit geöff-
net, es war auch ganz positiv zu sagen: Es gibt die
Möglichkeit eines Probestudiums. Aber das Pro-
blem war doch, dass die Leute, die an die Hoch-
schule kamen, bisher nicht die Garantie hatten,
dass die Leistungen aus ihrem Probestudium auch
anerkannt werden. Auch das haben wir jetzt geän-
dert: Wer ein Probestudium macht und an der
Hochschule nach dem Probestudium angenommen
wird, kann sich sicher sein, dass seine oder ihre
Leistungen auch tatsächlich anerkannt werden. Das
ist auch noch mal eine Wertschätzung für die Stu-
dierenden ohne Abitur, die an der Hochschule sind.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ja, auch bei den Gebühren haben wir noch eine
Änderung vorgenommen, weil wir da auch sagen:
Wir müssen das offener machen, hier bessern wir
nach. Es gibt nämlich auch – beispielsweise im Be-
reich „Seniorenstudium“ oder bei der Gasthörer-
schaft – durchaus Personen, die sich diese Gebüh-
ren nicht leisten können. Mit den jetzt vorgenomme-
nen vorgelegten Änderungen sind Personen, die
beispielsweise von Grundsicherung im Alter betrof-
fen sind oder von Hartz IV leben müssen, von die-
sen Gebühren befreit. Denn auch das lebenslange
Lernen sollte nicht vom Geldbeutel abhängig sein.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vielleicht eine persönliche Anmerkung, wenn wir
beim Thema „Gebühren“ sind: Die Langzeitstudien-
gebühren – das sage ich an der Stelle auch so of-
fen und ehrlich –, deren entschiedener Gegner ich
weiterhin bin, haben wir noch nicht abschaffen kön-

nen. Wir haben aber in dem Bereich die Härtefallre-
gelung noch einmal gestärkt und ich bin da ganz
zuversichtlich, dass wir vielleicht in der nächsten
Legislatur mit rot-rot-grüner Regierungsbeteiligung
noch einmal eine Lösung finden, um vielleicht mit
der Rahmenvereinbarung V auch noch diesen
Schritt zu gehen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Dann bin ich beim Thema „Zivilklausel“, Herr Voigt,
weil Sie das mit der zitierten Stellungnahme ein
bisschen so dargestellt haben, als ob wir Entschei-
dungen an den Hochschulen über die Frage, wann
was wie geforscht werden darf, vorwegnehmen:
Wenn Sie sich den Änderungsantrag noch einmal
genauer durchgelesen hätten, ist es eben nicht so.
Ja, wir haben endlich verbindliche Zivilklauseln an
den Hochschulen verankert. Aber wir haben jetzt
auch gesagt, dass die Hochschulen in betreffenden
Ausschüssen, die sich mit Fragen von Forschungs-
ethik, Forschung generell an der Hochschule ausei-
nandersetzen, auch ein entsprechendes Verfahren
entwickeln müssen, wie mit solchen wehr- und si-
cherheitstechnischen Forschungsfragen umzuge-
hen ist, und dann beispielsweise über entscheiden-
de solche Anträge – das betrifft dann den Bereich
Dual-Use, der ja auch berechtigt kritisch diskutiert
werden muss, in der Position bin ich ja auch bei Ih-
nen. Aber dass die Hochschulen dann durchaus sa-
gen: Wir finden ein Verfahren, wie wir gerade für
den Dual-Use-Bereich transparent und öffentlich
machen, unter welchen Bedingungen Anträge an-
genommen werden, unter welchen Bedingungen
Forschungsprojekte aufgenommen werden.

Wo wir aber ganz klar eine Absage erteilen, das
sind Forschungsprojekte, wo dann auch ganz klar
durch die Mittelgeber adressiert ist: Der Sinn und
Zweck ist ein militärischer. Das lehnen wir ab.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Dann bin ich noch bei einem anderen Punkt, weil
wir auch da gesagt haben: Der Hochschuldialog-
prozess hat gezeigt bzw. war mein persönliches
Gefühl, dass dadurch jetzt an der einen oder ande-
ren Stelle vielleicht ein Dialog, auch an den Hoch-
schulen, aufgebrochen worden ist, der nachhallt.

Es gab auch die Forderung in der Anhörung zu sa-
gen – das ist beispielsweise in Schmalkalden schon
mal beim Hochschuldialogprozess aufgeworfen
worden, in der Anhörung hat sich das widergespie-
gelt –: Es braucht auf Landesebene neben der Lan-
desrektorenkonferenz ein Gremium, wo alle Status-
gruppen, gern auch mit Expertinnen gemeinsam,
über mittel- und langfristige Fragen der Hochschul-
und Wissenschaftsentwicklung in Thüringen disku-
tieren können. Deswegen haben wir gesagt – da
bin ich auch noch einmal dankbar für die Anregun-
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gen aus dem Ministerium –: Wir führen eine Lan-
deswissenschaftskonferenz ein, wo dann eben alle
Statusgruppen und Expertinnen an einem Tisch sit-
zen, das Ministerium einlädt – einmal, vielleicht
auch mehrmals im Jahr –, um dann gemeinsam mit
Blick auf das, was ansteht – ich sage: die Fort-
schreibung der Hochschulentwicklungsplanung –,
darüber diskutieren können, wo wir denn eigentlich
im Land Thüringen mit unserer Wissenschaftsland-
schaft hinwollen. Diese Diskussion trägt dann die
Früchte, weil sie aus der Hochschullandschaft mit
den Expertinnen zusammen diskutiert werden
kann.

All diese weiteren und im Änderungsantrag vorlie-
genden Maßnahmen zeigen also, dass wir sehr
wohl sowohl den Dialogprozess als auch die Anhö-
rung am 18. Januar sehr ernst genommen haben.

Bevor ich so langsam zum Schluss komme, will ich
tatsächlich noch einmal die Möglichkeit nutzen, mit
zwei Märchen aufzuräumen.

Erstens: Immer wieder beklagen wir – das ist auch
in Ihrem Redebeitrag deutlich geworden, Herr
Voigt –, die Hochschulrektoren die vermeintliche
Mehrbelastung der Hochschulen und singen das
beinahe Hohelied vom Untergang des Abendlandes
in der Wissenschaft. Bis heute wurde mir und auch
in der Anhörung uns gegenüber nicht in einem ein-
zigen Punkt mal nachvollziehbar und sachlich
dargestellt, wo das Gesetz jetzt in einem erhebli-
chen Umfang Entscheidungsprozesse verlängert
oder die Handlungsunfähigkeit mit sich bringen
würde.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Warum ich in diesem Zusammenhang dann von ei-
nem Märchen spreche, will ich noch einmal deutlich
machen, indem ich auch einmal aus dem Interview
zitiere, aus dem die Kollegin Mühlbauer schon zi-
tiert hat, nämlich in der „DruckSache“ Ihrer Fraktion
– Sie sehen, wir sind alle eifrige Leserinnen und Le-
ser, aber das eben auch, um Märchen zu entlarven.
Dort heißt es nämlich in dem Interview mit Herrn
Prof. Dr. Scharff auf die Frage, wo denn etwas ver-
zögert würde oder wo dann eine Mehrbelastung
entsteht – ich zitiere –: „Etwa die Besetzung einer
Professur. Spitzenleute haben immer mehr als ein
Angebot. Häufig entscheidet das Tempo des Beru-
fungsverfahrens darüber, ob der Wunschkandidat
gewonnen werden kann. Eine größere Anzahl von
Gremiendurchgängen aufgrund von Formalia ist da
nicht eben hilfreich.“

Ja, an dem Verfahren zur Berufung ist jetzt im Ge-
setz eine Änderung vorgenommen worden. Diese
beinhaltet aber, dass künftig nicht mehr der Minis-
ter, sondern am Schluss eben die Rektoren oder
der Rektor die Professoren oder den Professor er-

nennt. Das ist also gerade ein Punkt, wo versucht
wurde, der Hochschule mehr Autonomie zu geben,

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

um Verfahrensprozesse zu beschleunigen. Und da
bleibe ich bei dem Punkt: Wirklich sachlich darge-
legte Diskussionen, wo jetzt im ganz konkreten Fall
die Entscheidungskompetenzen dazu führen, dass
Prozesse sich verlängern, das wurde uns nicht
dargestellt. Darauf hätten wir auch reagieren kön-
nen. Das war immer so eine erfahrungsbasierte
Evidenz und wurde immer so aus dem Bauchgefühl
heraus berichtet. Und dann werden halt auch sol-
che Beispiele gebracht, wo wir genau das Gegen-
teil gemacht haben, nämlich versucht haben, mehr
Autonomie zu schaffen. Dann wurde ja auch in den
letzten Wochen – und jetzt auch wieder von Ihnen,
Herr Voigt – immer wieder gesagt, der Gesetzent-
wurf sei in der Anhörung zerrissen worden. Auch da
komme ich gern noch mal zu dem Punkt am Anfang
zurück: Ja, das ist das Ergebnis einer selektiven
Wahrnehmung, die man an der einen oder anderen
Stelle auch immer mal wieder von der CDU ge-
wöhnt ist.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Und da habe ich vorhin schon gesagt: Es gibt viele
positive Stellungnahmen, die Sie einfach ausblen-
den und wo Sie, wie gesagt, einen Großteil der
Hochschullandschaft einfach nicht für voll nehmen
und ernst nehmen, und das kritisiere ich an der
Stelle noch mal deutlich.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Denn Ihr Hochschulverständnis beschränkt sich auf
Präsidien und Rektorate. Sie ignorieren die gewich-
tigen Stimmen aus den Hochschulen, die nämlich
ohne wissenschaftliches und technisches Personal
und ohne Studierende gar nicht geleitet werden
könnten, weil es dann gar nichts zu leiten gäbe.
Das sollte dann bei der Einordnung der Stellung-
nahmen vielleicht auch von der Opposition berück-
sichtigt werden.

Dann will ich noch mal einen anderen Punkt nen-
nen, weil Sie vorhin auch bei der Kritik zur Frage
des Hochschulrats gesagt haben, dass dort die
Haftungsfrage nicht geklärt wäre. Dann schauen
Sie doch mal in die Änderungsanträge, in die End-
fassung, die jetzt auch vorliegt. Ich zitiere gern aus
der Begründung zur Änderung in Nummer 16 Buch-
stabe d – da haben wir noch mal eine Änderung
vorgenommen –: „Im Hinblick auf die erweiterten
Zuständigkeiten des Hochschulrats im Finanzbe-
reich ist es erforderlich, die Haftung der Hochschul-
ratsmitglieder auf Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit
zu beschränken. Dadurch sollen insbesondere die-
jenigen Hochschulratsmitglieder geschützt werden,
die vom Anwendungsbereich des § 48 Beamtensta-

Thüringer Landtag - 6. Wahlperiode - 117. Sitzung - 27.04.2018 10111

(Abg. Schaft)



tusgesetz und § 46 ThürBG [eben] nicht erfasst
sind.“ Da würde ich doch dann einfach noch mal
darum bitten, die Änderungsanträge richtig zu le-
sen, bevor auch hier solche Märchen verbreitet
werden.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Schließlich wurde auch – das sei vielleicht auch
noch mal an der Stelle angemerkt – in den Stel-
lungnahmen der eben genannten Akteure zum Ge-
setzentwurf der CDU deutlich, dass Ihr Gesetzent-
wurf an der Erwartung einer Mehrheit der Hoch-
schulmitglieder vorbeigeht. Das wundert aber auch
nicht, weil Sie sich ja an den Hochschuldialogpro-
zessen nicht so intensiv beteiligt haben, dass man
vielleicht das eine oder andere Problemfeld dann
ignoriert.

Der Gesetzentwurf der Landesregierung mit den
vorliegenden Änderungsanträgen stellt sich aber
eben diesen umfänglichen Erwartungen, die an uns
geäußert wurden. Wir haben viele Änderungsanre-
gungen aufgegriffen, die finden sich jetzt auch wie-
der. Ich hoffe, dass dieses Gesetz auch Vorbildwir-
kung haben wird. Ich will da kurz beispielsweise
Andreas Keller, den stellvertretenden Bundesvorsit-
zenden der Gewerkschaft Erziehung und Wissen-
schaft zitieren, der dem Freistaat eine historische
Chance attestierte, endlich Bewegung in die festge-
fahrene Debatte um die Hochschulgovernance zu
bringen. Er konstatiert in einem am Montag veröf-
fentlichten Kommentar zum Gesetz – ich zitiere –:
„Entscheidungen, die den unterschiedlichen Pers-
pektiven der Hochschulmitglieder Rechnung tragen
müssen, werden nicht nur eine höhere Akzeptanz
haben, sondern auch ausgewogener und sachge-
rechter ausfallen.“ Das ist auch noch mal ein Plädo-
yer zu dem, was ich vorhin gesagt habe: Wir setzen
hier den Rahmen, am Ende kommt es aber natür-
lich darauf an, wie das, was wir an Demokratisie-
rungsbestrebungen vorlegen, auch in den Hoch-
schulen dadurch gelebt wird, dass zukünftig auf
Transparenz gesetzt wird und auf Augenhöhe mit-
entschieden werden kann und alle mit einbezogen
werden.

Ich kann Ihnen jetzt nur noch zum Schluss hinzufü-
gen: Damit unsere Hochschulen sozialer, offener
und demokratischer werden und sich eben den He-
rausforderungen und der Komplexität stellen, der
sich auch Hochschulen in den letzten Jahren aus-
gesetzt sehen oder die sich natürlich auch durch
die steigende Vielfalt und Komplexität der Gesell-
schaft in den Hochschulen stellt und wiederfindet,
haben wir diesen Gesetzentwurf vorgelegt. Wir ma-
chen die Hochschulen damit zukunftsfest. Ich bitte
Sie in diesem Sinne um Zustimmung zu dem Ge-
setzentwurf, damit wir der sozialen, offenen und de-
mokratischen Hochschule heute einen gewaltigen
Schritt näherkommen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Für die Fraktion der AfD hat Abgeordneter Höcke
das Wort.

Abgeordneter Höcke, AfD:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolle-
gen Abgeordnete! Sehr geehrte Besucher auf der
Tribüne – herzlich willkommen im Thüringer Land-
tag auch von meiner Seite!

Sehr geehrter Herr Schaft, ich muss direkt mal auf
Ihre Ausführungen zu sprechen kommen, auf den
letzten oder vorletzten Satz Ihrer Ausführungen im
Besonderen. Da haben Sie Ihrer Hoffnung Aus-
druck verliehen, dass diese Hochschulgesetz-No-
velle Vorbildwirkung wahrscheinlich für andere Bun-
desländer entfalten könnte. Glauben Sie denn im
Ernst, dass sich andere Bundesländer tatsächlich
wie Thüringen unter Ihrer Führung auch ins Un-
glück stürzen wollen? Mitnichten wollen sie das.

(Beifall AfD)

Sie werden sicherlich diesen Weg nicht beschrei-
ten, den Sie hier vorgezeichnet haben.

Ja, man sagt immer: Was lange währt, wird endlich
gut. Das hört man oft, aber in dem Fall und mit
Blick auf die Novelle des Thüringer Hochschulge-
setzes muss man leider feststellen, dass dies nicht
der Fall ist.

Sehr geehrte Kollegen Abgeordnete, lassen Sie
mich zunächst einmal eine grundsätzliche Überzeu-
gung kundtun, die ich in einem anderen Zusam-
menhang auch schon mal im Hohen Haus geäußert
habe. Die geht mir vor allen Dingen deswegen heu-
te leicht von den Lippen und ich möchte das noch
mal tun, weil wir heute auch eine große Zahl Schü-
ler und Lehrer im Hause haben, die das vielleicht
innerlich auch so sehen. Ich habe das Gefühl als
Mann, der seit 15 Jahren im Bildungsprozess invol-
viert war und natürlich auch studiert hat, also sämt-
liche Bildungssysteme der Bundesrepublik
Deutschland selbst durchlaufen hat, sei es als Stu-
dent oder als Lehrer, dass die Bildung in der Bun-
desrepublik Deutschland sowohl auf Bundes- als
auch auf Landesebene seit Jahrzehnten schon die
Spielwiese von Ideologen ist.

(Beifall AfD)

Jedes Jahr, sehr geehrte Kollegen Abgeordnete,
wird eine neue pädagogische Sau durch unsere
Straßen gejagt, jedes Jahr werden neue Reformen
auch im Hochschulwesen diskutiert. Ich kann Ihnen
versichern, dass die Schulen sich nach pädagogi-
schem Frieden sehnen, weil sie wissen, dass nur
befriedete Schulen eine gute Erziehungs- und Bil-
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dungsarbeit machen können. Seien Sie auch versi-
chert, dass sich die Hochschulen nach dem seh-
nen, was man Ihnen jahrzehntelang in diesem Lan-
de schon vorenthält, nämlich nach Kontinuität und
Verlässlichkeit durch die Politik.

(Beifall AfD)

Ich und meine junge Partei bzw. die Fraktion mei-
ner jungen Partei, die in den Landtagen und im
Bundestag jetzt auch Politik zumindest aus der Op-
position heraus gestalten darf, sind der festen
Überzeugung, dass wir uns in den nächsten Jahren
und hoffentlich dann irgendwann auch bald in Re-
gierungsverantwortung für die Beendigung der
Dauerrevolution im Bildungswesen in Deutschland
und in Thüringen auf allen Ebenen einsetzen kön-
nen und auch werden.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Hennig-Wellsow, DIE LIN-
KE: Was erzählen Sie eigentlich hier für
einen Quatsch?)

Eine Revolution im Bildungssystem, das war der
sogenannte Bologna-Prozess. Frau Mühlbauer – ist
jetzt nicht mehr im Haus, das ist schade, wenn die
Rednerin zu einem Tagesordnungspunkt dann das
Weite sucht, aber vielleicht hört sie mich ja irgend-
wo beim Essen jetzt vor dem Bildschirm sitzend.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Im Haus ist sie bestimmt!)

Sie hat hier vorn vom Rednerpult in entsprechen-
den Ausführungen die Selbstverantwortung der
Universitäten gelobt bzw. sie gefordert und das sei
angeblich in der Novellierung des Thüringer Hoch-
schulgesetzes auch so niedergelegt. Ja, selbstver-
ständlich wollen wir die Selbstverantwortung von
Studenten in Thüringer Hochschulen unterstützen
und fördern, aber in dem Zusammenhang darf doch
mal daran erinnert werden, wer denn federführend
verantwortlich war für den Bologna-Prozess. Wer
hat denn die Universitäten zu besseren Schulen ge-
macht? Wer hat die Verschulung vorangetrieben?
Und wer hat die Studenten entmündigt und sie ihrer
Selbstverantwortung beraubt? Das war federfüh-
rend die SPD, natürlich auch in Koalition mit der
CDU. Und das sind Politiker, die stellen sich hier
vorne hin und haben tatsächlich die Stirn zu be-
haupten, sie wollen die Selbstverantwortung der
Studenten stärken. Das ist doch pure politische
Heuchelei. Und das ist mit der AfD mit Sicherheit
nicht zu machen.

(Beifall AfD)

Man kann – und ich glaube, das ist übrigens auch
schon in dieser Plenardebatte deutlich geworden,
und Kollege Voigt hat das auch durchaus im Detail
richtig ausgeführt – rückblickend auf den Prozess,
auf die Genese dieser Novelle des Thüringer Hoch-
schulprozesses und im Besonderen aber mit Blick

auf das Produkt, also die Novelle, die die Landesre-
gierung heute hier vorlegt und durch das Hohe
Haus bringen will, davon sprechen, dass wir es
nicht mit etwas zu tun haben, was man Sternstunde
des Parlamentarismus nennen könnte.

Wir haben heute hier vorn vom Rednerpult immer
wieder die Betonung gehört, man hätte sich in die-
sem Gesetzentwicklungsprozess Transparenz und
Beteiligung zugeschrieben bzw. diese gefördert. Ja,
das ist durchaus richtig. Man hat Auftaktveranstal-
tungen durchgeführt im Januar 2016. Es gab auch
Regionalforen an den sieben Hochschulstandorten
im Land zwischen April und September des glei-
chen Jahres. Es gab die sogenannten Werkstattge-
spräche zwischen Oktober und November 2016.
Ja, die gab es tatsächlich. Und es gab die Anhö-
rung von – nach Angaben des Ministeriums – etwa
80 Institutionen und Verbänden zum ersten Refe-
rentenentwurf.

Ja, das ist richtig, sehr geehrte Kollegen Abgeord-
nete. Rot-Rot-Grün versuchte mit aller Kraft, den
Eindruck einer besonderen Beteiligung und Öffnung
des Gesetzgebungsprozesses für Anregungen aus
Wissenschaft und Hochschulen zu erwecken. Heu-
te müssen wir leider feststellen mit Blick auf das Er-
gebnis, dass alles nur gespielt war, dass alles nur
politische Show war.

(Beifall AfD)

Ich möchte daran erinnern, dass in diesem pseu-
dotransparenten und pseudopartizipativen Prozess
Tausende Stunden Lebens- und Arbeitszeit hoch-
qualifizierter Menschen abgerufen worden sind, oh-
ne dass Sie, sehr geehrte Landesregierung – das
ist jedenfalls mein Gefühl, und nicht nur mein Ge-
fühl, auch mit den Worten des Kollegen Voigt wur-
de es zum Ausdruck gebracht –, wirklich bereit ge-
wesen wären, Ihre eingangs schon feststehende
Position in anderen als marginalen Punkten zu
überdenken. Der Deutsche Hochschulverband stell-
te fest, dass der Gesetzentwurf – wie er in der ers-
ten Lesung vorgelegt wurde – nur unwesentliche
Verbesserungen im Vergleich zum Referentenent-
wurf vom Mai 2017 enthielt. Die Appelle der Thürin-
ger Landesrektorenkonferenz, immerhin der Zu-
sammenschluss aller Rektoren und Präsidenten un-
serer zehn Thüringer Hochschulen, die bereits zu
Beginn des „Dialog“-Prozesses – diesen Dialog
muss man wirklich in Anführungszeichen setzen –
nachdrücklich darauf hingewiesen hatte, dass klei-
ne Korrekturen und Anpassungen an die geltende
Rechtsprechung eine mehr als ausreichende No-
velle des Hochschulgesetzes wären, ignorierten Sie
ebenfalls.

Kleine Korrekturen wären ausreichend gewesen –
und da bin ich wieder bei meiner Eingangsfeststel-
lung: die Dauerrevolution im Bildungssystem been-
den. Warum begnügen wir uns nicht mit entspre-
chend kleinen, der Realität natürlich nachkommen-
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den und Veränderungen aufgreifenden Anpassun-
gen des Gesetzes? Nein, es muss, wie gesagt, wie-
der ein ganz neues Konzept auf die Beine gestellt
werden. Auch der Hinweis der Professoren, dass
die Novelle die nationale und internationale Wettbe-
werbsfähigkeit gefährde, konnte Sie leider von Ih-
rem ideologischen Pfad nicht abbringen.

(Beifall AfD)

Aus zahlreichen anderen Stellungnahmen wird wei-
ter deutlich, dass eingebrachte Anregungen und
Verbesserungsvorschläge nicht berücksichtigt wur-
den. Es ist keine Überraschung, dass die Anhörung
dann letztlich so gelaufen ist, wie sie gelaufen ist.
Für Rot-Rot-Grün war sie eine Katastrophe – und
das bekenne ich und das anerkenne ich. Erfahre-
nen Kollegen im Hause ist wohl deshalb auch un-
eingeschränkt zuzustimmen, dass es selten ein An-
hörungsverfahren in der Geschichte des Thüringer
Landtags gegeben hat, aus dem sich ein derart
deutlich negatives Fazit zu einem Gesetzentwurf
ziehen lässt, wie sich das im vorliegenden Fall ent-
sprechend rekonstruieren lässt.

Um noch mal ein abschließendes Resümee für die-
sen Prozess zu ziehen: Ja, sehr geehrte Kollegen
Abgeordnete, ich spreche hier in diesem Zusam-
menhang von Pseudotransparenz und ich spreche
von Pseudobeteiligung, denen – wie ich das gern
auch noch mal betone – unnötigerweise Tausende
Stunden Lebens- und Arbeitszeit geopfert wurden.
Das bedauere ich und das bedauert meine Fraktion
sehr.

(Beifall AfD)

Lassen Sie mich trotzdem zu einzelnen Punkten Ih-
res Gesetzes für meine Fraktion Stellung nehmen,
um auch noch mal an der einen oder anderen Stel-
le deutlich zu machen, dass wir auch inhaltlich aus
Überzeugung dieser Novelle des Hochschulge-
setzes nicht zustimmen können.

Erstens lehnen wir dieses Gesetz ab, weil es diffa-
mierende Aussagen enthält. Ich verweise hier auf
Feststellungen im Vorblatt des Gesetzentwurfs un-
ter C – Alternativen. Dort steht, es gäbe zu diesem
Gesetz keine Alternative, da die „Beibehaltung des
jetzigen Rechtszustands [...] aus dem Verfassungs-
auftrag aus Artikel 5 Abs. 3 Satz 1 des Grundge-
setzes und Artikel 27 Abs. 1 Satz 2 der Verfassung
des Freistaats Thüringen“ und den daraus „folgen-
den Vorgaben an eine Gestaltung eines das indivi-
duelle Grundrecht der freien wissenschaftlichen Be-
tätigung sicherndes Hochschulorganisationsgefü-
ges“ – was immer das auch bedeuten mag – nicht
erfüllen würde. Mir sei an dieser Stelle noch einmal
der Einschub gestattet, sehr geehrte Kollegen Ab-
geordnete: In einer Demokratie gibt es immer Alter-
nativen.

(Beifall AfD)

Alternativlosigkeit existiert nur in den Hirnen und
manchmal leider allzu oft auch in den Aussagen
von Ideologen. Eine solche Alternativlosigkeit leh-
nen wir ab.

(Beifall AfD)

Und die Behauptung, die ich gerade dargestellt und
in Auszügen auch zitiert habe, ist zudem als absurd
zurückzuweisen. Man kann das wirklich nicht an-
ders bezeichnen – eine absurde Behauptung, die
man sich wirklich auf der Zunge zergehen lassen
muss. Hier unterstellt nämlich die Landesregierung
dem bisherigen Thüringer Hochschulgesetz bzw.
dem Thüringer Hochschulwesen kurzerhand eine
Verfassungswidrigkeit – eine Behauptung, die sich
wirklich durch nichts, aber auch gar nichts belegen
lässt.

(Beifall AfD)

Auch die unter Punkt I – Stärkung und Ausbau de-
mokratischer Strukturen – enthaltene Passage, wo-
nach Mitbestimmung und die Suche nach gemein-
schaftlich getragenen Entscheidungen auf allen
Ebenen der Hochschule zukünftig – ich betone: zu-
künftig – Teil der Hochschulkultur sein sollten,
grenzt an eine Diffamierung des Thüringer Hoch-
schulwesens und der Arbeit dieser Legislative in
den letzten Jahrzehnten. Das ist fast schon als in-
fam zu bezeichnen, sehr geehrte Kollegen Abge-
ordnete.

(Beifall AfD)

Gehen Sie tatsächlich davon aus, sehr geehrte
Landesregierung, dass Mitbestimmung und die Su-
che nach gemeinschaftlich getragenen Entschei-
dungen bisher nicht Teil der Hochschulkultur im
Freistaat gewesen sind? Gehen Sie davon aus?
Die Passagen in Ihrem Gesetz und die Wortwahl
lassen jedenfalls darauf schließen. Etwas mehr Be-
scheidenheit

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Das ist ein Stichwort!)

täte Ihnen, sehr geehrte Landesregierung und sehr
geehrte Kollegen von den Regierungsfraktionen, je-
denfalls gut. Aber Sie sind als Ideologen augen-
scheinlich im Besitz der Wahrheit.

Zweitens lehnen wir die Novelle ab, weil Sie unkal-
kulierbare Kosten nach sich ziehen könnte. Die
Landesregierung nimmt Bezug auf die Freistellung
der Gleichstellungsbeauftragten, des neuen Diver-
sitätsbeauftragten und stellt fest, dass die Kosten
nicht zu beziffern seien. Auch seien die Kosten für
die Übernahme der Bauaufgaben nach § 15 des
neuen Gesetzes nicht abzuschätzen, da unklar sei,
ob und in welchem Umfang zusätzliches Personal
an den Hochschulen benötigt werde. Laut Ihrer Be-
gründung sollen alle dargestellten möglichen Mehr-
kosten aus dem bereits existierenden Budget der
Hochschulen erbracht werden, sodass dem Lan-
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deshaushalt angeblich keine zusätzlichen Kosten
entstünden.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, sehr ge-
ehrte Kollegen Abgeordnete, das glauben Sie doch
wohl selbst nicht!

(Beifall AfD)

Besonders für die kleinen Hochschulen im Freistaat
sind gerade die Gleichstellungs- und Diversitätsbe-
auftragten eine massive finanzielle Mehrbelastung.
Prof. Dr. Scharff weist für die TLRK also zu Recht
darauf hin, dass das novellierte Gesetz für die Thü-
ringer Hochschulen mitnichten kostenneutral ist und
dass wir als Gesetzgeber hier eingreifen müssten,
um die neu entstandenen Kosten abzufedern.

Apropos Kosten und Finanzen: Unberücksichtigt
blieb zu unserem Bedauern leider auch ein wichti-
ger Hinweis aus der Stellungnahme des Landes-
rechnungshofs. Selbiger kritisiert massiv – und ich
bitte die Landesregierung, das zumindest in der
Nacharbeit noch mal nachzulesen –, dass der Jah-
resabschluss durch den Hochschulrat beschlossen
und festgestellt werden soll. Durch den Hochschul-
rat! Wir wissen, sehr geehrte Kollegen Abgeordne-
te, dass aus dem Landeshaushalt über 450 Millio-
nen Euro jährlich in unsere Hochschulen fließen.
Das ist sicherlich gut investiertes Fließen, das ist si-
cherlich gut investiertes Geld, jedoch haben Sie als
Landesregierung, Sie als Minister, Herr Tiefensee,
die Verantwortung für die Verausgabung dieser
Gelder. Sie können sich im Ministerium nicht ein-
fach aus dieser Gesamtverantwortung zurückzie-
hen.

(Beifall AfD)

Deswegen muss dieser Jahresabschluss zwingend
– und das ist ein Wort und ein Begriff, der auch in
der Stellungnahme des Landesrechnungshofs
nachgelesen werden kann – vom Ministerium für
Wirtschaft, Wissenschaft und Digitale Gesellschaft
festgestellt werden. Gerade wenn ich diesen Punkt
anspreche, dann kann ich Sie der politischen Heu-
chelei überführen, denn das ist doch wirklich eine
Idee bzw. ein Hinweis, den man ohne Probleme re-
lativ leicht in die Novelle des Hochschulgesetzes
hätte einbauen können und der nun wirklich Hand
und Fuß hat. Auch das haben Sie nicht vermocht.

Drittens lehnen wir dieses Gesetz wegen der Ein-
führung der Drittel- und Viertelparitäten im Senat
und in Fachschaftsräten ab. Dieses neue Aufga-
ben- und Kompetenzgefüge in Hochschulstrukturen
muss sehr kritisch betrachtet werden. Hier stehen
wir als AfD ganz an der Seite der Landesrektoren-
konferenz. Diese von der Landesregierung und der
sie tragenden Fraktionen vorangetriebene Tren-
nung von Entscheidung und Verantwortung, wie sie
heute auch schon angesprochen worden ist, ist ei-
ne elementare Gefahr für die Handlungsfähigkeit
der Thüringer Hochschulen. In einer Zeit – und da-

rauf wurde auch schon zu Recht heute hingewie-
sen –, in der vielmehr die Effizienz der Entschei-
dungsprozesse gefördert werden müsste, schafft
diese rot-rot-grüne Landesregierung überaus auf-
wendige Abstimmungsprozesse sowie Einspruchs-
und Blockademöglichkeiten in den Verwaltungsgre-
mien der Hochschulen.

(Beifall AfD)

Auch die Vorstellung, man könne Demokratie an-
hand mechanisch, paritätisch besetzter Gremien
festmachen, ist als falsch zurückzuweisen. Ich
möchte in diesem Zusammenhang daran erinnern:
Wenn wir uns als AfD für eine Stärkung der direk-
ten Demokratie aussprechen, dann werfen Sie uns
nicht selten vor, dass es eine Gefahr für den
Rechtsstaat sei, komplexe Fragen auf simple Ja-
Nein-Abstimmungen zu reduzieren und jedem
schlecht informiertem Bürger gleiches Stimmrecht
zu geben wie vermeintlich besser qualifizierten Po-
lit-Profis. Nun, hier wollen Sie Studenten, die in Zei-
ten von Bachelor und Master vielleicht nur sechs
und manche nur vier Semester an den Hoch-
schulen verbringen, die gleiche Urteilskraft geben
wie Wissenschaftlern mit einer 20- oder sogar
30-jährigen beruflichen Erfahrung. Wir fragen uns:
Wie passt das zusammen?

(Beifall AfD)

Von der Entartung, anders kann ich es jetzt nicht
begrifflich belegen, des Hochschulsenats zu einer
Art Legislativorgan, wo knappe Mehrheitsentschei-
dungen eher die Regel als die Ausnahme sein dürf-
ten, möchte ich jetzt hier mal ganz absehen.

Viertens und einstweilen letztens lehnen wir den
Gesetzentwurf wegen der Pseudoautonomisierung
der Hochschulen ab. Vor circa einem Jahr erklärte
Minister Tiefensee – ich zitiere mit ihrer Zustim-
mung, Frau Präsidentin –: „Mit dem neuen Thürin-
ger Hochschulgesetz wollen wir Mitbestimmung
und Autonomie weiter ausbauen und die Arbeits-,
Lehr- und Forschungsbedingungen an den Hoch-
schulen gezielt verbessern.“ Sie wollen also, sehr
geehrter Minister Tiefensee, durch die Einsetzung
eines mit Stimmrecht ausgestatteten Vertreters Ih-
res Ministeriums als Vollmitglied der Hochschulräte
die Autonomie stärken? Das ist doch wohl ein Witz.

(Beifall AfD)

Diese typisch zentralistische Vorstellung rot-rot-grü-
ner Ideologen bedeutet mitnichten nur eine Einbe-
ziehung des Ministeriums in grundlegende strategi-
sche Entwicklungsplanungen der Hochschulen, wie
es der Gesetzesbegründung zu entnehmen ist, und
auch diese wäre schlicht und generell fehl am Plat-
ze, wie es das Centrum für Hochschulentwicklung
treffend in seiner Stellungnahme zu den Ände-
rungsanträgen formuliert. Nein, meine Damen und
Herren, sehr geehrte Kollegen Abgeordnete, hierbei
handelt es sich um nichts anderes als um die Instal-
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lierung eines Politkommissars in der administrati-
ven Hochschulsteuerung.

(Beifall AfD)

Sehr geehrte Kollegen Abgeordnete, wenn mit Aus-
nahme der zahlreichen Unzulänglichkeiten dieses
Gesetzentwurfs im Rahmen der Anhörungen, der
vielen Gespräche und Diskussionen über die No-
velle des Hochschulgesetzes eines klar wurde,
dann die Tatsache, dass das bisherige Thüringer
Hochschulgesetz nach wie vor eine überregionale
Anerkennung genießt, weil es den Geist des Mitei-
nander und den Geist einvernehmlicher Lösungen
in den Hochschulen in besonderem Maße und in
hervorragender Art und Weise gefördert hat.

(Beifall AfD)

Wir haben im Anhörungsverfahren beeindruckende
und leidenschaftliche Appelle an die Landesregie-
rung und die sie tragenden Fraktionen gehört, von
dieser Reform doch noch abzusehen. In Zeiten, in
denen unsere Hochschullandschaft vor ganz ande-
ren Herausforderungen steht, wird hier eine ideolo-
gisch motivierte Umkrempelung des Thüringer
Hochschulwesens ohne Not vorgenommen, eine
Reform, mit der unsere Hochschulen wahrschein-
lich noch sehr viele Jahre zu kämpfen haben wer-
den.

Sehr geehrte Kollegen Abgeordnete, es zeigt sich
einmal mehr, dass Rot-Rot-Grün jeglichen Bezug
zur Realität verloren hat, und es bleibt am Ende zu
hoffen, dass unsere Hochschulen sich mit der Um-
setzung dieser Reform Zeit lassen; genug Zeit, bis
eine neue Landesregierung, hoffentlich unter Betei-
ligung der AfD, diese Reform dann wieder kassie-
ren wird. Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksam-
keit.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Jung:

Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat Abge-
ordnete Henfling das Wort.

Abgeordnete Henfling, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Meine sehr geehrten Damen und Herren, sehr ge-
ehrte Präsidentin, ich finde es zutiefst langweilig,
Herr Höcke, was Sie hier gemacht haben, ich glau-
be, ein paar sind auch hier gerade kurz wegge-
knickt.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Das ist keine wirkliche Auseinandersetzung mit
dem Gesetz, sondern es ist nur Phrasendrescherei,
die Sie gemacht haben. Ich glaube, was wir hier
nicht machen müssen, ist, uns von Pseudodemo-
kraten erklären zu lassen, wie Demokratisierung

von Hochschulen funktioniert und was für Hoch-
schulen wichtig wäre.

(Beifall DIE LINKE)

Faszinierend finde ich allerdings die Brücke, die
CDU und AfD hier schlagen. Umso wichtiger wäre
es wahrscheinlich, tatsächlich mit Blick auf die
nächste Legislatur hart dafür zu kämpfen, dass Sie
hier definitiv keine Verantwortung übernehmen dür-
fen. Vor allen Dingen, dass Sie sich hierhinstellen
und sich aufspielen in einem Land, in dem es übri-
gens beste Bürgerbeteiligungsgesetze in ganz
Deutschland gibt, deswegen ist eigentlich auch an
dieser Stelle schon widerlegt, dass wir hier pseudo-
demokratisch vorgehen. Ich glaube, wir haben uns
sehr genau Gedanken darüber gemacht und wir ha-
ben auch im Prozess sehr genau hingehört, was
die Leute gesagt haben.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

„Borniertheit“ darf man nicht sagen, aber das wäre
leider das Treffendste an dieser Geschichte.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Und Herrn Gemmeke als Politkommissar – egal,

(Zwischenruf Abg. Mühlbauer, SPD: Wir
mussten kurz lachen!)

wir mussten kurz lachen, aber das ist eine andere
Geschichte.

(Heiterkeit DIE LINKE)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, mein Kol-
lege Christian Schaft ist dankenswerterweise schon
auf die Sachen, die Mario Voigt hier noch mal von-
seiten der CDU angebracht hat, tiefgreifend einge-
gangen. Es ist auch nicht das erste Mal, das sind
auch keine neuen Vorwürfe und Kritikpunkte gewe-
sen, von daher lassen Sie mich noch mal ein
bisschen was Allgemeines zu dem Hochschulge-
setz sagen.

Ich glaube, wir haben heute hier eine gute und ei-
ne, wie ich finde, fast schon historische Chance,
Thüringen als zukunftsfähigen Hochschulstandort
auszubauen, in einer Zeit, in der Machtstrukturen
im Wissenschaftsbetrieb zu Recht nachhaltig infra-
ge gestellt werden. Erst kürzlich konnte man im
„SPIEGEL“ unter dem Artikel „Machtmissbrauch an
Hochschulen“ vom 20. April lesen, dort hieß es,
dass viele Wissenschaftlerinnen – das Gendern hat
der „SPIEGEL“ nicht gemacht, das machen nur wir
– in Deutschland unter veralteten Strukturen leiden.
Ein ähnlicher Tenor wurde uns auch in den Beteili-
gungsprozessen entgegengebracht. An Thüringer
Hochschulen herrscht eben kein konsensualer
Geist, das ist die Erfahrung, die wir haben, sondern
ein Machtgefälle wie an vielen deutschen Hoch-
schulen, und man braucht schon sehr viel Chuzpe,
um die Hochschulen in Thüringen als Konsens-
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hochschulen zu bezeichnen, wie es teilweise auch
in den Anhörungen passiert ist. Allein dieser Titel ist
ein Schlag ins Gesicht aller Gruppen, die am beste-
henden Gesetz Kritik geäußert und Änderungsbe-
darf angemeldet haben. Damit meinen wir eben alle
Gruppen und nicht nur die hier immer wieder hoch
und runter zitierten Gruppen, die sicherlich auf-
grund ihres Status an den Hochschulen eine gewis-
se Privilegierung genießen, aber die eben nicht alle
Gruppen repräsentieren. Das wurde uns in den Dia-
logforen, in den Werkstattgesprächen und auch in
den Anhörungen mitgegeben und das kann man
nicht einfach wegignorieren. Gerade darum ist es
wichtig, nicht nur auf die zu hören, die am lautesten
sind, sondern alle Beteiligten gleichwertig einzube-
ziehen.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Das wurde in der Vergangenheit aus unserer Sicht
nicht genügend getan und auch beim jetzigen Pro-
zess scheinen einige zwischen Anzuhörenden ers-
ter und zweiter Klasse zu unterscheiden, auch das
hat mein Kollege Schaft schon angesprochen. Die
Pressemitteilung der CDU ignoriert einen Großteil
der Anzuhörenden. Direkt während die Anhörung
noch lief, hat sie quasi schon entschieden, wo sie
steht. Respekt gegenüber Anzuhörenden und Res-
pekt gegenüber verschiedenen Statusgruppen sieht
aus meiner Sicht anders aus. Das finde ich wirklich
kritikwürdig, ich finde, das ist auch keine gute Op-
positionsarbeit.

(Beifall SPD)

Um der breiten Kritik am deutschen und auch am
Thüringer Wissenschaftssystem gerecht zu werden,
braucht es eine grundlegende Reform und genau
diese gehen wir heute mit dieser Novelle mutig an.
Herr Voigt, ich kann Ihnen versichern, wir werden
heute nicht anfangen, Angst vor unserer eigenen
Courage zu haben, und mit Ihnen noch mal neu
bzw. von vorne anfangen.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Der bereits erwähnte Artikel aus dem „SPIEGEL“
benennt einige Probleme relativ deutlich, die wir
auch in Thüringen kennen. Deutsche Hochschulen
sind stark hierarchisch organisiert. Im Gegensatz
beispielsweise zu den Departmentstrukturen wie et-
wa an skandinavischen Hochschulen oder auch an
amerikanischen setzen wir immer noch auf die All-
macht der Lehrstühle. Verbindliche Regeln für eine
gleichwertige Arbeit an den Instituten werden als
wünschenswert erachtet, genauso wie eine Stär-
kung und Ausweitung der Arbeit der Gleichstel-
lungsbeauftragten. Dies wird ebenso vom Wissen-
schaftsrat geteilt. Der Artikel im „SPIEGEL“ kommt
zu dem Schluss, dass sich das System nicht von
sich heraus ändert, das hat auch schon Trotzki ge-

sagt, ich zitiere: Womöglich bedürfe es auch ent-
sprechender politischer Vorgaben.

Das ist die große Chance, die wir hier haben. Sie
liegt schon lange vor uns, wurde bisher aber aus
unserer Sicht nicht ergriffen. Wir haben sie ergriffen
und das Ergebnis kann sich aus unserer Sicht se-
hen lassen. Von der Stärkung der Governance-
Strukturen wie den Befugnissen des Senats, stär-
kere Einbeziehung der Beteiligten durch paritäti-
sche Gremien und Studiengangkommissionen über
Grundsätze Guter Arbeit, die Stellung der Lehrbe-
auftragten bis zur geforderten Ausweitung von
Gleichstellungs- und Diversitätsfragen haben wir
das Hochschulgesetz auf breiter Ebene zukunftsfä-
hig gemacht.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Solch eine grundlegende und notwendige Reform
kann man eben nicht mit ein paar Änderungen ein-
zelner Paragrafen im alten Gesetz vollziehen.
Wenn sie nicht mehr tragen, müssen sie gegebe-
nenfalls geändert werden. Das nennt man „Demo-
kratie“ und das haben wir hier getan. Damit spre-
chen wir keinen Generalverdacht gegen eine ein-
zelne Beteiligungsgruppe aus oder stempeln alle
vorherigen Zustände als unhaltbar ab. Wir haben
zusammen mit den Beteiligten den Ist-Zustand ana-
lysiert und gemeinsam Veränderungen erarbeitet.
Unhaltbar war hier aus unserer Sicht nur eins, näm-
lich das Agieren der CDU. Das könnte man fast als
Grundtenor für Ihre Oppositionsarbeit festhalten.
Vielleicht nutzen Sie die nächste Legislatur, um Ihre
Oppositionsarbeit zu verbessern. Wir werden da-
rauf zurückkommen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Oh, oh, oh!
Wer weiß, ob ihr da noch hier seid!)

Ach, Frau Tasch, um mich mache ich mir keine
Sorgen, eher darum, was die CDU für Entscheidun-
gen trifft, blau-schwarze Koalition – Nachtigall, ick
hör dir trapsen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Ihr könnt
froh sein, wenn ihr hier in der nächsten Le-
gislatur noch sitzt!)

Noch mal, Frau Tasch: Mir geht es nicht um mich.
Mir ist es relativ egal, ob ich hier in der nächsten
Legislatur noch sitze, in der Opposition oder in der
Koalition. Es geht hier nicht um einzelne Personen,
sondern es geht darum, wie Sie sich als CDU in
Thüringen entscheiden werden. Auf diese Probe
werden Sie nächstes Jahr gestellt werden.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)
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Wissen Sie was? Meine Prognose wird sein, dass
das Kuschelverhältnis mit der AfD viel zu hoch sein
wird.

(Unruhe CDU)

Präsident Carius:

Frau Abgeordnete Henfling hat das Wort und alle
anderen hören ihr bitte zu.

Abgeordnete Henfling, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Ich bin der Meinung, dass die Problemlagen der
Thüringer Hochschulen auch tiefgreifende Problem-
lagen waren und sind. Das hat spätestens die An-
hörung gezeigt. Wenn Hochschulen 2018 fragen,
wie denn bitte schön die Beteiligung der Hoch-
schulen am öffentlichen Diskurs zu verstehen sei –
ich verweise auf die Stellungnahme der Hochschule
in Schmalkalden –, ist das schon bitter, wie ich fin-
de. Es zeigt, wie wenig sich einzelne Hochschulen
ihrer Rolle in einer demokratischen Gesellschaft be-
wusst sind. Demokratie muss erleb- und erfahrbar
sein. Nicht gelebt schafft sie sich schlussendlich
selbst ab. Eine akademische Laufbahn ist kein Ga-
rant für eine freiheitliche Gesinnung. Doch gerade
an Hochschulen muss sie gelebt werden.

Wir als Bündnis 90/Die Grünen haben uns der De-
mokratie verpflichtet und das tut auch diese Koali-
tion. Demokratische Entscheidungsprozesse gehö-
ren nach unserer festen Überzeugung auch in den
Wissenschaftsbereich hinein. Genau das soll die-
ses Gesetz erreichen und genau das wird von der
CDU nicht verstanden. Die Gegenargumente sind
so alt wie die Demokratie selbst. Es dauert zu lan-
ge, es ist zu anstrengend, es macht unflexibel – mit
diesen Argumenten konnte sich schon Dionysios I.
405 vor Christus zum Tyrannen von Syrakus auf-
schwingen, und das nach den solonischen Refor-
men.

In Hochschulen lebt und arbeitet eine Vielzahl von
Menschen in unterschiedlichen Arbeitsfeldern und
Funktionen. Sie schaffen gemeinsam die Hoch-
schule und machen es möglich, dass Wissenschaft
und Forschung stattfinden können. Ein Hochschul-
gesetz muss auch ihre Expertisen einfließen las-
sen. Anscheinend geht es also um Herrschaft und
um Kommunikation. Anders ist es nicht zu erklären,
dass einzelne Hochschulleitungen zu der Aussage
kommen, sie haben noch nicht vernommen, dass
Teile ihrer Mitarbeiterschaft sich aktiv in Gremien
einbringen möchten. Doch genau diese Akteurs-
gruppe gibt in ihrer Stellungnahme genau diesen
Wunsch an, frei nach Friedrich Löchner: Fast jede
Kommunikation ist eine Kette von Missverständnis-
sen. Mit diesem Gesetz bekommen die Beteiligten
im wissenschaftlichen Betrieb die Möglichkeit, das
Arbeiten ihrer Hochschule grundlegend neu zu

strukturieren unter dem Motto „Power back to the
people“. Es geht also immer noch um Demokratie.
Demokratie ist in unseren Augen die Form der
Herrschaft, die unser Zusammenleben am nachhal-
tigsten gestaltet, auch in Hochschulen, eben weil
viele Perspektiven einfließen. Ich meine damit ech-
te Nachhaltigkeit, die sich nicht in der Klimabilanz
von Gebäuden erschöpft. Echte Nachhaltigkeit
greift die angesprochenen Probleme auf. Der deut-
sche Nachhaltigkeitskodex für Hochschulen bei-
spielsweise berücksichtigt eine Vielzahl von Nach-
haltigkeitsaspekten, darunter auch Arbeitnehmer-
rechte, Qualifizierung und Chancengleichheit ge-
nauso wie die Teilhabe an Politik und am Gemein-
wesen. Er thematisiert damit all die Problemlagen,
die auch bei uns im Prozess aufgebracht wurden.
Darum haben wir unter anderem auch noch die
Orientierung an der Thüringer Nachhaltigkeitsstra-
tegie, die auf dem Nachhaltigkeitskodex basiert, in
die Aufgabenbeschreibungen der Hochschulen auf-
genommen.

Wir haben unsere Aufgabe aus unserer Sicht gut
gelöst, so gut, dass die CDU den Großteil unseres
Antrags für den ihrigen einfach kopiert hat. Auch
der Rechnungshof muss verblüfft in seiner Stellung-
nahme festhalten, ich zitiere: „Hinsichtlich der nach-
folgend bewerteten Bestimmungen fällt auf, dass
diese überwiegend dem Referentenentwurf der
Landesregierung zum Thüringer Hochschulgesetz
vom Mai 2017 entsprechen. Vereinzelt sollen au-
ßerdem Regelungen getroffen werden, die dem
Entwurf der Landesregierung vom 14. September
2017 entsprechen.“ Das zu Ihrem Entwurf, Herr
Voigt, aus Ihrer Fraktion. Das klingt eher nach einer
Neiddebatte und die Pläne der CDU für die Thürin-
ger Hochschullandschaft waren so dünn, dass Sie
von uns abschreiben mussten, um dann auch noch
daran rumzunörgeln. Bei so viel Ideenlosigkeit ist
es nur folgerichtig, dass Ihr Gesetz im Ausschuss
abgelehnt wurde.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich glau-
be, wir haben hier in den letzten Jahren einen gu-
ten Prozess geführt. Ich möchte mich ganz herzlich
bei meinen Kolleginnen und Kollegen von SPD und
Linke bedanken und ganz herzlich auch beim Mi-
nisterium für die Unterstützung und für das offene
Ohr in dieser Debatte. Ich glaube, wir haben hier
einen guten und konstruktiven Prozess geführt, und
ich glaube, wir kommen mit diesem Gesetz auch
zum Ende dieses konstruktiven Dialogs und dieses
konstruktiven Prozesses.

Ich würde mir wünschen, dass die Hochschulen
und insbesondere die Hochschulrektorinnen und
-rektoren – ach, es sind nur Männer im Moment –,
also die Hochschulrektoren sich tatsächlich dem,
was Herr Höcke vorhin von ihnen gefordert hat,
nämlich quasi das Gesetz zu verzögern und sich
eventuell viel Zeit zu lassen, damit man hier andere
politische Vorzeichen bekommt, widersetzen. Denn
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wenn wir etwas nicht gewinnen können, dann kön-
nen wir die Wissenschaftsfreiheit nicht mit der AfD
gewinnen, die steht nämlich dagegen.

(Beifall DIE LINKE, SPD)

Ich glaube, das ist in vielen Bereichen des Wissen-
schaftsbetriebs angekommen, dass – wenn wir de-
nen hier das Feld überlassen – es mit der Wissen-
schaftsfreiheit in diesem Land tatsächlich vorbei
sein könnte. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Nun hat Abgeordneter Prof. Dr. Voigt von der CDU-
Fraktion das Wort.

Abgeordneter Prof. Dr. Voigt, CDU:

Sehr geehrter Herr Präsident, werte Kolleginnen
und Kollegen, recht herzlichen Dank für die span-
nende Debatte. Ich darf der Kollegin Henfling ruhig
zurufen: Ich kann das alles respektieren, ich habe
Ihnen das schon mal gesagt, wir können hier gern
darüber diskutieren, wer zuerst da war. Das Thema
der Hochschulentwicklungsplanung, Hochschulge-
setze, Zielvereinbarungen beschäftigt mich, seit-
dem ich 2009 hier in diesen Landtag eingezogen
bin. Ich kann Ihnen minutiös sagen, wann wir einen
Antrag hier eingereicht haben und welche Elemente
davon sich in Ihrem Gesetzentwurf finden. Und
wenn ich mir dann anhören muss, wir würden von
Ihrem von uns total abzulehnenden Gesetzentwurf
abschreiben müssen, kann ich Ihnen nur sagen:
Pardon, das können Sie zwar für sich so verbu-
chen, aber daran zu glauben, dass das eine implizi-
te Zustimmung zu Ihrem – wie ich vorhin schon
ausgeführt habe – total schwachen Vorschlag ist,
das geht, glaube ich, zu kurz. Und will Ihnen das
auch sagen: Die Kritik, die ich hier vortrage, die ist
von Tag 1 da und die haben Sie nicht aufgegriffen,
genauso wenig wie Sie aufgegriffen haben, was Ih-
nen die Landesrektorenkonferenz gesagt hat, ge-
nauso wenig wie Sie aufgegriffen haben, was CHE
Ihnen gesagt hat. Sie haben Ihre Status- oder Pres-
sure-Groups aufgegriffen – das ist auch okay, das
ist Politik, das ist Teil von Demokratie. Aber das zu
verkleistern und so zu tun, als ob das ein moderner
Gesetzesvorschlag wäre, das greift meiner Mei-
nung nach massiv zu kurz und zeigt letztendlich
auch, dass Sie nicht gewillt sind, auch nur zur
Kenntnis zu nehmen, dass diejenigen, die tatsäch-
lich mit ihrer Verantwortung, mir ihrem eigenem Na-
men – nicht einfach nur eine Quasselbude, um mal
was mitzuentscheiden –, sondern mit ihrem eige-
nen Namen dafür verantwortlich zeichnen müssen,
ob die Entscheidung so durchgetragen wird oder
nicht, dann im Zweifelsfall sogar persönlich dafür
haften. Das ist ein Unterschied. Und Sie versuchen,

das nebulös in irgendwelchen Verantwortungsgre-
mien oder Strukturen aufzulösen. Aber tatsächlich
sorgen Sie für etwas: Sie sorgen dafür, dass unser
gemeinsamer Hochschulraum schwächer wird. Und
das als Kritik wahrzunehmen, ist einfach nur ein
Bestandteil einer öffentlichen Diskussion. Und
wenn Sie es beim ersten Mal nicht verstanden ha-
ben, dann versuchen wir es beim zweiten und beim
dritten Mal. Offensichtlich ist die Lernkurve bei Ih-
nen anders strukturiert.

Und ich finde, Frau Henfling, nehmen Sie es mir
nicht übel, aber Hochmut kommt vor dem Fall. Sie
können uns da gern irgendwas ins Stammbuch
schreiben. Die Wahlen sind 2019, da können Sie
gern antreten. Und ob die Grünen dann den Thürin-
ger Landtag hier aus dem Parlament oder aus dem
Livestream beobachten können, werden wir alle se-
hen.

(Beifall CDU)

Aber lassen Sie uns bis dahin doch vernünftige
Sachpolitik für dieses Land machen.

Und jetzt gehen wir mal auf die konkreten Sachen
ein. Herr Schaft hat ein paar Punkte rausgegriffen.
Ich will es nur einfach mal für Sie reflektieren.

Beginnen wir mal bei dem Thema „Berufung“, weil
Sie das so weggewischt haben, was da der Kollege
Prof. Scharff gesagt hat. Ja, das ist ganz simpel:
Wenn Sie sich mal ansehen, was in Ihrem eigenen
Gesetzentwurf drinsteht, da steht nämlich in § 85
Abs. 9 bei der Frage „Berufung“ – und darauf hat er
sich bezogen –: Warum könnte so etwas länger
dauern? Da gibt es eine neue Formulierung, die
lautet, ich lese es mal vor: „Die Gleichstellungsbe-
auftragte kann verlangen, dass die Berufungskom-
mission nochmals prüft und neu bewertet, ob eine
von ihr benannte Frau oder ein von ihr benannter
Mann aus dem Kreis der Bewerber in die Vorstel-
lung und Begutachtung einbezogen wird.“

(Zwischenruf Abg. Dr. Scheringer-Wright,
DIE LINKE: Das ist doch okay! Das ist doch
okay!)

Da können Sie werthaltig sagen, dass das für Sie
wichtig ist, respektiere ich auch. Aber zu negieren,
dass das im Zweifelsfall, wenn man etwas in die
zweite Runde schickt, noch mal länger dauert, das
halte ich – offen gestanden – für ein zeitlich bezo-
genes, vollkommen sinnloses Argument. Insofern
kann ich Ihnen wirklich nur sagen: Wir sollten hier
sachlich bleiben. Wir sollten schauen, dass wir uns
selbst alle untereinander ernst nehmen.

(Beifall CDU)

Dann nehme ich einen zweiten Punkt heraus, Zivil-
klausel. Sie wissen, dass das ein Thema ist, das
mich beschäftigt, seitdem ich das selbst für ein Un-
ternehmen erleben durfte, was DNA-Analytik ge-
macht hat, was technische Automatisierungspro-
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dukte erstellt hat, die sowohl biologische als auch
chemische Stoffe detektiert hat. Diese sind natür-
lich für Friedenszwecke zu nutzen. Aber auszu-
schließen, dass diese Instrumentarien auch in ei-
nem Krisengebiet eingesetzt werden können, um
zum Beispiel für die militärische Anwendung ge-
nutzt zu werden – das kann man doch nicht aus-
schließen.

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Das ist doch Quatsch!)

Zu glauben, dass man das irgendwo abgrenzen
kann, das ist, glaube ich, ernsthafterweise schwie-
rig. Da greift auch Ihr Änderungsvorschlag zu kurz.
Ich will Ihnen auch sagen, Sie haben gesagt: Okay,
Zivilklausel, na ja, jetzt müsst ihr euch mal bewäh-
ren in den Hochschulen. Was passiert denn da re-
al? Ich will Ihnen nur mal die Realität spiegeln, ich
will Ihnen jetzt nicht hier irgendwie akademische
Fingerübungen machen. Ihre Zivilklausel, so wie
Sie sie jetzt mit Ihrem Änderungsantrag formuliert
haben, wird dazu führen, dass eine mögliche Un-
vereinbarkeit, die es zu prüfen gilt – das ist ja quasi
Ihr Anspruch – am Ende in Gremien hochschulöf-
fentlich veröffentlicht werden muss.

Jetzt darf ich bitte noch mal daran erinnern: Wir ha-
ben in Deutschland grundgesetzlich eine soge-
nannte Wissenschaftsfreiheit geschützt. Diese Wis-
senschaftsfreiheit setzt voraus, dass – obwohl das
vielleicht nicht Ihre intendierte Konsequenz ist, Sie
wollen nicht, dass damit die Wissenschaftsfreiheit
des Forschers eingeschränkt wird. Sie sorgen aber
de facto dafür, dass es, wenn Sie das in solchen
Gremien tun und dass dann auch noch öffentlich ir-
gendwo an das Schwarze Brett nageln, dazu kom-
men wird, dass Sie die Wissenschaftsfreiheit des
einzelnen Forschers einschränken. Das wird auto-
matisch so kommen. Das ist genau die Debatte, die
wir bei den Zivilklauseln in anderen Ländern auch
erlebt haben. Deswegen kann ich Sie nur davor
warnen, dass sich dieser Änderungsantrag zwar
vielleicht gemäß Ihrem intendierten Ziel gut anhört,
aber tatsächlich zu einer realen Konsequenz für
Forscher in Thüringen führen wird und zu keiner
guten. Das ist genau das, was ich versucht habe,
Ihnen vorhin als Kritikpunkt deutlich zu machen. Ich
kann nicht ausschließen, dass diese Fragestellung
„Wissenschaftsfreiheit der Forschenden“ am Ende
natürlich auch gesetzlich zu überprüfen sein wird,
weil die Forscher auch in ihrer Berufsausübungs-
freiheit eingeschränkt sind. Das ist genau ein The-
ma, worüber wir reden.

Warum das so wichtig ist und warum mich das be-
schäftigt – auch bei dem Thema „Berufung“ –, hat
etwas damit zu tun, dass ich mir angeschaut habe,
wie lange es in Thüringen dauert, einen Professor
zu berufen. In den nächsten fünf Jahren – es hat
sich jetzt schon ein bisschen verschoben, wir sind
schon zwei Jahre weiter – sollen 202 Professoren

an Thüringer Hochschulen in den Ruhestand ge-
hen. Dann ließe sich die Frage stellen, wie das ge-
managt wird. Die durchschnittliche Berufungsdauer
an der FSU beträgt 23 Monate, Bauhaus-Universi-
tät dicht gefolgt von der TU Ilmenau 24 Monate,
zwei Jahre. Ja, ich kann nur eines sagen: Interna-
tionale Wissenschaftslandschaft, da können wir
einen Haken setzen, wenn wir die 202 berufen wol-
len. Dann gehen wir quasi noch in eine neue Run-
de. Dann sagt der Diversitäts- oder Gleichstellungs-
beauftragte: „Komm, lass uns noch mal prüfen“,
dann verlängern wir einen Berufungszeitraum, wo
wir einfach nicht mehr international wettbewerbsfä-
hig sind. Das ist einfach nur ein Punkt, auf den ich
Sie hinweisen wollte. Wenn das für Sie jetzt eine
erneute Kritik ist, die Ihnen bekannt vorkommt,
dann hat das was damit zu tun, dass mir dieses
Thema wichtig ist. Da ich das in dem Gesetzent-
wurf nicht wiederfinde, will ich Ihnen das schon mal
sagen.

Jetzt kommen wir zu dem freudigen Thema „Hoch-
schule und Haftung“. Natürlich habe ich Ihren Än-
derungsantrag gelesen. Natürlich steht da drin „nur
grob fahrlässig“. Nur, ich will es mal rekapitulieren:
Sie sind ehrenamtliches Hochschulratsmitglied. Sie
haben keine Directors- and Officers-Versicherung,
D&O, damit sind Sie nicht geschützt. Jetzt sagt Ih-
nen der Gesetzgeber: Ja, lass uns doch mal nur
grob fahrlässig diejenigen prüfen. Aber jetzt pas-
siert doch Folgendes: Sie sollen einen 100-Millio-
nen-Haushalt prüfen ohne irgendwelche Unterstüt-
zung. Das machen Sie als ehrenamtliches Mitglied
eines Hochschulrats. Dann übersehen Sie irgendet-
was und dann ist die Abgrenzung – ist das jetzt
grob fahrlässig oder ist das vielleicht einfach nur
zufällig passiert – eine Fragestellung, die vor Ge-
richt und auf hoher See ausgehandelt wird. Dann
steht niemand für Sie haftungsmäßig ein, dann
müssen Sie selbst als Privatperson haften. Jetzt
stelle ich Ihnen die Frage, Herr Schaft: Würden Sie
dann dafür in den Hochschulrat gehen? Ich könnte
vielleicht ganz spontan politisch Ja sagen, aber ich
will Ihnen eines sagen: Wenn Sie mal tiefer darüber
nachdenken, wird Ihnen klar sein: Bevor Sie für
einen 100-Millionen-Haushalt haften, stellen Sie
sich schon die Frage, wie Sie da abgesichert sind.

Und ich stelle Ihnen hier noch gar nicht mal die Fra-
ge, wie der Vertreter des Ministeriums in dem
Hochschulrat abgesichert ist. Wer bezahlt denn
dann die Situation, wenn der Vertreter des Ministe-
riums da drin hockt? Insofern kann ich Ihnen nur
sagen: Das sind so viele ungeklärte Fragestellun-
gen, wo für mich vollkommen klar ist: Die letzte
Verantwortung für öffentliche Gelder muss doch bit-
te schön auch das Ministerium in seiner Prüfung
tragen und nicht irgendein Hochschulrat. Das sind
solche Punkte, wo ich Sie einfach nur darauf hin-
weisen möchte, dass die Kritik konstruktiv sein soll,
selbst wenn ich grundsätzlich andere Vorstellungen
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davon habe, wie Sie Hochschule organisieren und
wie wir die Hochschule würden organisieren wollen.

Das bringt mich zu dem entscheidenden Punkt der
Debatte, zu der Frage „Gruppenuniversität“. Ich
meine, ich kann jetzt hier zig Experten zitieren –
und das war nicht nur die LRK –, die alle gesagt ha-
ben: Der Thüringer Hochschulraum hat sich deswe-
gen so gut entwickelt, weil er erstens lange, stabile
und klare rechtliche Rahmenbedingungen hatte und
weil er zweitens – ich zitiere jetzt aus einem Gut-
achten der Anhörung – nicht den „Exzessen einer
Gruppenuniversität“ unterlegen hat. Ich kann Ihnen
das wirklich nur ans Herz legen. Ich glaube, dass
Sie uns durch die Drittel- und Viertelparität in eine
Situation bringen, die zu einer massiven Verschie-
bung innerhalb unseres Grundverständnisses der
Hochschulen führen wird. Das beginnt erstens bei
der Fragestellung, dass im Senat nicht mehr alle
Fakultäten vertreten sind – führt also dazu, dass wir
ohnehin schon Leute exkludieren.

Und dann kommt ein zweiter Punkt hinzu, den halte
ich für zentral, weil das nämlich auf den Kern Ihrer
Fragestellung zielt: Was ist eigentlich demokra-
tisch? Ist demokratisch, wenn jeder, der an der
Hochschule ist – ob jetzt nur ein Jahr, fünf Jahre,
zehn Jahre oder zwanzig Jahre –, sofort die kom-
plette Expertise hat und die auch demokratisch
ausleben kann? Der Unterschied von gesellschaft-
lichen Organisationen zu den demokratischen Or-
ganisationen ist, dass ein Bürger in einer Demokra-
tie gleiche Wahlrechte hat, dass es aber in einer
Hochschule, in einer selbstverwalteten Körper-
schaft schon unterschiedliche Rechte und Zugriffe
gibt. Das steht in Ihrem § 22, sehr geehrte Frau
Mühlbauer. Da steht drin: Bringt er die Kompetenz
mit, bringt er die Funktion mit und bringt er auch die
Erfahrung mit, um das beurteilen zu können? Das
ist der Kernbestandteil dessen, was wir kritisieren:
Ich sage, es macht einen Unterschied, ob ein Stu-
dent nur zwei Jahre da ist oder ob jemand vielleicht
eine längerfristige Perspektive einnimmt.

Ich spreche nicht ab, dass der Student nicht genau-
so kluge Ideen einbringen kann, und deswegen
werbe ich auch für alternative Beteiligungsformen.
Heutzutage, im Zeitalter der Digitalisierung, können
Sie sehr schnell Sachen abfragen. Jeder meiner
Kurse, die ich an der Hochschule gebe, wird sofort
evaluiert. Die kriegen alle per E-Mail ihren Evalua-
tionsbogen und ich habe innerhalb von einer Wo-
che eine Rückmeldung, ob das sinnvoll war oder
nicht. Das findet heutzutage alles schon statt.
Warum sollen wir nicht solche Instrumente auch in
Thüringen an den Start bringen.

Wovon wir uns irrigerweise nicht leiten lassen soll-
ten, ist ein falsches Verständnis von partizipativer
Demokratie, wo Sie am Ende das, was wir erfolg-
reich in den letzten, sage ich mal, zwei Jahrzehnten
im Thüringer Hochschulraum austariert haben –

nämlich eine konsensuale Interessenfindung inner-
halb der Hochschule –, versuchen zu reduzieren,
den Senat zu einem Mehrheitsentscheidungsgre-
mium zu verändern. Das wird automatisch zu mehr
Konfrontation führen, das wird automatisch – und
das kann ich Ihnen garantieren – zu einer Verlang-
samung der Prozesse führen. Das haben Ihnen
auch die Experten gesagt – und das waren nicht
nur LRK und CHE, sondern auch alle anderen.

Genau aus diesem Grund heraus werbe ich dafür,
dass man das noch einmal bedenkt, denn letztlich
ist das, was Sie hier abliefern, nichts anderes als
die Gebietsreform in der Hochschullandschaft. Und
diese Gebietsreform in der Hochschullandschaft
werden wir alle auszutragen haben. Die Fragestel-
lung, mit der wir uns beschäftigen müssen, ist:
Macht sie den Thüringer Hochschulraum stärker
oder nicht?

(Beifall CDU, AfD)

Gut. Da sind die Depeschen heute ausgetauscht.
Aber ich kann eines sagen: Ich glaube, wir werden
uns zum Thema „Hochschulen“ in diesem Gremium
baldigst wiedersehen, weil die nationale und inter-
nationale Wettbewerbsfähigkeit das erfordern wird.
Schönen Dank.

(Beifall CDU)

Präsident Carius:

Danke schön, Herr Prof. Dr. Voigt. Weitere Wort-
meldungen? Herr Abgeordneter Schaft zunächst.

Abgeordneter Schaft, DIE LINKE:

Danke, Herr Präsident, noch mal für das Wort. Ich
will dann doch noch mal ein paar Sachen klarstel-
len, die jetzt auch noch mal angesprochen worden
sind. Herr Voigt, Sie haben jetzt wieder darauf ab-
gestellt, wir hätten in den vorliegenden Änderungs-
anträgen und auch schon im Gesetzentwurf der
Landesregierung nur Interessen von bestimmten
Gruppen berücksichtigt, beispielsweise Gewerk-
schaft und Studierendennetz.

Ich nenne mal drei Sachen, zwei davon haben mit
dem Gesetz zu tun, eines ist vorher schon als wich-
tige Grundlage für die Hochschulen mit der Rah-
menvereinbarung IV angestoßen worden: Glauben
Sie denn tatsächlich, dass die Frage der Hoch-
schulautonomie bei der Frage des Hochschulbaus
oder bei der Frage, wer am Ende den Professor
oder die Professorin ernennt, oder die ganzen Ver-
fahrensfragen, die an der Rahmenvereinbarung IV
und den Globalhaushalten hängen, tatsächlich die
großen Felder waren, wo sich jetzt, ehrlich gesagt,
Studierende oder vielleicht andere Gruppen irgend-
wie vereinbaren, mit Blick auf die ersten beiden
Punkte, oder beim Bau – sage ich mal – eine große
Leidenschaft hegen? Ich glaube, wenn man das
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jetzt über die Statusgruppen hinweg mal definiert,
sind das eher Dinge, wo wir gesagt haben, da gibt
es natürlich auch wichtige Anregungen der Hoch-
schulen, das nehmen wir mit auf und das spiegelt
sich am Ende auch in der Frage wieder, wie wir
Hochschulautonomie ausgestalten. Es ist also kei-
neswegs so, dass wir uns hier nur einzelne Stake-
holder rausgegriffen haben, sondern wir haben ge-
sagt, vom Rektor über den Mitarbeiter, sei es der
technische oder der wissenschaftliche, die Studie-
renden schauen wir, welche Anregungen sind sinn-
voll, und die haben sich dann auch hier wiederge-
funden.

Dann bin ich noch mal bei einem Punkt, da geht es
noch mal um die Frage der sachlichen Benennung,
wo das, was jetzt im Gesetz steht, Prozesse verzö-
gert. Ich will es jetzt noch mal an der Frage der Be-
rufung festmachen: Wenn man sich mal anschaut –
Sie haben es auch selbst gesagt –, wie lange so
ein Berufungsverfahren dauert, teilweise bis zu
zwei Jahren – und Sie haben jetzt die Frage der
Gleichstellungsbeauftragten und ihres Vetorechts
angeführt –, dann lese ich mal kurz aus dem Ge-
setzentwurf § 6 Abs. 6 Satz 1 und 2 vor: „Im Rah-
men ihres Aufgaben- und Zuständigkeitsbereichs
kann die Gleichstellungsbeauftragte gegen einen
Beschluss oder eine Entscheidung eines Organs,
eines Gremiums oder einer Kommission [...] schrift-
lich innerhalb von sieben Arbeitstagen ab Kenntnis
Einspruch einlegen. Dieser ist innerhalb derselben
Frist zu begründen.“ Wir reden also hier am Ende
über eine Verzögerung von zwei Wochen bei einem
Verfahrensablauf von zwei Jahren. Da muss man
doch, glaube ich, mal ganz ehrlich schauen, wenn
man sich Berufungen anschaut, wo es denn eigent-
lich hakt.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das ist nämlich nicht die Kompetenz der Gleichstel-
lungsbeauftragten.

Und dann noch mal zum Dritten, weil mich das
auch schon wieder, ehrlich gesagt, aufregt: die Fra-
ge der demokratischen Mitbestimmung an die Fra-
ge der Expertise zu binden. Ich spitze es jetzt mal
bewusst zu, mit der Argumentation, die hier immer
wieder gebracht wird: Professorinnen haben auf-
grund ihrer langjährigen Erfahrung sicherlich eine
hohe Expertise

(Zwischenruf Abg. Prof. Dr. Voigt, CDU: Ich
meinte nicht das Verfassungsgericht, ich
meinte in der Verfassung!)

– ja, ich komme ja auch noch dazu – und deswe-
gen haben wir auch gesagt, wir orientieren uns in
dem Punkt, was unmittelbar Forschung und Lehre
betrifft, auch an der Rechtsprechung. Da wird der
Expertise gar kein Abbruch getan. Aber mit der Ar-
gumentation, die immer wieder herangeführt wird,
die Frage der demokratischen Beteiligung auf Au-

genhöhe und der gleichberechtigten Stimmabgabe
wäre zwingend an die Expertise zu binden: Dann
müssten wir jetzt auch zukünftig darüber diskutie-
ren, ob jetzt ein – ich sage mal – 80-Jähriger mehr
Stimmen bei einer Kommunalwahl haben soll als
ein 16-Jähriger, weil er vermeintlich mehr Lebens-
erfahrung hat, oder ob jemand, der seit zehn Jah-
ren in einer Kommune lebt, am Ende mehr Stim-
men haben soll als die Person, die vielleicht ein
Jahr dort lebt.

Ja, ich lasse sie zu.

Präsident Carius:

Bitte, Herr Prof. Dr. Voigt.

Abgeordneter Prof. Dr. Voigt, CDU:

Herr Schaft, stimmen Sie mit mir darin überein,
dass es einen Unterschied macht, ob ich als Bürger
gleiche Rechte in einem demokratischen Wahlver-
fahren habe oder ob aus einer Mitgliedschaft an ei-
ner Körperschaft, der man für eine bestimmte Zeit
freiwillig zugetreten ist, unterschiedliche Rechte
und Pflichten hervorgehen?

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Ja klar
macht das einen Unterschied! Aber was wol-
len Sie denn damit sagen?)

Abgeordneter Schaft, DIE LINKE:

Das sind ja unterschiedliche Punkte in unserer Auf-
fassung darüber, was Mitwirkung/Mitbestimmung
bedeutet. Wir sind der Meinung, dass unabhängig
von der Statusgruppe und unabhängig von der
Dauer der Zugehörigkeit auch in der Hochschule
nach Möglichkeit im Sinne der Verfassungsrecht-
sprechung, was eben unmittelbar Forschung und
Lehre betrifft, in den restlichen Fragen durchaus
gleichermaßen entschieden werden kann. Und da
ist dann, glaube ich, einfach auch der Dissens.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das sind die Punkte, die ich hier einfach nur noch
mal klarstellen will. Dann will ich zum Schluss, weil
jetzt auch mehrfach das Verfahren der Dialogpro-
zesse an der einen oder anderen Stelle in verschie-
denster Art und Weise diffamiert wurde, noch mal
die Möglichkeit hier nutzen, mich noch mal im Na-
men meiner Fraktion, sicherlich auch im Namen
von Bündnis 90/Die Grünen und SPD, in aller Form
bei denen zu bedanken, die diesen Dialogprozess
gemeinsam im Ministerium, im Haus, aber auch an
den Hochschulen möglich gemacht, sich beteiligt
und auch dafür gesorgt haben, dass wir jetzt diesen
Gesetzentwurf hier liegen haben, bei den 700 Ver-
treterinnen und Vertretern an den Hochschulen, die
teilgenommen haben, dem Mitarbeiterstab im Mi-
nisterium sowie den Kolleginnen und Kollegen, die
hier dabei waren. Das ist ein langer Prozess gewe-
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sen, er hat viel Arbeit gekostet, und den hier so ab-
zukanzeln, das finde ich doch dann tatsächlich ein
bisschen schwach, deswegen da noch mal mein
herzlicher Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Weitere Wortmeldungen vonseiten der Abgeordne-
ten liegen mir nicht vor, sodass ich Herrn Minister
Tiefensee das Wort gebe. Bitte.

Tiefensee, Minister für Wirtschaft, Wissenschaft
und Digitale Gesellschaft:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und
Herren Abgeordneten, liebe Schülerinnen und
Schüler oben auf den Bänken, liebe Zuschauer am
Livestream, mit der heutigen Beratung schließen
wir einen langen, sehr intensiven und konstruktiven
Diskussionsprozess ab. Ich schließe nahtlos an das
an, was Herr Schaft am Ende gesagt hat. Gestatten
Sie mir als einem, der das in der Exekutive von An-
fang an mit vorangetrieben hat, der ganz besonde-
ren Wert darauf gelegt hat, dass wir neben den re-
gulären Anhörungen zwischen den Kabinettsbefas-
sungen und zwischen den Landtagsbefassungen
einen sehr transparenten, offenen und nachvoll-
ziehbaren Prozess auflegten, dass ich am Anfang
all denjenigen ganz herzlich danke, die sich da mit
beteiligt haben. Es sind diejenigen angesprochen
worden, die in den Dialogforen saßen, wir haben
danach Expertenrunden einberufen, auch das hat
Zeit gekostet. Schließlich haben Sie sich damit be-
schäftigt, insbesondere die hochschulpolitischen
Sprecherinnen und Sprecher, ganz herzlichen
Dank. Ich fand, das war eine sehr fruchtbare Arbeit.
Wenn man so etwas im politischen Leben erlebt,
dann erfüllt einen das mit Genugtuung. Ganz herz-
lichen Dank an diejenigen, die mitgemacht haben,
die sich auf den hochschulpolitischen Dialog einge-
lassen haben.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Gestatten Sie mir, dass ich auch mal so ein
bisschen in den Maschinenraum reinschauen lasse.
Mein Staatssekretär Hoppe ist jetzt gerade in Wis-
senschaftsdingen in Berlin unterwegs, sonst säße
er hier. Ihm sei herzlich zu danken. Und dann ha-
ben wir die ganze Phalanx: lieber Herr Gemmeke,
Herr Ziesenis, Frau Dr. Kandler, Herr Dr. Gentsch
und alle, die da im Hintergrund sind. Das sind die
Menschen, die wirklich Tag und Nacht gearbeitet
haben, um das, was sich viele ausgedacht haben,
in Gesetzestexte zu gießen, aber auch diese Foren,
diese Beteiligungsformen zu organisieren. Ich be-
danke mich sehr bei Ihnen, vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, jetzt haben wir zwei Ge-
setzentwürfe auf dem Tisch liegen. Ich will zu-
nächst etwas zum Dialogprozess in der Bewertung
dieser beiden Entwürfe sagen, um dann an dieser
oder jener Stelle noch mal auf den Inhalt einzuge-
hen.

Ich habe es bereits angesprochen, wir haben sehr
transparent alle – man sagt neudeutsch – Stakehol-
der, aber auch die Öffentlichkeit einbezogen. Jetzt
hören wir von Prof. Voigt zunächst mal ein Lob:
Habt ihr gut gemacht, aber ihr habt nicht auf alle
gehört, sondern nur auf eine ganz bestimmte Grup-
pe. Lieber Prof. Voigt, es zieht sich durch alle Ihre
Reden durch, dass Sie immer wieder nur auf eine
Gruppe schauen, wenn es darum geht, Lehre, For-
schung, Transferleistung und die Ausstrahlung von
Hochschulen in die Gesellschaft zu bewerten. Das
mache ich auch an Folgendem fest: Sie haben
einen Gesetzentwurf vorgelegt, der – und ich wün-
sche, dass die Presse da mehr darauf achtet – das
blanke Armutszeugnis ist. Wie man einen solchen
Gesetzentwurf vorlegen kann, um damit zu unter-
streichen, so soll sich die Hochschullandschaft in
Thüringen weiterentwickeln, das sind die Antworten
auf die modernen Herausforderungen, da kann ich
nur sagen: Da ist nichts, was interessant ist.

Und das Zweite, Herr Prof. Voigt, sagen Sie mir
doch mal bitte: Was haben Sie eigentlich von der
Einbringung Ihres Gesetzestextes bis heute aus
den Anhörungen gelernt?

(Zuruf Abg. Prof. Dr. Voigt, CDU: Offensicht-
lich mehr als Sie!)

Haben Sie irgendetwas von irgendeiner Statusgrup-
pe in Ihren Entwurf aufgenommen? Null. Einen ein-
zigen Artikel haben Sie geändert – sonst nichts wei-
ter.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Sie wollen den Regierungsfraktionen, Sie wollen
dem Ministerium erzählen, Sie verstünden etwas
von der Auswertung von Anhörungen? Nein. Sie
haben Ihren Gesetzentwurf, Ihren schmalen Ge-
setzentwurf vorgelegt, und das war es. Mehr Arbeit
haben Sie sich nicht gemacht, sondern kritisieren
nur den Prozess, den wir auf den Weg gebracht ha-
ben.

Also halten wir fest: Wir haben im Dialogverfahren
ein sehr gutes Ergebnis erzielt. Jetzt – weil wir auch
die Schülerschaft oben sitzen haben, die überhaupt
nicht so richtig weiß, worum es hier geht – geht es
hier darum, dass wir einen Gesetzentwurf/ein Ge-
setz vorlegen, das von der Opposition in einem
zentralen Punkt kritisiert wird. Der zentrale Punkt
ist: Dieses Gesetz würde die Wettbewerbsfähigkeit
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der Hochschulen Thüringens gegenüber anderen
deutschen und internationalen Hochschulen gefähr-
den oder ad absurdum führen. Das ist der zentrale
Vorwurf, der immer wieder kommt. Der macht sich
zum Beispiel daran fest, dass wir in § 35, dort, wo
es um den Senat geht, mittlerweile eine Parität ein-
führen wollen, eine Parität, die für die Angelegen-
heiten gilt, die nicht mit Forschung und Lehre zu-
sammenhängen. Das ist der zentrale Vorwurf. Und
an dem müssen wir uns abarbeiten.

Der erste Punkt ist, lieber Herr Prof. Voigt, ich habe
mal nachgeschaut, was in der letzten Zeit für Ge-
setzentwürfe von der CDU gekommen sind und bin
auf die Drucksache 6/2283 vom 15.06.2016 gesto-
ßen. Da legt die CDU einen Gesetzentwurf vor mit
dem Titel „Einführung von fakultativen Referenden“.
Können Sie mir mal erklären, wenn die CDU-Frak-
tion der Bürgerschaft einräumen möchte, innerhalb
von 100 Tagen Gesetze, die Sie demokratisch be-
schlossen haben, außer Kraft zu setzen, wenn die-
ser Gedankenansatz trägt: Inwiefern können Sie
nicht mitgehen, dass in einer Hochschule alle Sta-
tusgruppen in entscheidenden Fragen mitbestim-
men? Das ist widersinnig. Entweder wollen wir De-
mokratie, entweder wollen wir Mitbestimmung der-
jenigen, die etwas zu sagen haben, oder wir lassen
es.

Das Zweite: Interessant ist, dass in Ihrem Gesetz-
entwurf – vielleicht das Einzige, was interessant ist
– die Parität im Universitätsklinikum eingeführt wird.
Ja, wieso denn das? Weil das Verfassungsgericht
uns diese Vorlage ins Stammbuch geschrieben hat,
führen wir das im Universitätsklinikum ein, wo jetzt
offensichtlich auch die Wettbewerbsfähigkeit der
Kliniken international zurückfallen wird. Auch das ist
paradox.

Dann sagen Sie, die Wettbewerbsfähigkeit wird
durch die Verlängerung der Verfahren geschmälert
bzw. infrage gestellt. Es ist mehrfach angesprochen
worden, dieses wunderschöne Interview unseres
Präsidenten der Landesrektorenkonferenz,
Prof. Scharff, in Ihrer Fraktionsschrift vom Februar,
die sich „DruckSache“ nennt. Er wird danach ge-
fragt: Was verlängert sich denn? Wo ist die Wettbe-
werbsfähigkeit gefährdet? Sie können sicher sein,
ich habe hinterher ausführlich mit ihm gesprochen;
über das Ergebnis unterhalten wir uns, denn ich ha-
be ihn jetzt nicht hier und möchte da nicht an seiner
statt reden. Das Einzige, was ihm einfällt, und das
Einzige, was Ihnen einfällt zu dieser Frage, ist,
dass sich die Berufungsverfahren für Professoren
verlängern, und das schmälert die Wettbewerbsfä-
higkeit. Aber nun ist es dummerweise so – Kollege
Schaft hat darauf hingewiesen –, dass das Einzige,
was wir geändert haben, die Frage der Gleichstel-
lungsbeauftragten ist. Da frage ich mich: Ist die im
Berufungsverfahren früher nicht aufgetreten, hat die
nicht darauf geachtet?

(Zwischenruf Abg. Prof. Dr. Voigt, CDU:
Nein!)

Außerdem übersehen Sie den § 26, der regelt die
Zusammenarbeit. In dem steht drin, dass Sie die
Verfahren verkürzen können, wenn es nötig ist. Al-
so die durchschnittlichen zwei Jahre können Sie in
jedem Fall verkürzen. Darüber hinaus verkürzen wir
das Verfahren, weil nämlich nicht mehr der Minister
die Professoren ernennt, sondern die Universität,
die Hochschule. Wenn das also der einzige Punkt
ist, an dem Sie festmachen, dass die Wettbewerbs-
fähigkeit Schaden nimmt, dann ist das ziemlich
dünn.

Meine Damen und Herren, lassen Sie uns noch ein-
mal auf die anderen Punkte schauen, die Sie ins
Feld geführt haben. Das eine: Demokratie an der
Hochschule heißt auch Einrichtung von Studien-
kommissionen. Studienkommissionen sind für uns
wichtig, weil sie die Lehre mit der Professoren-
schaft unter die Lupe nimmt, im Vorhinein darüber
diskutiert, wie Lehre gestaltet werden soll, weil es
nämlich ein Prozess ist, der quasi iterativ zwischen
Professorenschaft und Studentenschaft zu erledi-
gen ist.

Jetzt kommen wir wieder zu den berühmten Papp-
kameraden. Der liebe Prof. Voigt stellt sich hierhin
und sagt: Die Studienkommission – Sie haben sie
„Studiengangskommission“ genannt –, die Studien-
kommission würde beschließen, wie die Studien-
gänge sind. Falsch!

(Zwischenruf Abg. Prof. Dr. Voigt, CDU: Die
„Inhalte“ habe ich gesagt!)

In § 41 steht leider nur drin, dass sie Empfehlungen
abgeben. Auch bei den Inhalten geben sie Empfeh-
lungen ab, lieber Herr Prof. Voigt!

(Zwischenruf Abg. Prof. Dr. Voigt, CDU: Sie
müssen mal die Praxis im Auge behalten!)

Und deshalb: Nicht irgendetwas erzählen, um es
dann zu kritisieren, etwas erfinden, um es zu kriti-
sieren, sondern bleiben Sie bei der Wahrheit!

Wir stärken die Hochschulen, indem wir Studien-
kommissionen einrichten, indem wir Gute Arbeit er-
möglichen, zum Beispiel durch die Qualifizierungs-
vereinbarungen. Qualifizierungsvereinbarungen
sind ein Novum, sind eine ganz moderne Form, da-
mit zum Beispiel die Doktoranden genau wissen, in
welchem zeitlichen Ablauf geschieht mit ihren Dok-
torvätern, Doktormüttern etwas; sie können nicht
mehr ausgenutzt werden oder sehen den Profes-
sor, den sie dringend brauchen, nicht mehr. Alles
das sind Formen, um die Lehre voranzubringen und
die Wettbewerbsfähigkeit der Thüringer Hoch-
schulen zu verbessern, meine Damen und Herren.
Ich denke, da sind wir auf sehr, sehr gutem Weg!

Ich greife andere Punkte heraus, die wichtig sind.
Das eine ist: Wie regeln wir die Bauangelegenhei-

10124 Thüringer Landtag - 6. Wahlperiode - 117. Sitzung - 27.04.2018

(Minister Tiefensee)



ten? Das ist ein vorbildlicher Ansatz – und ich darf
der Kollegin aus dem TMIL, Frau Birgit Keller, sehr
herzlich danken, dass wir eine Lösung in § 15 ge-
funden haben – (1) und (2) –, die tatsächlich Entbü-
rokratisierung schafft, die denjenigen, die die Ver-
antwortung dafür tragen, weil sie in den Hochschul-
gebäuden arbeiten, die Bauherreneigenschaft für
kleinere Angelegenheiten und in § 15 (2) sogar für
die FSU in sämtlichen Angelegenheiten überträgt.
Das ist Benchmark und das wird sicherlich sehr
wahrgenommen in der Community in Deutschland
und hat sicherlich auch die Möglichkeit, Nachah-
mung zu finden.

Darüber hinaus – gerichtet an die CDU-Fraktion –:
Wieso finden Sie es eigentlich nicht gut, dass wir
neue Regelungen für diejenigen eingebaut haben,
die Kinder erziehen müssen/wollen, für diejenigen,
die Angehörige pflegen, dass wir diejenigen stär-
ken, die deshalb eine längere Studienzeit benöti-
gen? Wieso sprechen Sie nicht über die Frage der
Gleichstellung – das ist eine moderne Frage im
21. Jahrhundert, spätestens! –, dass wir Formen
finden, dass die Ausgewogenheit zwischen Män-
nern und Frauen stattfindet, vor allen Dingen aber
auch die Mehrfachbelastung – oftmals bei Frauen –
ihren Widerhall im Gesetz findet? Alles das sind gu-
te Ansätze, die wir an dieser Stelle ins Gesetz ein-
gebaut haben.

Meine Damen und Herren, dieses Gesetz bietet
mehr Mitbestimmung, bietet eine größere Autono-
mie und zu dieser Autonomie gehört es nicht nur,
dass wir die Haushalte, die Geldsummen im We-
sentlichen eins zu eins, bis auf geringe Beträge, an
die Hochschulen geben, sondern es gehört auch
dazu, dass in den Gremien darüber diskutiert wird,
was mit dem Geld geschieht – auf der Basis von
Ziel- und Leistungsvereinbarungen.

Jetzt stellen Sie sich hierhin und erzählen von der
Haftung! Am Ende haben Sie doch noch den Ände-
rungsantrag gelesen – § 34 Änderungsantrag.
Nein! Und beim zweiten Mal stellen Sie sich wieder
hierhin und sagen: Wie soll ein Ehrenamtlicher, oh-
ne dass er einen Stab von Leuten hat, ein Haus-
haltsvolumen von x Millionen Euro prüfen. Nein, er
prüft nicht, die Wirtschaftsprüfer prüfen und er stellt
fest.

(Zwischenruf Abg. Prof. Dr. Voigt, CDU: Ja,
aber er verantwortet es!)

Er verantwortet sie nicht in dem Sinne, dass er haf-
tet, weil die Haftung ausgeschlossen ist, es sei
denn, er würde vorsätzlich, grob fahrlässig handeln.
Das ist in jedem anderen Gremium auch so. Also
auch das: Pappkamerad. Wir werden sehen, das
wird die Praxis zeigen, wir werden genug Damen
und Herren finden, die die Funktionen in den Hoch-
schulräten wahrnehmen. Es wird nicht dazu führen,
dass ein Abbruch geschieht.

Meine Damen und Herren, nach diesem langen
Diskussionsprozess mit Änderungsanträgen, die
wiederum reagiert haben auf das Ende der Diskus-
sion, die das aufgenommen haben, noch mal weiter
fortentwickelt haben, bin ich sehr dankbar, dass wir
jetzt in die Umsetzung gehen können. Unsere
Hochschulen sind das Juwel in unserem Land, sind
ein Schatz. Sie sind die Lokomotiven, die unser
Land vorantreiben. Ich bin mir sicher, dass wir nicht
nur wettbewerbsfähiger werden, sondern dass wir
noch mehr an Exzellenz und an Qualität gewinnen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Und ich bin sicher, meine Damen und Herren, das
kommt Thüringen insgesamt zugute. Noch einmal
herzlichen Dank für den gesamten Prozess, für die
Beratung und für die Zustimmung. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Der Abgeordnete Prof. Dr. Voigt hat noch mal um
das Wort gebeten.

Abgeordneter Prof. Dr. Voigt, CDU:

Sehr geehrter Minister, recht herzlichen Dank. Wis-
sen Sie, es gibt den Spruch „Wer sich über Kritik
ärgert, gibt zu, dass er sie verdient hat.“ Das stimmt
für Ihren Gesetzentwurf.

(Beifall CDU, AfD)

Ich kann Ihnen auch genau sagen, wo Sie sich ge-
troffen fühlen. Sie fühlen sich getroffen in der Tat-
sache, dass Ihre eigenen Leute, die rot-rot-grüne
Koalition und besonderes Herr Schaft, Ihnen in
27 Seiten 56 Änderungsanträge vorgelegt haben,
weil Sie nicht in der Lage waren, ein vernünftiges
Gesetz zu produzieren. Das ist die Wahrheit.

(Beifall CDU)

Deswegen treten Sie hier vor und versuchen mit
Nebelkerzen auf uns zu zeigen. Tatsächlich ist es
Ihr Job als Regierung, ein ordentliches Hochschul-
gesetz vorzulegen. Sie haben hier auch offenbart,
dass Sie in den Details Ihres Gesetzes manchmal
offensichtlich selbst suchen müssen.

Beginnen wir nur mal bei dem Thema „Hochschul-
rat“. Sie sagen, das prüft eine Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft und das muss der Hochschulrat quasi
nur abnicken. Wenn der grob fahrlässig mal nicht
draufgeschaut hat, muss er haften, aber ansonsten
ist er fein raus. Das ist doch der klassische Mecha-
nismus, den Sie in jedem Aufsichtsrat eines aktien-
geführten Unternehmens haben, wo es einen Wirt-
schaftsprüfungsbericht gibt, aber jeder Einzelne
des Aufsichtsrats haftet persönlich für das, was da
vorgelegt wird. Genau aus dem Grund haben die
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Mitglieder eines Aufsichtsrats auch eine D&O-Ver-
sicherung. Wenn sie das nicht haben, sind sie per-
sönlich die Gekniffenen. Ich garantiere Ihnen: Wir
werden eine massive Welle an Ausscheiden von
Hochschulratsmitgliedern haben. Wenn das Ihre
politische Konzeption war, okay, dann: Touché!
Aber tun Sie nicht so, als ob das keine Konsequen-
zen hätte.

Dann komme ich zum Thema „Zivilklausel“. Die Zi-
vilklausel – das will ich Ihnen nur noch mal sagen –,
die generellen Entscheidungen in Auslandungspro-
zessen, die Gruppenuniversität, die Sie organisie-
ren, all das wird zu einer Verlangsamung führen.
Das haben Ihnen alle Experten, nicht wir als CDU-
Opposition und auch nicht nur Ausgewählte, son-
dern die, die tatsächlich jeden Tag damit zu tun ha-
ben, ins Stammbuch geschrieben. Und das wahrzu-
nehmen, das ist keine Amtsanmaßung, sondern
das ist einfach Ihr Job. Deswegen kann ich Ihnen
nur sagen: Wenn Sie in medias res gegangen sind
mit dem Vorsitzenden der Landesrektorenkonfe-
renz, dann müssen die Punkte, die er da vorge-
bracht hat, Sie doch zumindest zum Nachdenken
angeregt haben. Jetzt bringen Herr Schaft und Sie
das Argument: Nennt es doch mal konkret, was
wird langsamer, was wird schwieriger. Es wird
schwieriger, weil der Prozess langwieriger wird, es
wird schwieriger, weil die Berufungen länger dau-
ern, weil wir in mehrere Runden gehen.

(Zwischenruf Tiefensee, Minister für Wirt-
schaft, Wissenschaft und Digitale Gesell-
schaft: Wo denn? Butter bei die Fische!)

Das sind nicht nur die zwei Wochen, sondern es ist
die Frage: Wie besetzen wir diese Gremien? Es
wird schwieriger, weil die Zivilklausel natürlich dafür
Sorge tragen wird, dass Prüfung im Forschungsbe-
reich komplizierter wird.

(Zwischenruf Tiefensee, Minister für Wirt-
schaft, Wissenschaft und Digitale Gesell-
schaft: Zivilklausel gibt es schon!)

Es wird schwieriger, weil Sie meiner Meinung nach
massiv in der Fragestellung Ihrer Aufgabe an der
Sache vorbeigegangen sind. Was ist das Gerichts-
urteil gewesen, was das Bundesverfassungsgericht
uns aufgegeben hat? Es hat gesagt, Professoren
und Wissenschaftler sollen stärker über die Senate
beteiligt werden, wenn es um Fragen der Wissen-
schaft geht. Das ist quasi das Gerichtsurteil gewe-
sen. Und was haben Sie daraus gemacht?

(Unruhe DIE LINKE)

Sie haben gesagt: Nein, nein, pass mal auf, wir
schwächen sogar noch die Wissenschaftsrechtler in
den Senaten, weil wir durch Drittel- und Viertelpari-
tät noch mehr an Bord holen. Das haben Sie
daraus gemacht. Sie interpretieren das Bundesver-
fassungsgerichtsurteil bewusst fehl. Das ist jetzt
nicht schlimm, das können Sie machen, das ist eine

politische Setzung von Ihnen. Aber tun Sie bitte
nicht so, als ob wir nicht sehen würden, was Sie da
vorhaben.

Deswegen kann ich es Ihnen nicht ersparen. Es ist
alles gut. Verteidigen Sie Ihren Gesetzentwurf, das
ist Ihr Job, aber zeigen Sie bitte nicht auf andere
Leute, die Ihnen entlang des Weges immer wieder
die Hinweise gegeben haben. Ich bin nach vier Jah-
ren Oppositionsarbeit auch nicht mehr blauäugig,
was Initiativen von uns angeht. Das Vergabegesetz
lassen Sie im Ausschuss verkümmern, weil es Ih-
nen nicht genehm ist. Ich könnte Ihnen noch zig an-
dere Initiativen von uns nennen, wo wir Ihnen sach-
genau Vorschläge gemacht haben. Sie machen es
einfach nicht. Da, wo es für Sie unbequem ist, las-
sen Sie uns in den Ausschüssen verhungern, und
da, wo Sie selber was vorlegen müssen, was am
Ende dann bei den Experten unten durchfällt, ver-
suchen Sie auf uns zu zeigen, weil es Ihre eigene
Schwäche verdecken soll. Aber Pardon, so wird
das Spiel hier nicht gespielt. Schönen Dank!

(Beifall CDU)

Präsident Carius:

Frau Abgeordnete Mühlbauer für die SPD-Fraktion
und dann habe ich Herrn Abgeordneten Höcke für
die AfD-Fraktion.

Abgeordnete Mühlbauer, SPD:

Ich freue mich, dass heute so viele junge Men-
schen, die unsere Hochschulen hoffentlich in reich-
licher Zahl besuchen werden, dieser Debatte bei-
wohnen.

(Beifall SPD)

Sie merken, wie leidenschaftlich wir streiten.

Aber, Herr Prof. Dr. Voigt, nein, das ist nicht so. Es
gibt hier auch Gesetzesinitiativen aus unserem
Rund heraus, die wir gemeinsam in Augenhöhe ak-
tiv gestaltend gemacht haben. Lassen Sie mich hier
einfach nur mal die Landesnetzagentur erwähnen.

Hier aber an diesem Punkt, ich habe mir jetzt das
Zitat von der Kollegin Leukefeld geborgt, machen
Sie Folgendes, orientieren Sie sich an diesem Zitat:
„Getretener Quark wird breit und meist nicht stark!“
Das heißt, es tut mir furchtbar leid, ich bin von Ih-
nen inhaltlich anderes gewohnt. Aber Sie drehen
seit zwei Jahren in dieser Milchsuppe rum und wun-
dern sich, warum es am Ende des Tages kein Käse
wird, weil es so nicht funktioniert.

(Zwischenruf Abg. Prof. Dr. Voigt, CDU: Über
Käse müssen wir ja dann nicht abstimmen!)

Abschließend noch mal für alle, die an der Debatte
interessiert sind: Fake News und Fakten. Fangen
wir mit den Haftungen für die Hochschulräte an.
Last, but not least: Wer aus dem Rund sitzt nicht
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auch in kommunaler Verantwortung? Doch viele.
Mögen wir den einen oder anderen haben, der viel-
leicht auch in seiner Sparkasse oder seiner heimi-
schen Wohnungsbaugesellschaft oder wie ich in
der Bäder- und Beteiligungsverwaltungsgesell-
schaft in Verantwortung sitzt. Ja, hier habe ich im
Ehrenamt auch dieses zu leisten, was Sie so kriti-
sieren, und leider, Herr Dr. Voigt, leider – und da
frage ich Sie: Wenn Sie so darunter leiden, 20 Jah-
re die Kommunalpartei in diesem Land sind. Meine
Güte, wir müssen unsere Kommunalpolitiker retten,
die vielen Bürgermeister retten, die tagtäglich in
den Sparkassen, in den Wohnungsbaugesellschaf-
ten, in anderen Aufsichtsräten

(Unruhe CDU)

genau diese Verantwortung tragen. Herr Dr. Voigt,
Entschuldigung mal bitte, das musste ich jetzt da
hinhängen,

(Beifall SPD)

wo Sie es hingehangen haben, weil es jenseits jeg-
licher Fachlichkeit ist. Entschuldigung! „Getretener
Quark wird meist breit und nicht hart!“

So, wollen wir weitermachen. Wo dauert es denn
länger? Berufungsverfahren verkürzen wir, ja, und
am Ende des Tages, Entschuldigung mal bitte, Stu-
dienkommissionen, in denen Studierende sitzen,
die vielleicht ein Jahr nur da sind, die dürfen bera-
ten. Wir hören uns ihre Meinung an – beraten und
nicht entscheiden.

(Beifall DIE LINKE)

Bitte letztes Zitat: „Getroffene Hund beißen“ – und
ich hoffe nicht, dass wir unsere gute Verwaltung,
die wir haben, als Politkommissare bezeichnen,
denn wir wollen alle mit unseren Fachleuten arbei-
ten. Diesbezüglich war das der größte Witz des
heutigen Tages. Danke schön.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Kowalleck, CDU: Das
stimmt! Das stimmt!)

(Beifall CDU)

Präsident Carius:

Herr Abgeordneter Höcke hat für die AfD-Fraktion
um das Wort gebeten.

Abgeordneter Höcke, AfD:

Vielen Dank, Herr Präsident. Sehr geehrte Kollegen
Abgeordnete, sehr geehrte Besucher auf der Tribü-
ne, jetzt habe ich so ein bisschen Sorge, dass ich
die Kollegin Mühlbauer in den Herzinfarkt treibe,

(Zwischenruf Abg. Mühlbauer, SPD: Sie
nicht!)

wenn ich doch noch mal zu dem Thema „Hoch-
schulrat und Jahresabschluss“ nachbohren muss,
Frau Kollegin. Ich verstehe mich durchaus nach
dreieinhalb Jahren „Parlamentserfahrung“ immer
noch als Lernender. Sehr geehrter Herr Minister
Tiefensee, Sie sind viel politikerfahrener als ich.
Deswegen meine Frage, der ich noch mal kurz we-
nige Passagen der Stellungnahme des Landes-
rechnungshofs vorschicken will, die ich auch zitie-
ren möchte mit Ihrer Erlaubnis, Herr Präsident. Aus
der Stellungnahme des Landesrechnungshofs des
Landes Thüringen zu der Novelle des Hochschul-
gesetzes: „Der Rechnungshof kritisiert aber noch-
mals massiv, dass der Jahresabschluss nach § 14
Abs. 8 und § 34 Abs. 1 Satz 2 Nr. 10 ThürHG-E
durch den Hochschulrat beschlossen und fest-
gestellt werden soll. […] Der Rechnungshof hält die
geplante Änderung zur Feststellung des Jahresab-
schlusses für unzulässig. […] Der Jahresabschluss
ist deshalb zwingend vom TMWWDG“ – Ihrem Mi-
nisterium, Herr Wirtschaftsminister Tiefensee – „als
Vertreter des Landes festzustellen. […] Der Rech-
nungshof fordert daher, die § 14 Abs. 8 und § 34
Abs. 1 Satz 2 Nr. 10 ThürHG-E entsprechend § 8
Abs. 3 und 4 ThürHSFVO so zu ändern, dass der
Jahresabschluss durch das TMWWDG“, dem Sie
vorstehen, Herr Wirtschaftsminister Tiefensee,
„festzustellen ist.“

Als politisches Greenhorn und als Nichtjurist erlau-
ben Sie mir, zu diesen Aussagen des Landesrech-
nungshofs, den ich für eine vertrauenswürdige und
an der Sache orientierte Behörde halte, doch die
Vermutung zu äußern, dass hier etwas ins Gesetz
hineingerutscht oder hineindiktiert worden ist, das
zumindest Zweifel an seiner Rechtmäßigkeit be-
gründet. Dann wäre meine Frage, sehr geehrter
Herr Minister, ob Sie mir das vielleicht noch mal er-
klären können, warum das unbedingt sein musste,
obwohl Sie diese Stellungnahme sicherlich auch
zur Kenntnis genommen haben. Schade, dass Sie
mir jetzt gerade nicht zuhören.

(Zuruf Tiefensee, Minister für Wirtschaft, Wis-
senschaft und Digitale Gesellschaft: Ich bin
Multitasker!)

Sie sind Multitasker. Ich bin es nicht. Dann freue ich
mich, wenn Sie vielleicht doch noch mal kurz repli-
zieren. Danke schön.

(Beifall AfD)

Präsident Carius:

Herr Minister, Sie wurden gefragt. Sind Sie dazu
bereit? Bitte schön.

Tiefensee, Minister für Wirtschaft, Wissenschaft
und Digitale Gesellschaft:

Wenn Sie mich schon so nett fragen, da will ich
gern antworten. Wir haben es bei dem Schreiben
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des Landesrechnungshofs mit folgendem Sachver-
halt zu tun: Einmal gibt es eine Prüfung. Diese Prü-
fung läuft. Da gibt es ein Schreiben des Landes-
rechnungshofs, das muss bewertet werden, und
dann wird der Abschlussbericht, ein Prüfbericht,
erstellt. Wir sind mitten in diesem Verfahren. Der
Landesrechnungshof kann aber in diesem Verfah-
ren beraten. Das ist das, was er getan hat, indem
er Ihnen, obwohl wir mitten im Prüfungsverfahren
sind, bereits erste Erkenntnisse übermittelt hat. Das
sind einseitige Beratungsleistungen, einseitige Mei-
nungen, die noch nicht gespiegelt sind. Wir sind
nach wie vor der Auffassung – ansonsten stünde es
nicht im Gesetz –, dass wir richtig liegen, dass wir
das richtig machen, und werden das im Prüfverfah-
ren, das praktisch parallel zu dieser Beratung läuft,
auch darstellen und, ich hoffe, den Rechnungshof
überzeugen. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Ich sehe keine weiteren Wortmeldungen. Damit
schließe ich die Aussprache und wir kommen nun
zur Abstimmung, zunächst zum Gesetzentwurf der
Landesregierung und da über den Änderungsan-
trag der Fraktionen Die Linke, der SPD und Bünd-
nis 90/Die Grünen in der Drucksache 6/5632. Wer
dafür ist, den bitte ich jetzt um sein Handzeichen.
Die Stimmen der Koalitionsfraktionen. Gegenstim-
men? Aus der CDU-Fraktion und der AfD-Fraktion.
Danke. Enthaltungen? Bei 1 Enthaltung vom Abge-
ordneten Gentele. Damit mit Mehrheit angenom-
men.

Wir stimmen nun über die Beschlussempfehlung
des Ausschusses für Wirtschaft und Wissenschaft
in Drucksache 6/5585 unter Berücksichtigung des
Ergebnisses zur Abstimmung zum Änderungsan-
trag ab. Wer dafür ist, den bitte ich jetzt um das
Handzeichen. Das sind die Stimmen der Koalitions-
fraktionen. Gegenstimmen? Aus der CDU-Fraktion
und der AfD-Fraktion. Danke. Enthaltungen? Vom
Abgeordneten Gentele. Damit mit Mehrheit ange-
nommen.

Sodass wir nun zur Abstimmung über den Gesetz-
entwurf der Landesregierung in der Drucksa-
che 6/4467 in zweiter Beratung unter Berücksichti-
gung des Ergebnisses der Abstimmung über die
Beschlussempfehlung kommen. Wer dafür ist, den
bitte ich jetzt um das Handzeichen. Das sind die
Stimmen der Koalitionsfraktionen. Gegenstimmen?
Aus der CDU- und AfD-Fraktion. Enthaltungen?
Von Herrn Abgeordneten Gentele.

Wir kommen jetzt zur Schlussabstimmung. Wer für
diesen Gesetzentwurf ist, den bitte ich, sich von
den Plätzen zu erheben. Danke schön. Das sind
die Stimmen der Koalitionsfraktionen. Die Gegen-
stimmen erheben sich jetzt bitte von den Plätzen.

Das sind die Stimmen der CDU-Fraktion und der
AfD-Fraktion. Vielen Dank. Die Enthaltung von
Herrn Abgeordneten Gentele. Damit ist dieser Ge-
setzentwurf mit Mehrheit angenommen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir stimmen jetzt über den Gesetzentwurf der Frak-
tion der CDU in der Drucksache 6/4657, die Neu-
fassung, in zweiter Beratung ab. Wer dafür ist, den
bitte ich jetzt um das Handzeichen. Das sind die
Stimmen der CDU-Fraktion. Gegenstimmen? Aus
den Koalitionsfraktionen. Damit mit Mehrheit abge-
lehnt. Enthaltungen? Etliche.

Ich würde jetzt Folgendes vorschlagen: Statt in die
Mittagspause einzutreten, die wir dann auf über ei-
ne Stunde ausdehnen müssten, um Freundeskreis
und Ausschüsse tagen zu lassen, würde ich im In-
teresse der meisten anderen Kollegen die Mittags-
pause aussetzen und stattdessen fortfahren. Die
beiden Kommissionen – einmal der Freundeskreis
Litauen und dann der Ausschuss für Umwelt, Ener-
gie und Naturschutz, mit den Vorsitzenden dürfte
es besprochen sein – sind aufgefordert, 10 Minuten
nach Ende der Sitzung ihre Sitzung in den jeweili-
gen Räumen aufzunehmen.

Ich rufe nunmehr auf den Tagesordnungspunkt 8

Zweites Gesetz zur Änderung
des Thüringer Gesetzes zum
Schutz der Bevölkerung vor
Tiergefahren
Gesetzentwurf der Fraktionen
DIE LINKE, der SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN
- Drucksache 6/5577 -
ZWEITE BERATUNG

Ich eröffne die Beratung und – da mir keine Wort-
meldung vorliegt – würde ich sie auch gleich schlie-
ßen. Wir schließen damit die Beratung und kom-
men sofort zur Abstimmung. Wer für den Gesetz-
entwurf der Fraktionen Die Linke, der SPD und
Bündnis 90/Die Grünen in Drucksache 6/5577 in
zweiter Beratung ist, den bitte ich um sein Handzei-
chen. Das sind die Stimmen der Koalitionsfraktio-
nen, der CDU-Fraktion, vom Abgeordneten Gentele
und einem Kollegen aus der AfD-Fraktion. Gegen-
stimmen? Keine. Enthaltungen? Die überwiegen-
den Kollegen der AfD-Fraktion. Damit mit Mehrheit
angenommen, sodass wir zur ... – bitte?

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Der
Kollege von der AfD hat bei allen dreien mit-
gestimmt!)

Das ändert nichts am Ergebnis, Herr Kuschel. – ...
Schlussabstimmung über diesen Gesetzentwurf
kommen. Wer für dieses Gesetz ist, den bitte ich,
sich jetzt von den Plätzen zu erheben. Das sind die
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Stimmen der Koalitionsfraktionen, der CDU-Frak-
tion und vom Abgeordneten Gentele. Danke. Ge-
genstimmen? Keine. Enthaltungen? Von der AfD-
Fraktion. Vielen Dank. Damit ist dieses Gesetz mit
Mehrheit angenommen.

Ich rufe damit auf den Tagesordnungspunkt 19

Die Zukunft von Dieselfahrzeu-
gen sichern, Fahrverbote ver-
hindern
Antrag der Fraktion der AfD
- Drucksache 6/5571 -
dazu: Verkehrskonzepte statt

Verkehrsverbote
Alternativantrag der Frak-
tion der CDU
- Drucksache 6/5616 -

Ich frage, ob die Fraktion das Wort zur Begründung
wünscht. Das ist nicht der Fall. Wünscht bei der
CDU-Fraktion jemand das Wort zur Begründung?
Auch nicht der Fall. Die Landesregierung hat ange-
kündigt, von der Möglichkeit eines Sofortberichts
keinen Gebrauch zu machen, sodass ich unmittel-
bar die Beratung eröffne und dem Abgeordneten
Kummer für die Fraktion Die Linke das Wort erteile.

Abgeordneter Kummer, DIE LINKE:

Vielen Dank, Herr Präsident. Es ist jetzt natürlich
ein bisschen schwierig, ohne dass es eine gewisse
Einführung der Antragsteller gegeben hat, aber gut.
Uns liegen zumindest zwei Anträge vor, an denen
man sich hier entlanghangeln kann.

Meine Damen und Herren, Inhalt der beiden Anträ-
ge scheint es mir zu sein, dass die antragstellenden
Fraktionen Sorge haben, dass uns der gute alte
Dieselmotor als Antriebsquelle von Fahrzeugen,
wie wir sie alle kennen, abhandenkommt. Es ist bei-
den Anträgen eigen, dass sie sagen, der Diesel ist
ein moderner Antrieb und sollte uns bitte auf Dauer
gesichert werden. Ich gebe zu, ich fahre auch Die-
sel, schon lange.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Ich auch!)

Ich habe mir vor über zehn Jahren einen der ersten
Diesel mit Rußpartikelfilter gekauft. Damals gab es
leider keinen aus deutscher Produktion. Ich muss
sagen, dass dieses Auto offensichtlich auch heute
noch die Abgaswerte einhält, die es damals ver-
sprochen hatte. Als das Auto vorgestellt wurde, hat
man ein weißes Taschentuch hinter den Auspuff
gehalten, als der Motor lief, und man hat darin
nichts gesehen. Das fand ich überzeugend. Von
der Seite her, denke ich, muss man die Frage der
Schadstoffausstoßgehalte von Dieseln auch erst
mal danach beurteilen, wer denn dafür verantwort-
lich ist, dass Dieselfahrzeuge nicht einhalten, was
sie in ihren Zulassungspapieren versprechen.

Wenn ich diese Frage stelle und sage, es gibt einen
Anspruch von Menschen darauf, saubere Luft zu
atmen – die EU-Vorgaben zur Luftreinhaltung kom-
men nicht vom Himmel und die sind nicht bürokrati-
scher Firlefanz, sondern die sind eingeführt wor-
den, weil jedes Jahr in dieser EU verdammt viele
Menschen sterben, weil sie Luft atmen müssen, die
nicht gesund ist –,

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

dann muss ich mir auch die Frage stellen, wie ich
verhindern kann, dass sich in Städten, wo ich be-
stimmte Luftqualitätsprobleme habe, Fahrzeuge
fortbewegen, die die Abgasnormen, die für diese
Städte vorgesehen sind, nicht einhalten. Dafür ist
nicht der Autokäufer verantwortlich, der ein Auto
gekauft hat, das ihm suggerierte, diese Abgaswerte
einzuhalten, sondern es ist derjenige dafür verant-
wortlich, der ein Auto verkauft, das suggerierte, die-
se Abgaswerte einzuhalten, ohne dass es diese
Abgaswerte je eingehalten hat.

Wenn ich mir dann ansehe, was in den USA pas-
siert ist, nachdem rauskam, dass Autofirmen bei
der Abgasreinigung betrogen haben: Da gab es mil-
liardenschwere Klageverfahren und die Milliarden
sind inzwischen von den betroffenen Konzernen
gezahlt worden. Ich frage mich, warum der deut-
sche Verbraucher hier offensichtlich ein Verbrau-
cher dritter Klasse gegenüber der Autoindustrie ist.
Wieso gibt es keinen Anspruch auf Nachrüstung
der Autos? Da macht man ein Software-Update und
dieses Software-Update – ich habe mich da mal ein
bisschen erkundigt – schafft eine Reduktion des
NOx-Ausstoßes von 15 bis 25 Prozent. Aber der
NOx-Ausstoß ist um ein Vielfaches höher als der
vorgegebene Grenzwert. Das heißt, ich komme mit
einem Software-Update nicht dahin, wo das Ver-
sprechen der Autoindustrie beim Verkauf des Pkw
lag. Das Einzige, was mir hilft, ist eine Nachrüstung
durch eine Hardwarekomponente, also brauche ich
einen entsprechenden Katalysator, einen SCR-Ka-
talysator, und der würde eine Reduktion um 70 bis
95 Prozent erreichen. Damit wäre ich also dort, wo
das ursprüngliche Versprechen lag. Natürlich kostet
das Geld. Aber wenn es in den USA legitim ist, da-
für, dass man ein Versprechen nicht eingehalten
hat, Milliarden zu zahlen, warum spricht in Deutsch-
land niemand davon, dass es hier eine Verantwor-
tung der Autoindustrie gibt? Dann reden wir eben
nicht über Fahrverbote, sondern wir reden darüber,
dass dann Diesel-Pkw endlich das einhalten, was
sie versprochen haben. Und dann haben wir das
Problem aus meiner Sicht gelöst.

Was wir aber mit all diesen Dingen, meine Damen
und Herren, nicht lösen werden, sind generell die
Probleme, die wir mit Verkehrsbelastung haben,
und es ist generell das Problem des Klimaschutzes.
Ich sage aber auch dazu: Allein den Diesel an den
Pranger zu stellen, ist es dabei nicht, denn der
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-Ausstoß eines Benziners ist im Regelfall bei glei-
cher Leistung höher.

(Beifall CDU)

Auch das muss man sich vor Augen halten. Das
heißt, wir brauchen eine Verkehrswende. Ich brau-
che eine Stärkung des ÖPNV, weil es weniger Sinn
macht, wenn jeder mit einem einzelnen Fahrzeug
durch die Gegend fährt, und im Regelfall sitzt bei
uns im Auto bloß einer. Wenn wir einen leistungsfä-
higen, effizienten ÖPNV hätten, der solche Anreize
bietet, auch vom Preis-Leistungs-Verhältnis her,
dass Menschen stärker animiert werden, diesen
ÖPNV zu nutzen, ist das der beste Beitrag zur
Luftreinhaltung und der beste Beitrag zum Klima-
schutz. Deshalb sollten hier die Hauptanstrengun-
gen unternommen werden und auf diese Art und
Weise auch Diesel-Pkw über kurz oder lang mehr
oder weniger unnötig werden.

Nehmen Sie es mir nicht übel, das ist für mich das
Hauptproblem mit Ihren beiden Anträgen, auch
wenn ich selbst gern mit meinem Diesel unterwegs
bin: Ich wäre froh, wenn ich ihn nicht mehr fahren
müsste. Deshalb: Den Diesel als modernen Antrieb
zu verkaufen, das geht fehl! Wir brauchen andere
Verkehrsansätze als den individualisierten Diesel,

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Ja, wir
brauchen, aber ihr wisst doch keinen!)

als den motorisierten Individualverkehr und wir
brauchen auch etwas anderes als einen Verbren-
nungsmotor. Wenn ich mir ansehe, was in dem Ka-
talysator passiert, sage ich mal als Umweltpolitiker:
Wir blasen Harnstoff ein, um aus dem Stickoxid,
was im Verbrennungsprozess im Dieselmotor ent-
steht, eine Ammoniumverbindung zu machen. Da-
mit bin ich NOx los. Aber was mache ich? Der ge-
samte Verkehr düngt die Landschaft in einer Grö-
ßenordnung, die ist exorbitant! Wir schimpfen über
die Landwirtschaft, dass sie dafür sorgt,

(Zwischenruf Abg. Holzapfel, CDU: Wir
nicht!)

dass wir zu viel Stickstoff, zu viel Nitrat im Grund-
wasser haben. Aber über den Beitrag der Autoin-
dustrie zu dieser exorbitanten Nitratbelastung des
Grundwassers, zu der hohen Stickstoffbelastung in
den Böden, zu der hohen Stickstoffbelastung in un-
seren Wäldern, die dazu führt, dass dort die Öko-
systeme aus den Fugen geraten, darüber redet gar
keiner. Das sind die Probleme, mit denen wir uns
auch beschäftigen müssen.

Deshalb, meine Damen und Herren, ist der Antrag
der CDU-Fraktion und auch der Antrag der AfD-
Fraktion aus unserer Sicht abzulehnen, weil wir zu
Alternativen zu diesen klimaschädlichen und wirk-
lich für das Ökosystem, in dem wir leben, inakzep-
tablen Technologien kommen müssen. Natürlich
können wir das dem Fahrzeugkäufer, der ein Fahr-

zeug gekauft hat – in gutem Treu und Glauben,
dass er das auch entsprechend nutzen kann –,
nicht von heute auf morgen aufdrücken, dass er die
Änderungen finanzieren muss. Die Autoindustrie
muss die aktuelle Änderung finanzieren, damit das
Fahrzeug die Abgaswerte einhält, und wir brauchen
aber schnellstmöglich ganz viel Kraft. Da muss sich
auch die Bundesregierung intensivst bemühen, um
die Verkehrswende hinzubekommen, damit wir zu
einem vernünftigen, umweltverträglichen Verkehrs-
system kommen. Danke schön.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Danke schön. Das Wort hat nun Abgeordneter
Malsch für die CDU-Fraktion.

Abgeordneter Malsch, CDU:

Werter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, ein emotionales Thema. Lieber Tilo, in der Mit-
te deiner Rede habe ich gedacht, jetzt hat er es
doch noch hingekriegt, ein bisschen was mitzuge-
ben, weil er Diesel fährt. Ich habe heute früh, als
ich in die Tiefgarage gefahren bin, auch gedacht,
du hättest den ersten Katalysator hinter deinem Au-
to, aber es war der Räucherofen von gestern
Abend.

(Heiterkeit DIE LINKE)

Ich will es mal so sagen: Ich bin bekennender Die-
selfahrer, ich bin auch bekennender Fahrer von
Fahrzeugen mit Verbrennungsmotor, aber ich bin
auch zukünftig gegebenenfalls Fahrer eines E-Mo-
bils. Warum? Ich möchte es voranstellen – ehe ich
auf den Antrag der AfD eingehe: Wir sollten gerade
an diese Thematik mit einer hohen Verhältnismä-
ßigkeit rangehen und auch mit einer hohen Verant-
wortung. Es zeigt sich – auch teilweise bei dir, in
dem Redebeitrag –, dass wir zugespitzt diskutieren.
Wir haben 15 Millionen Kraftfahrzeuge, die im Die-
selbereich zugelassen sind, 30 Millionen, die im
Verbrennungsmotorbereich zugelassen sind,
53.000 – aktuelle Statistik – im Bereich der Elektro-
mobilität. Aber eines dürfen wir doch nicht verken-
nen – und da sind noch genug im Raum, wenn ich
mich so umschaue, die die Dieselautos von vor
20 Jahren kennen: Da hat man das Auto noch nicht
gesehen oder den Bus oder den Lkw, aber hat
schon gewusst, dass vor einem ein Diesel gefahren
ist. Oder wenn man in der Garage gestanden hat,
hat man gegebenenfalls auch mal – ich sage es
mal salopp – schwarze Nasenlöcher gehabt, wenn
man zu lange dort gestanden hat, gerade in der An-
laufphase vom Diesel.

Aber es muss doch heute in der Diskussion auch
darum gehen, dass man konstatiert, was sich denn
in den letzten Jahren getan hat. Wir haben 70 Pro-
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zent Reduktion in den Schadstoffausstößen. Wir
haben hier vor zwei Tagen gestanden und haben
gemeinschaftlich für das Thema „Opel“ gekämpft
und stellen heute die Technologie, die auch von
dort aus stark befördert ist, die als hohe Technolo-
gie herausgestellt wird, wo Kompetenz bei Opel
liegt, gleich wieder infrage.

(Beifall CDU)

Da muss ich sagen: Das funktioniert an der Stelle
so nicht. Denn die Zukunft – das ist in unserem Al-
ternativantrag deutlich dargestellt – wird nicht sein,
wie wir uns bekennen, zu welcher Verbrennungs-
technologie oder auch nicht. Die Zukunft ist das
Management des Verkehrs vor Ort. Und genau an
der Stelle habe ich gedacht: Jetzt hat er es verstan-
den.

Allerdings muss man auch sagen: Unsere Busse,
unsere Züge, unsere Rettungs-, Kranken- und
sonstigen Fahrzeuge der Abfallwirtschaft, der Bun-
deswehr – wer hier fordert, den Diesel abzuschaf-
fen, der ist völlig an der Realität vorbei. Wer hier
fordert, die Verbrennungsmotoren abzuschaffen,
der ist noch weiter vorbei, denn ich kann Ihnen von
hier aus sagen: Es wird in den nächsten 100 Jah-
ren keine Zeit geben, wo es nicht den Verbren-
nungsmotor an sich noch geben wird, weil da ein-
fach auch eine Rückfallebene sein wird für die neu-
en, gegebenenfalls alternativen Antriebe. Deswe-
gen auch unser Alternativantrag, denn der Antrag
der AfD, muss man sagen – es hätte auch eine
Kleine Anfrage geben können, da hätten Sie die
Sachen beantwortet bekommen –, geht auch wie-
der nur in diese Teilbetrachtung. Davon möchte ich
an der Stelle Abstand nehmen, denn wir müssen
uns auf die Technologie konzentrieren, und das ist
das Pfund, was Deutschland in seiner Geschichte
immer hatte, nämlich technologisch vorn zu sein,
gerade im Bereich der Automobile. Das zeichnete
uns bisher aus. Und, ich sage mal, der vermeintli-
che Skandal oder der Skandal – wie es manche be-
zeichnen –, der dort in den USA passiert ist, das ist
keine schöne Sache und die will man auch nicht
schönreden.

(Zwischenruf Abg. Dr. Lukin, DIE LINKE: Die
Ursache!)

Aber man muss auch mal schauen, wo denn die
Grenzwerte herkommen und ob es denn immer
noch so ist, dass wir politische Grenzwerte vorge-
ben, wo vielleicht die Technologie noch gar nicht
hinterhergekommen ist. Früher war das anders, frü-
her wurden die technologischen Ergebnisse getes-
tet, wurden gezeigt, wurden vereinbart und darauf
hat man sich verständigt. Der politische Druck, der
auf die Automobilindustrie gelegt wird, ist: Werdet
sauberer, noch sauberer und am besten, ihr verur-
sacht überhaupt keine Emissionen mehr. Aber es
wird völlig verkannt, dass, so technologisch wie wir
unterwegs sind – vielleicht haben wir das auch ein

kleines bisschen schleifen lassen –, wir trotzdem
den Leuten die Chance geben sollten, gerade im
Automobilland Deutschland, hier ihre Technologien
weiterzuführen.

Und was passiert? Genau während unserer Debat-
te stellt Bosch in Peking ein Fahrzeug mit einem
Motor vor mit 13 Milligramm Stickstoffausstoß auf
einem Kilometer – weit, weit unter der Grenze, aber
ein Beweis dafür, dass es möglich ist, genau in die-
sem Thema unsere Technologie weiter einzuset-
zen.

Und ich möchte noch mal darauf zurückkommen:
Wer fordert, bis 2030 alle Verbrennungsmotoren
abzuschaffen, der fordert auch an der Stelle, dass
sich der Transportverkehr ändert, dass sich der
Zugverkehr ändert, dass sich Schiffe, die auch mit
Dieselmotoren unterwegs sind, umstellen müssen,
dass Baumaschinen nicht mehr mit Dieselaggrega-
ten fahren können etc. pp. Und da muss ich sagen,
das funktioniert nicht.

Ich kann es Ihnen mal an einem ganz einfachen
Beispiel im kommunalen Bereich sagen: 20 Jahre
ist der Beschaffungszeitraum in der Regel gewe-
sen, in dem Feuerwehrfahrzeuge, Drehleitern etc.
angeschafft werden. Die Wiederbeschaffung liegt
auch alle 15 bis 20 Jahre, und ich sage jetzt mal,
für die Kommunen ist es schwer genug, diese Ge-
räte anzuschaffen, gegebenenfalls auch immer mit
Unterstützung des Landes. Aber Sie glauben doch
nicht, dass genau die Fahrzeuge alle 20 Jahre er-
setzt werden können – mit Elektromobilität oder mit
einer alternativen Antriebslösung. Und 20 Jahre
von 2018 an ist 2038 – und wer dann 2030 fordert,
hier irgendwas komplett abzuschaffen, der liegt völ-
lig daneben.

Deswegen möchte ich auch noch mal auf den Alter-
nativantrag eingehen. Da gehe ich wieder mal auf
den Kollegen Kummer in seinem Teil ein, nämlich
wir brauchen dringend ein Konzept, in dem wir uns
mit Maßnahmen beschäftigen, mit intelligenten Ver-
kehrskonzepten. Wenn man sich mal die Förder-
richtlinie des Landes anschaut – momentan konkur-
rieren ja Umweltministerium und Wirtschaftsminis-
terium miteinander, teilweise über die TAB.

(Zwischenruf Abg. Kummer, DIE LINKE: Wer
macht das denn?!)

Jeder will die nächstmögliche Fördermöglichkeit
aufzeigen, wie man auf alternative Energien reagie-
ren kann. Neben der Förderung, muss ich immer
sagen, muss man auch schauen, dass das Netz
nebenbei auch noch alles mitmacht. Denn das ist
das Nächste: Wir fördern an der einen Stelle Infra-
struktur und können gar nicht abbilden, ob dann der
Strom auch reicht. Anreize immer schaffen, aber
auch hier ordentlich schauen, kann das denn über-
haupt gegebenenfalls vor Ort geleistet werden.
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Dann haben wir auch noch das Thema mit der Be-
zahlbarkeit dieser Alternativen. Die Umstellung der
Fahrzeugflotten ist zum Beispiel so im Förderpro-
gramm drin. – Ja, warum nicht, da wo es passt.
Und das ist genau die Verhältnismäßigkeit, die ich
angesprochen habe: Jemand, der im Außendienst
fährt, 40.000/50.000 Kilometer, der hat momentan
überhaupt keine Möglichkeit, irgendwo anders hin
umzusteigen, auch mit den Dieselloks – wenn er
sich in den Zug setzt – würde er keine Verbesse-
rung schaffen, und er würde die Erreichbarkeit stark
einschränken. Jeder, der mal wirklich im Außen-
dienst gearbeitet hat, der weiß, wie flexibel man da
sein muss.

Das Nächste ist: Wir haben sicherlich auch Mitar-
beiter in großen Ballungsgebieten, wir haben auch
Mitarbeiter in Städten, wo große Arbeitgeber sind,
die vielleicht nur 3 bis 5 Kilometer jeden Tag zur Ar-
beit fahren. Warum sollen die sich nicht auch dafür
affin zeigen, auf die neue Mobilitätsform einzuge-
hen? Wir haben auch kleine Bereiche in den städti-
schen Themen, wo die Menschen aus dem Hoch-
haus herausschauen und sagen: Hier ist doch Mo-
bilität für mich überhaupt gar kein Problem. Aber
wir sind nun mal ein Flächenland in Thüringen.
Deswegen sollten wir uns da sehr vorsichtig bewe-
gen, was wir für Zukunftsstrukturen machen. Wir
müssen schauen, wie wir gerade die Mobilität, die
überall ein Thema ist, Stärkung des ländlichen
Raums, Mobilität im ländlichen Raum… Aber mit ei-
ner Abschaffung von Verbrennungsmotoren schaf-
fen wir es erst mal nicht. Erst mal gehören da or-
dentliche Konzepte her,

(Beifall CDU, AfD)

wo wir sagen: Wie können wir das denn abbilden,
wie können wir den ÖPNV, den wir schon teilweise
bedarfsgerecht gestalten, so befeuern und befähi-
gen, dass auch die Mobilität abgedeckt ist, ohne
dass man zuerst darüber spricht, wie man die ei-
gentliche Existenz dieser Mobilität abschafft, und
zwar den Diesel?

Als Letztes das Thema „Nachrüstung“, und da stim-
me ich zu: Wenn Nachrüstungen gemacht werden
sollen, dann sollen die unterstützt und finanziert
werden. Aber es darf nicht dazu führen, wie viele
Fernsehbeiträge aktuell zeigen, dass Menschen
aus Angst, zukünftig in den Städten nicht mehr fah-
ren zu können, ihren sechs bis acht Jahre alten
Diesel nehmen und ihn gegen einen Benziner ein-
tauschen. Das ist angesprochen worden: Die Re-
duktion verlagert sich nur und wird sogar im Emissi-
onsbereich noch mehr. Da kann ich nur sagen: Ver-
bote haben dabei noch nie geholfen.

(Zwischenruf Abg. Dr. Lukin, DIE LINKE: Da-
zu gibt es ein Urteil!)

Schauen Sie nach Belgien, schauen Sie auf unsere
Bosch-Unternehmen, die dort was entwickeln, und

trauen Sie der Technologie des 21. Jahrhunderts
das wirklich zu, dass wir das Problem lösen. Dazu
brauchen wir keine Verbote und wir brauchen auch
keine einseitige Betrachtung – muss ich mal in
Richtung AfD sagen – nur von Dieselfahrzeugen.
Wir müssen generell auf die Verbrennungsmotoren
schauen, und das ist so vielschichtig, wo wir die
einsetzen. In jedem Krankenhaus, wenn der Strom
ausgeht, muss ein Ersatz geschaffen werden. Das
läuft nun mal über Notstromgeneratoren, die auf
Verbrennungsmotoren basieren. Darum muss ich
mit Verhältnismäßigkeit rangehen und nicht mit
Ideologie in beiden Richtungen. Danke.

(Beifall CDU)

Präsident Carius:

Danke schön. Als Nächster hat Abgeordneter Ko-
belt für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen das
Wort.

Abgeordneter Kobelt, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Sehr geehrter …

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Die Grünen
machen wohl gar nicht mehr mit?)

Präsident Carius:

Herr Kobelt hat sich innerhalb der Koalition ein brei-
tes Publikum gesichert.

(Heiterkeit im Hause)

Abgeordneter Kobelt, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Ja, dann kann ich etwas freier sprechen.

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren, die Rede von Herrn Malsch hat mich
so ein bisschen an Kaiser Wilhelm II. erinnert.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Den kennst
du wohl noch?)

Auch die Grünen kennen Kaiser Wilhelm II.,

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Da gab es
noch Kutschen!)

das ist keine große Überraschung. Aber viel wichti-
ger ist, was Kaiser Wilhelm II. gesagt hat. Er hat
nämlich am Anfang des 20. Jahrhunderts gesagt:
Das Automobil wird sich nie durchsetzen, ich glau-
be an das Pferd.

(Zwischenruf Abg. Henke, AfD: Na, wenn es
dann nichts wird!)

Und so scheint es mir, wird es auch mit der Ver-
brennungstechnologie sein. Jetzt werden wir hören,
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das wird sich in fünf Jahren, in zehn Jahren nie
durchsetzen. Sie glauben gar nicht, wie schnell sich
die Technologie entwickelt, was wir in der Photovol-
taik gesehen haben. Exponentiell ist die Technolo-
gieentwicklung nach vorne gegangen, und so wird
es auch in der Elektromobilität sein. Vielleicht se-
hen wir uns noch im Parlament hier in zehn Jahren,
Herr Malsch, oder an anderer Stelle. Da können wir
noch mal darüber sprechen, wie Sie dann die Zu-
kunft einschätzen und ob Sie mir dann vielleicht
auch bei dem Vergleich mit Kaiser Wilhelm II. recht
geben.

Aber, meine sehr geehrten Damen und Herren, die
Menschen wollen doch im Grunde eins. Egal ob sie
im Dorf oder in der Stadt oder in einer Gemeinde
wohnen: Sie wollen durch ihren Ort gehen, durch
die Natur gehen, saubere Luft atmen und möglichst
keine Geräusche haben, zur Ruhe kommen. Stellen
Sie sich doch mal vor, Sie bringen Ihre Kinder in die
Schule und müssen nicht darauf achten, gehe ich
durch den Park oder gehe ich durch die Landschaft,
sondern ich kann an jeder Straße langlaufen und
muss nicht Sorge haben, dass die Kinder in ihre
kleine Lunge Schwermetalle, Abgase einatmen,
sondern sie können sich ganz unbeschwert im Park
bewegen. Das ist doch, finde ich, ein gutes Bild und
eine gute Vision, wofür es sich zu kämpfen lohnt.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich sage
es aber auch ganz klar, wir als Grüne in Thüringen
sagen: Ein generelles Fahrverbot in Städten ist der
falsche Weg.

(Zwischenruf Abg. Malsch, CDU: Da können
Sie vielleicht nicht mehr fahren!)

Wir finden, es ist unverhältnismäßig. Gerade die
Menschen aus den ländlichen Regionen müssen
momentan – und ich sage auch „momentan“ – noch
in die Städte auch mit Verbrennungsmotoren ein-
pendeln.

Wir haben als Grüne ein anderes Konzept. Da
muss ich auch mal ganz deutlich die Begründung
der AfD korrigieren. Wir haben nicht gesagt, dass
ab 2030 alle Menschen ihr Auto mit Verbrennungs-
motor sofort verkaufen müssen und die nicht mehr
auf der Straße bewegen können, sondern wir ha-
ben gesagt: Ab 2030 sollen keine neuen Verbren-
nungsmotoren mehr zugelassen werden. Das ist
doch ein Zeitraum, wo wir Zeit haben, neue Tech-
nologien zu entwickeln. Und auch wenn sich das
Grummeln ein bisschen im Rahmen hält, habe ich
doch auch schon von der CDU und AfD gehört: Die
Grünen wollen uns isolieren mit solchen Forderun-
gen. Sie wollen uns in der Welt isolieren, sie wollen
unsere Technologieführerschaft kaputt machen.

(Zwischenruf Abg. Henke, AfD: Das haben
Sie schon geschafft!)

Was soll das, was sind das für Hirngespinste? Da
kann ich Ihnen nur sagen, es haben zahlreiche

europäische Wirtschaftsländer bereits beschlossen,
was wir als Grüne auf Bundesebene ab 2030 gefor-
dert haben. Norwegen hat beschlossen, ab 2025
keine Verbrennungsmotoren mehr zuzulassen, die
Niederlande hat es für 2030 beschlossen, Frank-
reich und Großbritannien für 2040. Da sehen Sie
doch, dass sich die anderen Länder auf den Weg
machen und nach Alternativen suchen, weil der
Vorteil, emissionsfrei zu fahren, so deutlich ist so-
wohl im öffentlichen Nahverkehr als auch für Men-
schen, die auf Automobile angewiesen sind. Wir
müssen doch als Technologieland Deutschland und
als Zulieferland Thüringen dafür sorgen, dass wir
an diesen Zukunftstechnologien teilhaben. Denn es
ist nicht die Frage, dass sich die Technik in die
Richtung entwickelt, sondern nur die Frage, wer da-
von profitiert. Ich möchte, ehrlich gesagt, dann nicht
in zehn Jahren mit Herrn Malsch über Kaiser Wil-
helm II. reden und dass wir uns traurig anschauen
und sagen: Mensch, hätten wir doch vor zehn Jah-
ren mehr Gas gegeben,

(Zwischenruf Abg. Mühlbauer, SPD: Wenn
dann Strom, nicht Gas!)

dann hätten wir von den 50.000 Arbeitsplätzen viel-
leicht 40.000 oder alle 50.000 erhalten und wären
jetzt nicht Technologieabhängland, egal ob in
Deutschland oder in Thüringen.

Präsident Carius:

Aber vielleicht wollen Sie eine Frage des Abgeord-
neten Malsch beantworten.

Abgeordneter Kobelt, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Natürlich.

Präsident Carius:

Bitte schön, Herr Abgeordneter Malsch.

Abgeordneter Malsch, CDU:

Vielleicht stimmen Sie mir zu, dass „Gas geben“
auch vom Verbrennungsmotor kommt. Aber die ei-
gentliche Frage ist: Stimmen Sie mir zu, Herr Ko-
belt, dass das Zulassen ab 2030 ein deutlicher Un-
terschied ist zum Abschaffen bis 2030?

Abgeordneter Kobelt, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Ja, das ist ein Unterschied.

(Zwischenruf Abg. Holzapfel, CDU: Das hat
er nicht verstanden!)

Abgeordneter Malsch, CDU:

Das haben Sie aber gerade nicht gesagt.
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Abgeordneter Kobelt, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Doch, ich habe es eindeutig gesagt.

(Zwischenruf Abg. Schulze, CDU: Nein!)

Das Zulassen ab 2030 für Neufahrzeuge soll nicht
mehr getan werden, wie es die anderen euro-
päischen Länder auch getan haben. Aber natürlich
kann jeder Bürger, der zum Beispiel ein Dieselauto
oder einen Benziner hat, das weiterfahren. Das
stand – ich kann es auch zitieren – in unserem
Bundesprogramm und dazu stehen wir auch.

Präsident Carius:

Lassen Sie denn eine weitere Frage zu?

Abgeordneter Kobelt, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Natürlich.

Abgeordneter Malsch, CDU:

Stimmen Sie mir zu, dass Sie nach außen hin im-
mer wieder proklamieren, dass Sie den Verbren-
nungsmotor bis 2030 abschaffen wollen?

Abgeordneter Kobelt, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Ich propagiere das nicht. Ich habe es gerade deut-
lich gesagt, dass es für neue Zulassungen gilt und
nicht für bestehende Fahrzeuge.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, was in Ih-
ren Anträgen auch überhaupt nicht funktioniert und
geht, ist zu sagen: Wir spielen Technologie gegen
das Wohl der Menschen aus – gesunde Luft gegen
Bewegungsfreiheit. Da haben wir viele andere Mög-
lichkeiten, das müssen wir nicht machen, denn wir
brauchen beides. Bei gesunder Luft geht es natür-
lich um Bewegungsfreiheit, auch um Mobilität. Oder
wollen Sie denn den Älteren dann abraten und sa-
gen, sie dürfen, weil die Schadstoffbelastung so
hoch ist, an dieser Straße nicht mehr entlanglaufen,
oder wie es die AfD gemacht hat, sagen, wir haben
theoretische Grenzwerte – übrigens wie auch die
FDP in der Argumentation – und in einer bestimm-
ten Werkstatt kann man sich unter extremen Bedin-
gungen schon mal acht Stunden aufhalten, und weil
das möglich ist, wollen wir das dann auch allen Kin-
dern und Schülern auf ihren Schulwegen an der
Straße zumuten? Das ist ja wohl eine verrückte
Diskussion, die wir überhaupt nicht unterstützen
werden.

(Zwischenruf Abg. Henke, AfD: Selbst ein
Kopierer hat höhere Grenzwerte!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, mir geht
es noch mal um einen Punkt: Was passiert denn,

wenn man sich gut vorbereitet, mit den Arbeitsplät-
zen in Deutschland oder in Thüringen? Dazu hat
die Fraunhofer Gesellschaft eine Studie für den
Wirtschaftsstandort Deutschland aufgelegt. Sie ist
ganz klar dazu gekommen: Wenn wir Mobilität
mehr im öffentlichen Nahverkehr, auch im Radver-
kehr, aber vor allen Dingen dann im Individualver-
kehr mit Elektromobilität frühzeitig angehen, dann
wird es zu keinem Verlust von Arbeitsplätzen kom-
men.

Als Beispiel, vielleicht auch dafür, wie die Hoffnung
ist und auch die Stimmung teilweise: Ich war mit
meinem Kollegen Herrn Adams letzte Woche in
Kölleda unterwegs und wir haben uns dort über
Stadtentwicklung mit den Gemeindevertretern, mit
der Verwaltung unterhalten und sind auch an dem
Motorenwerk in Kölleda vorbeigefahren. In dem Ge-
spräch war nicht ganz klar, was in der Erweiterung
von Kölleda gebaut wird, welche Motoren. Aber die
Gemeindevertreter haben ganz deutlich gesagt:
Herr Kobelt, ich sage es Ihnen ganz deutlich, wir
hoffen, dass hier zukünftig Elektromotoren gebaut
werden, Komponenten für Elektromotoren. Die
Menschen sehen es doch ganz klar, dass die Rich-
tung in emissionsfreie Technologie geht, und wol-
len, dass die lokalen Arbeitsplätze erhalten werden.
Das wollen wir als Grüne auch. Deswegen ist es
unredlich, was die AfD gemacht hat, unser Ansin-
nen gegen Arbeitsplätze auszuspielen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, zusam-
menfassend möchte ich sagen: Die Anträge der
AfD und leider auch der CDU gehen am Kern der
Probleme der Mobilitätswende vorbei. Weder dro-
hen in Thüringen Fahrverbote, noch ist es möglich
oder wäre es sinnvoll, eine Technologie vor Kon-
kurrenz zu schützen, wie Sie es doch in Ihren An-
trägen tun wollen. Zudem begründet die AfD ihren
Antrag offensichtlich mit Falschaussagen zu unse-
rem Wahlprogramm und zu den Positionen der
Grünen. Deswegen sagen wir ganz eindeutig: Wir
lehnen die beiden Anträge ab und bitten auch das
Plenum, es zu tun. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Als nächster Redner hat Abgeordneter Rudy, Frak-
tion der AfD, das Wort.

Abgeordneter Rudy, AfD:

Sehr geehrte Frau Parlamentspräsidentin, sehr ge-
ehrte Damen und Herren Abgeordnete, liebe Gäste
auf der Zuschauertribüne, ich will zuerst mal auf
das, was Herr Kobelt gesagt hat, eingehen, dass
wir da irgendwelche Falschaussagen machen wür-
den. Davon sehe ich nichts. Wenn davon irgend-
was bei uns mit Fahrverbot steht – ein Zulassungs-
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verbot ist ja eigentlich auch ein Fahrverbot, also
meines Erachtens. Aber hören Sie erst mal der Re-
de zu, vielleicht trägt es zur Klärung bei.

Die an der Landesregierung beteiligte Partei Bünd-
nis 90/Die Grünen hat im Wahlkampf zur letzten
Bundestagswahl ab dem Jahr 2030 allgemeine
Fahrverbote, also praktisch Zulassungsverbote für
Verbrennungsmotoren gefordert und hat diese For-
derung auch bereits mehrfach öffentlich bekräftigt.
Dieser vor allem von linker und grüner Seite forcier-
te Abbau der deutschen Autoindustrie und die Ver-
ängstigung der Dieselfahrer sieht die AfD-Fraktion
mit sehr großer Sorge.

(Beifall AfD)

Unter dem Deckmantel des Umwelt- und Gesund-
heitsschutzes wird eine altgediente und zuverlässi-
ge Antriebstechnik schlechtgeredet, dem Bürger
rot-grüne Ideologien medial verabreicht und auf-
grund wissenschaftlich höchst umstrittener Grenz-
werte und ominöser Klimaziele unsägliche Fahrver-
bote für Dieselfahrzeuge gefordert.

(Beifall AfD)

Erklärtes Ziel der rot-grünen Öko-Eiferer ist hierbei
nichts anderes, als den Individualverkehr weiter
einzuschränken und bestenfalls bisher nicht für die
Massenproduktion ausgereifte E-Autos zuzulassen.
Jedem sorgfältigen Beobachter der Angelegenheit
dürfte jedoch schnell auffallen, wie unzulänglich be-
reits die Begründung für diese geforderten Fahrver-
bote ausfällt. Nachdem sich inzwischen in großen
Teilen der Bevölkerung herumgesprochen hat, dass
Feinstäube in erster Linie durch natürliche Ursa-
chen und durch Brems- und Reifenabrieb entste-
hen, ist klar, dass elektrisch angetriebene Fahrzeu-
ge hier keinen echten Vorteil haben können. Diesel-
Pkw können in Fahrzyklen bereits heute weniger
Energie verbrauchen als vergleichbare elektrisch
angetriebene Fahrzeuge.

(Beifall AfD)

In Verbindung mit dem deutschen Strommix und
trotz der immer wieder hervorgeholten Beteuerung
der einschlägigen Lobbyverbände erzeugen dem-
zufolge elektrisch angetriebene Fahrzeuge sogar
mehr CO2 als Dieselfahrzeuge. Eine Benachteili-
gung von Dieselfahrzeugen gegenüber Elektrofahr-
zeugen oder gegenüber weniger effizienten Fahr-
zeugen mit Ottomotoren wäre damit sogar kontra-
produktiv im Hinblick auf die von den Altparteien
dem deutschen Volk verordneten Klimaziele.

Die mangelhafte Batteriekapazität und die damit
einhergehenden Reichweitenprobleme bei E-Autos
sind immer noch nicht befriedigend gelöst. Last-
kraftwagen mit Elektroantrieb sind noch in weiter
Ferne und Oberleitungsbusse haben sich in der
Praxis schlicht nicht bewährt. Zwar ist der ÖPNV
Teil eines effizienten Verkehrsmix und für viele

Pendler und wirtschaftlich benachteiligte Bevölke-
rungsgruppen ein wichtiges Verkehrsmittel, jedoch
können viele Bürger auf den Pkw und hier insbe-
sondere auf ihren Diesel-Pkw nicht verzichten und
ich werde auch nicht darauf verzichten,

(Beifall AfD)

ganz besonders nicht in Zeiten ständig steigender
Fahrpreise, Ausdünnung des Linienverkehrs auf
dem Land und fast täglich vorkommender Zwi-
schenfälle in Bussen und Bahnen. Ohne Dieselfahr-
zeuge wären viele mittelständische Betriebe in Thü-
ringen schlicht verloren und könnten wichtige Auf-
träge nicht ausführen. Arbeitslosigkeit und eine
nachhaltige Schwächung der Thüringer Wirtschaft
wären die Folge, angefangen bei den Herstellern
und Zulieferern bis hinunter zu den kleinen Hand-
werksbetrieben. Daher wenden wir uns als AfD-
Fraktion gegen staatliche rot-rot-grüne Umerzie-
hungsmaßnahmen, ungerechtfertigte Repressionen
und finanzielle Gängeleien zum Nachteil der Bür-
ger.

(Beifall AfD)

Das Steuergeld der Deutschen darf nicht für kost-
spielige Prestige- und Pilotprojekte der rot-rot-grü-
nen Schickeria unter dem Deckmantel des Klima-
schutzes verschwendet werden und schon gar nicht
dürfen aufgrund dieser irrsinnigen und völlig ver-
fehlten Politik Arbeitsplätze und Fachwissen ver-
nichtet werden, denn Deutschland ist weltweit im-
mer noch führend auf dem Gebiet der Dieseltech-
nologie. Das beweist auch der erst kürzlich neu op-
timierte Dieselmotor von Bosch, der nur noch
13 Milligramm Stickoxid pro Kilometer ausstößt.

(Beifall AfD)

Bei über 45 Millionen Pkw, die auf den deutschen
Straßen fahren, und unzähligen Lkw und Klein-
transportern würde die Durchsetzung von Fahrver-
boten und ein Ende des Dieselmotors nicht nur eine
Demontage der deutschen Autoindustrie bedeuten.
Es wäre nichts anderes als die völlige Vernichtung
einer deutschen und damit einer Thüringer Schlüs-
selindustrie.

(Beifall AfD)

Der Automobilsektor und seine Zulieferer tragen
einen erheblichen Teil zum Bruttoinlandsprodukt
bei. Auch Thüringer Regionen sind stark auf den
Erfolg des Dieselmotors angewiesen. Der Kampf
der Grünen gegen den Diesel ist da besonders per-
fide und gefährlich. Einerseits wird der Ruf eines
von einem deutschen Ingenieur entwickelten und
weltweit geschätzten Produkts vorsätzlich ruiniert
und andererseits enteignen drohende Fahrverbote
de facto über Nacht viele Dieselfahrer durch einen
eintretenden Wertverlust, ungeachtet der Tatsache,
dass die ganzen Autohändler natürlich auch mit ei-
nem riesigen Wertverlust zu kämpfen haben und
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dann enorm Personal abbauen müssen. Das ist
keine Umweltpolitik, meine Damen und Herren, das
ist absichtliche Deindustrialisierung, Arbeitsplatz-
vernichtung und Wissenszerstörung. Auch beim
Stickstoffoxid werden von dubiosen Umweltschutz-
verbänden falsche Behauptungen in die Welt ge-
setzt, denn hohe Stickstoffoxidwerte in der Außen-
luft entstehen gemäß wissenschaftlicher Studie in
erster Linie aufgrund von meteorologischen Ein-
flussfaktoren und nicht allein durch Dieselfahrzeu-
ge. Fahrverbote, Umweltzonen und sonstige massi-
ve Eingriffe in die persönliche Mobilität sind daher
nicht zielführend und rein ideologisch behaftete
Maßnahmen.

(Beifall AfD)

Zusätzlich zeugen sie von einer tiefen intoleranten
Einstellung gegenüber der persönlichen Autonomie
und gegenüber dem Individualverkehr. Denn auf
der einen Seite angeblich bunte Vielfalt, Individua-
lismus und Toleranz fördern und das Geschlecht
der Beliebigkeit freigeben und auf der anderen Sei-
te den Menschen vorschreiben zu wollen, welche
Verkehrsmittel und Antriebskonzepte sie zu nutzen
haben, ist nicht nur inkonsequent, es ist geradezu
verlogen und irrsinnig, meine Damen und Herren.

(Beifall AfD)

Für den modernen und effektiven Wirtschaftsstand-
ort Thüringen dürfen Verkehrswirtschaft und Um-
weltpolitik nicht mit ideologischen Scheuklappen
betrieben werden. Hier gilt es, Umweltpolitik mit
Verstand und Augenmaß zu betreiben und Arbeits-
kräfte und Wirtschaftskraft zu erhalten sowie den
Individualverkehr aufrechtzuerhalten, statt mit gera-
dezu religiösem Eifer dem mündigen deutschen
Bürger seine Ideologie aufzwingen zu wollen. Wer
so viel Verstand nicht aufbringt, kann keine verant-
wortungsvolle, gewissenhafte und nachhaltige Poli-
tik für Thüringen betreiben.

Neben der Berichterstattung fordern wir daher die
Landesregierung und alle an einer sachlichen Lö-
sung interessierten Parteien dazu auf, sich erstens
für den Erhalt des Dieselmotors und der damit ver-
bundenen Unternehmen und Arbeitsplätze im Frei-
staat Thüringen einzusetzen, sowie sich zweitens
gegen mögliche Fahrverbote für Dieselfahrzeuge in
Thüringer Gemeinden auszusprechen und für eine
praxisgerechte Anpassung der einschlägigen
Grenzwerte einzusetzen und unserem Antrag zuzu-
stimmen. Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall AfD)

Präsident Carius:

Danke schön, Herr Abgeordneter Rudy. Als Nächs-
te hat Abgeordnete Mühlbauer für die SPD-Fraktion
das Wort.

Abgeordnete Mühlbauer, SPD:

Sehr geehrte Damen und Herren, ich freue mich,
dass heute ein paar mehr technisch Interessierte im
Plenarraum sitzen. Gestern Abend war es bei unse-
rem technischen Antrag doch etwas leerer am An-
fang, aber die Freunde des Auto- und Verbren-
nungsmotors sind heute noch in reichlicher Zahl im
Raum.

Diesbezüglich vielen Dank zuerst mal an Herrn
Malsch, der nicht im Raum ist, aber man wird es
ihm mit Sicherheit ausrichten. Nachdem er hier sei-
ne Rede gehalten hat, habe ich verstanden, was er
uns mit seinem Antrag sagen wollte, und viele Din-
ge, die er hier kundgetan hat, sind eigentlich auch
Schnittmengen. Ja, auch ich bekenne, ich bin Die-
selfahrer und plane, dieses durch ein Elektrofahr-
zeug zu verändern. Jetzt kommt der kleine Werbe-
block: Die Thüringer Energie AG prüft hier, ob man
Elektrofahrzeuge im Leasingbereich testen kann.
Das werde ich mir mal näher ansehen. Ich finde
das eine gute Möglichkeit, ein kommunales Thürin-
ger Unternehmen zu stärken, gleichzeitig die Um-
welt zu schonen und sich drittens mit der neuen Art
der Mobilität, dem Elektrofahrzeug, anzufreunden.
Das wird ein Weg sein, den ich für mich selbst te-
ste. Diesbezüglich wollte ich Herrn Malsch den Tipp
geben: Vielleicht machen wir es gemeinsam. Das
so am Rande.

Herr Malsch hat recht, wir müssen uns mit der The-
matik „Zukunft des Dieselmotors in seinen Entwick-
lungen“ beschäftigen. Ich darf die CDU-Fraktion,
und Sie hören ja gespannt zu, auf zwei Drucksa-
chen des Deutschen Bundestages verweisen, und
zwar die Drucksache 19/1695 „Intelligente Maßnah-
men zur Verbesserung der Luftqualität in deutschen
Städten ergreifen – Fahrverbote verhindern“ und
die Drucksache 19/1360 „Hersteller zur wirksamen
technischen Nachrüstung von Diesel-Pkw auf ihre
Kosten verpflichten – Fahrverbote vermeiden“, die
beide am 19. April 2018 im Bundestag behandelt
werden. Beide Anträge befinden sich – für alle, die
keinen Kontakt zu ihren Bundestagsabgeordneten
haben – im Verkehrsausschuss und ich werde die-
ser Debatte interessiert lauschen und werde das
dann beurteilen. Ich freue mich, wenn wir dann mit
den Erkenntnissen der Bundestagsabgeordneten
aller Fraktionen vielleicht darüber nachdenken, wel-
che nächsten Schritte zu tun sind. Erster Punkt.

Zweiter Punkt: Herr Rudy, ich bin begeistert, im
Laufe dieser Legislatur steigt die Lesekompetenz.

(Heiterkeit DIE LINKE)

Ich suche zwar immer noch die Umweltpolitik mit
Verstand und Augenmaß bei Ihnen, die habe ich
nicht gefunden, aber es ist ja noch nicht aller Tage
Abend. Diesbezüglich noch mal: In Thüringen droht
kein Fahrverbot,

(Beifall DIE LINKE)
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weil in Thüringen in keiner Stadt diese Grenzwerte
überschritten worden sind oder überschritten wer-
den. 105 Jahre nachdem Diesel bei einer Überfahrt
nach Großbritannien verschwunden ist – Otto Die-
sel hat ja den Dieselmotor erfunden und entwickelt,
um das Leben der Arbeiter zu vereinfachen, um un-
seren Alltag zu vereinfachen –, möchte ich mit den
Worten enden: Wir sind eine Technologieregion.
Deutschland entwickelt weiter, wir haben tolle Inge-
nieure, die aus allen Ländern zu uns einwandern
und mit uns zusammen Technologien weiterent-
wickeln, und diesbezüglich sehe ich eine schöne
neue Zukunft mit Elektro und mit einem Dieselmo-
tor, der allen Ansprüchen gerecht wird. Vielen
Dank.

(Zwischenruf Abg. Kießling, AfD: Rudolf Die-
sel, nicht Otto!)

Rudolf Diesel, Entschuldigung, das ist richtig, ich
war auch auf dessen Gymnasium. Rudolf Diesel.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Kießling, AfD: So viel zur
Lesekompetenz!)

Präsident Carius:

Jetzt habe ich Herrn Abgeordneten Müller für die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen noch auf der Re-
deliste. Wenn er nicht möchte, dann sehe ich kei-
nen Bedarf einer Aussprache. Doch, Frau Abgeord-
nete Lukin.

Abgeordnete Dr. Lukin, DIE LINKE:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren, ich möchte es ganz kurz machen. Wir
haben hier zwei Anträge vor uns liegen. Den Kolle-
gen von der CDU wollte ich eigentlich den Hinweis
geben, das als Bundesratsinitiative für Ihre Bundes-
tagsfraktion mitzunehmen, denn das sind wesentli-
che Bestandteile der Bundespolitik. Wir hoffen,
dass sich die Förderkulisse beispielsweise für ein
Verkehrsinfrastrukturgesetz dort noch mal wesent-
lich verbessert, dass Sie da noch mal für das Pro-
gramm „Saubere Luft“ tätig werden, das sich auf
Bundesebene nur für den Ersatz von Dieselautos
bzw. Dieselbussen durch Elektrofahrzeuge einsetzt
und eine Reihe von Maßnahmen für den Radwege-
bau fokussiert, allerdings nichts für das eigentliche
elektrifizierte Fahrzeug, für Straßenbahnen oder
auch für die Elektrifizierung der Deutschen Bahn
vorsieht. Ich denke, das wäre wesentlich sinnvoller,
als die Thüringer Landesregierung zu beauftragen,
sich für ein Dieselfahrzeug einzusetzen.

Was die Kollegen der AfD anbetrifft, will ich nur mal
ganz freundlich sagen: Hier ist es keine ideologi-
sche Debatte, denn es ist egal, wie die Fahrverbo-
te, die jetzt im Moment im Raum stehen, angeblich

modifiziert werden sollten. Es war auch nie eine
Idee von Bündnis 90/Die Grünen, sondern das Bun-
desverwaltungsgericht in Leipzig hat erst vor Kur-
zem beschlossen, dass Fahrverbote ein mögliches
Mittel zumindest für eine Großzahl von belasteten
Innenstädten sind. Drei wurden dort verhandelt, die
EU hat weitere 28 mit dem Problem von Fahrverbo-
ten versehen. Es gibt außerdem die Klage der
Deutschen Umwelthilfe gegen weitere 28 Städte.
Das heißt, man muss Gerichtsurteile auch zur
Kenntnis nehmen. Es ist keine Frage der Ideologie,
sondern Sie sollten sich einfach mal relativ wertfrei
mit den wissenschaftlichen Studien auf dem Gebiet
beschäftigen.

Wenn ich mir Ihren Antrag so ansehe, dann merkt
man, dass Sie sich mit dem Thema überhaupt nicht
beschäftigt haben. Sie kennen weder die Tabellen
der Thüringer Landesanstalt für Umwelt und Geolo-
gie. Dort können Sie tagaktuell stündlich ablesen,
welche Luftbelastung in den einzelnen Thüringer
Städten vorhanden ist. Da sind nämlich außer der
Erfurter Bergstraße, die ein- bis zweimal im Jahr
mit dabei ist, keinerlei Kommunen so belastet, dass
Fahrverbote drohen. Sie müssen hier nicht einen
Popanz aufmachen. Und wenn Sie schon Studien
zitieren, dann sagen Sie bitte, aus welchen Sie das
entnommen haben. Es ist kein ideologisches The-
ma, es ist ein technologisches, es ist ein Umwelt-
thema und es ist vor allen Dingen ein Thema für die
Gesunderhaltung unserer Bevölkerung.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Da müssen wir schauen, wie wir mit den Problemen
von Feinstaub, Stickstoffoxid, Ammoniakbelastung,
Umweltbelastung umgehen. Hier sollten wir anset-
zen und nicht ein Technologiethema vor ein Um-
welt- und vor ein Klima- und Gesundheitsthema
setzen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Weitere Wortmeldungen vonseiten der Kollegen lie-
gen mir nicht vor, sodass ich jetzt für die Landesre-
gierung Frau Staatssekretärin Kerst das Wort gebe.
Bitte schön.

Kerst, Staatssekretärin:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Abge-
ordnete, sehr geehrte Damen und Herren! Herzlich
willkommen auch auf der Besuchertribüne! Zwei
Dinge möchte ich im Zusammenhang mit dem An-
trag vorwegnehmen. In Thüringen stehen derzeit
keine Fahrverbote für Dieselfahrzeuge an und des-
halb ist aus unserer Sicht auch eine politische Pa-
nikmache hier unangebracht.
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(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Es ist davon auszugehen, dass in allen Thüringer
Städten die Grenzwerte für Stickstoffdioxidbelas-
tung eingehalten werden. Bei dieser Gelegenheit
sollte nicht unerwähnt bleiben, dass auch die Koali-
tion auf Bundesebene ausdrücklich erklärt hat, dass
Fahrverbote vermieden werden sollen.

Punkt 2: Anders als im vorliegenden Antrag
dargestellt, ist auch die Zukunft des Dieselmotors
offen. Im Koalitionsvertrag der Bundesregierung fin-
den sich keine Ausführungen dazu, die auf das Ge-
genteil schließen lassen. Kurzum: Auch in diesem
Punkt wird versucht, Panik zu machen. Wie soll
man aber nun mit einem Antrag umgehen, der die
Landesregierung dazu aufruft, diesen vermeintli-
chen Problemen entgegenzuwirken? Ich schlage
daher eine sachliche Auseinandersetzung mit dem
Thema vor.

Die Landesregierung hat natürlich ein ureigenes In-
teresse daran, einen hohen Grad an Mobilität zu
garantieren, wie das auch hier des Öfteren ge-
wünscht worden ist. Ebenso besteht ein Interesse
an einer intakten Umwelt, an einer gesunden Bevöl-
kerung und natürlich auch an guten Entwicklungs-
bedingungen für die Thüringer Wirtschaft. All diese
Interessen müssen sich nicht zwangsweise aus-
schließen, aus meiner Sicht können Sie in Einklang
gebracht werden, auch wenn dabei Konflikte nicht
ausgeschlossen werden können.

Der Weg zu einer sauberen Mobilität kann aber
auch nicht darin liegen, bestehende Technologien
wie beispielsweise den Dieselantrieb politisch von
vornherein auszuschließen. Daher braucht es aus
meiner Sicht im Prinzip drei Dinge:

Erstens: Die Politik muss auf der Basis wissen-
schaftlicher Erkenntnisse Grenz- und Zielwerte für
Fahrzeuge festlegen und zu verbindlichen und rea-
listischen Zeitpunkten einfordern. Hier müssen Ge-
sundheits- und Umweltaspekte eine tragende Rolle
spielen.

Im zweiten Punkt: Wir brauchen einen Wettbewerb
der Technologien, mit deren Hilfe die erforderlichen
Grenz- und Zielwerte erreicht werden können. Ne-
ben Elektromobilität und dem Wasserstoffantrieb
können auch Verbrennungsmotoren weiterent-
wickelt werden. Die Technologie macht also hier
nicht halt. Gerade hier zeigt sich immer wieder,
dass Effizienzsteigerungen und Ausstoßabsenkun-
gen möglich sind.

Und drittens: Die Einhaltung der Grenz- und Ziel-
werte muss glaubhaft und unter realistischen Be-
dingungen geprüft werden. Denn nur so können die
Glaubwürdigkeit und das Vertrauen insbesondere
in die Automobilindustrie langfristig wiederher-
gestellt werden. Denn anstatt die technischen Ent-
wicklungen in der gewünschten Weise voranzutrei-

ben, wurden Energie und Geisteskraft in die Umge-
hung der Grenzwerte investiert – und das darf nicht
noch einmal passieren.

(Beifall DIE LINKE, SPD)

Der internationale Vergleich zeigt, dass Länder
ganz unterschiedlich auf die neuen Herausforde-
rungen reagieren. Eben wurde bereits das Beispiel
Norwegen genannt. Schauen wir weiter: China
scheint etwa auf Elektroantriebe zu setzen,

(Zwischenruf Abg. Höcke, AfD: Warum
denn?)

Japan und Kalifornien dagegen auf Wasserstoff-
technik. Das zeigt also: Die Mobilität ist offen.

Lassen Sie mich noch einmal konkret auf die Thü-
ringer Automobil- und Zulieferindustrie eingehen.
Deutlich machen möchte ich, dass seriöse Aussa-
gen zu wirtschafts- und beschäftigungspolitischen
Bedeutungen von Dieselfahrzeugen für Thüringen
kaum bzw. nicht möglich sind. Das gilt auch mit
Blick auf die Zukunft. Die Thüringer Automobil- und
Zulieferindustrie ist neben wenigen Produktionswer-
ken einiger großer Unternehmen vor allem durch
zahlreiche kleine und mittlere Unternehmen ge-
prägt. Dadurch ist sie einerseits breit aufgestellt, die
kleinen und mittleren Thüringer Unternehmen befin-
den sich als Zulieferer vielfach aber in der hinteren
Wertschöpfungskette. Die Absatzzahlen von Die-
selfahrzeugen und damit auch von Zulieferern für
Dieselmotoren gehen zurück – und das können wir
alle in den letzten Monaten und in den fast schon
zwei Jahren beobachten.

Das muss nicht unbedingt schädlich für unsere Un-
ternehmen sein, denn möglicherweise können sie
Einbußen auf der einen Stelle durch Nachrüstun-
gen und neue technologische Lösungen für einen
umweltfreundlicheren Diesel oder durch eine Markt-
verschiebung zugunsten von Benzinfahrzeugen
kompensieren. So schätzt der Branchencluster Au-
tomotive Thüringen derzeit, dass trotz Nachfrage-
verschiebungen hin zu den Benzinern noch keine
negativen Auswirkungen auf die Thüringer Automo-
bilzulieferer zu beobachten seien. Grund hierfür ist,
dass viele Zulieferer flexible Komponenten von Die-
sel- und Benzinmotoren fertigen können.

Die Diskussion um den Dieselmotor ist letztlich
aber auch im Kontext mit dem allgemeinen Struk-
turwandel in der Automobilindustrie zu sehen. Die-
ser hat begonnen und auch die Thüringer Automo-
bil- und Zulieferindustrie wird sich den Herausforde-
rungen stellen und die damit verbundenen Chancen
nutzen müssen. Dass sie dies leisten kann, hat zu-
mindest die bisherige Entwicklung eindrucksvoll ge-
zeigt. Ich will daher noch einmal vor Schnellschüs-
sen warnen. Grundsätzlich besteht die Notwendig-
keit zum Agieren mit Augenmaß. Denn – und auch
das wurde bereits erwähnt – viele Bürgerinnen und
Bürger sowie Handwerks- und Kleinbetriebe sind
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nach wie vor auf Dieselfahrzeuge angewiesen. Es
wäre lebensfremd, diese durch pauschale Fahrver-
bote unverhältnismäßig zu belasten und diese den
Versäumnissen der Automobilindustrie aus der Ver-
gangenheit anzulasten.

Darüber hinaus: Die Automobilhersteller stehen in
der Verantwortung, Fahrzeuge nachzurüsten und
die technologische Weiterentwicklung voranzutrei-
ben. Technologischer Fortschritt ist demnach im-
mer auch eine Chance – gerade auch für den In-
dustrie- und Forschungsstandort Thüringen. Eine
frühe Festlegung auf eine bestimmte Technologie
bzw. Ausgrenzung anderer Optionen bedeutet im-
mer auch eine Beschränkung der Möglichkeiten.
Und deshalb – ganz klar: Fahrverbote sind das letz-
te Mittel der Wahl. Vielmehr gilt es ihm Hinblick auf
den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, diese
durch andere Maßnahmen und Instrumente gezielt
zu vermeiden. Genau das macht die Landesregie-
rung.

Lassen Sie mich das beispielsweise verdeutlichen.
Im Verantwortlichkeitsbereich des TMUEN werden
zur Verbesserung der Luftqualität Förderprogram-
me zum umweltorientierten Verkehrsmanagement,
zur Förderung von Elektrosystemen und Elektromo-
bilität im kommunalen Unternehmen sowie zum
kommunalen Klimaschutz angeboten.

Mit der ÖPNV-Förderung des TMIL werden die
Grundlagen für eine weitere Stärkung und Vernet-
zung des öffentlichen Nahverkehrs – eben auch
schon erwähnt – gelegt. Attraktive sowie gute, ver-
netzte und erreichbare ÖPNV-Angebote sind eine
wichtige Voraussetzung, um den individuellen mo-
torisierten Verkehr weiter zu reduzieren und in der
Folge die bestehenden Grenzwerte weiterhin einzu-
halten bzw. mögliche Fahrverbote zu vermeiden.

Und auch wir, das TMWWDG, leisten unseren Bei-
trag. Durch die Förderung von Innovationen in Wirt-
schaft und Forschung sowie von Investitionen der
Wirtschaft ermöglichen wir technologische Lösun-
gen, die einen Beitrag zur Erreichung von umwelt-
politischen Zielen leisten können.

Ich denke, Ihnen ist deutlich geworden, dass die
Landesregierung auch in Zukunft Wirtschafts- und

Umweltpolitik miteinander in Einklang bringt und
das Thema aktiv begleitet. Klar ist, dass ein erfolg-
versprechendes und attraktives Thüringen beides
braucht. Diesem Ziel bleiben wir verpflichtet. Vielen
Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Carius:

Vielen Dank, Frau Staatssekretärin. Damit schließe
ich die Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung zunächst über den
Antrag der AfD-Fraktion. Die Ausschussüberwei-
sung ist nicht beantragt worden, sodass wir direkt
über den Antrag in der Drucksache 6/5571 abstim-
men. Wer dafür ist, denn bitte ich jetzt um das
Handzeichen. Das sind die Stimmen der AfD-Frak-
tion. Gegenstimmen? Aus den Koalitionsfraktionen
und der CDU-Fraktion. Danke. Enthaltungen? Bei
1 Enthaltung mit Mehrheit abgelehnt.

Wir stimmen nun über den Alternativantrag der
Fraktion der CDU ab. Hier ist ebenfalls keine Aus-
schussüberweisung beantragt worden. Deshalb fra-
ge ich: Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich jetzt
um das Handzeichen. Das sind die Stimmen der
CDU-Fraktion. Gegenstimmen? Aus den Koalitions-
fraktionen und der AfD-Fraktion. Enthaltungen? Bei
1 Enthaltung mit Mehrheit abgelehnt.

Damit schließe ich diesen Tagesordnungspunkt.

Die nächsten Plenarsitzungen finden am 23., 24.
und 25. Mai statt. Ich darf noch mal daran erinnern,
dass sich der Freundeskreis Litauen und der Aus-
schuss für Umwelt, Energie und Naturschutz 10 Mi-
nuten nach der Sitzung treffen. Vielen Dank und ein
schönes Wochenende!

Ende: 14.55 Uhr
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Anlage

Namentliche Abstimmung in der 117. Sitzung
am 27.04.2018 zum Tagesordnungspunkt 4

Thüringer Gesetz zur Förderung der
elektronischen Verwaltung sowie zur Änderung
verwaltungsverfahrensrechtlicher Vorschriften
Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drucksache 6/4753 -

1. Adams, Dirk
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

ja

2. Becker, Dagmar (SPD) ja
3. Berninger, Sabine (DIE LINKE) ja
4. Blechschmidt, André (DIE LINKE) ja
5. Bühl, Andreas (CDU) nein
6. Carius, Christian (CDU) nein
7. Dittes, Steffen (DIE LINKE) ja
8. Emde, Volker (CDU)
9. Engel, Kati (DIE LINKE) ja

10. Fiedler, Wolfgang (CDU) nein
11. Floßmann, Kristin (CDU) nein
12. Geibert, Jörg (CDU) nein
13. Gentele, Siegfried (fraktionslos) ja
14. Grob, Manfred (CDU) nein
15. Gruhner, Stefan (CDU) nein
16. Hande, Ronald (DIE LINKE) ja
17. Hartung, Dr. Thomas (SPD) ja
18. Harzer, Steffen (DIE LINKE)
19. Hausold, Dieter (DIE LINKE) ja
20. Helmerich, Oskar (SPD) ja
21. Henfling, Madeleine

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
ja

22. Henke, Jörg (AfD) nein
23. Hennig-Wellsow, Susanne

(DIE LINKE)
ja

24. Herold, Corinna (AfD) nein
25. Herrgott, Christian (CDU)
26. Hey, Matthias (SPD) ja
27. Heym, Michael (CDU) nein
28. Höcke, Björn (AfD) nein
29. Holbe, Gudrun (CDU) nein
30. Holzapfel, Elke (CDU) nein
31. Huster, Mike (DIE LINKE) ja
32. Jung, Margit (DIE LINKE) ja
33. Kalich, Ralf (DIE LINKE) ja
34. Kellner, Jörg (CDU) nein
35. Kießling, Olaf (AfD)
36. Kobelt, Roberto

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
ja

37. König-Preuss, Katharina (DIE LINKE) ja
38. Korschewsky, Knut (DIE LINKE) ja
39. Kowalleck, Maik (CDU) nein
40. Kräuter, Rainer (DIE LINKE) ja
41. Krumpe, Jens (fraktionslos) ja
42. Kubitzki, Jörg (DIE LINKE) ja
43. Kummer, Tilo (DIE LINKE) ja
44. Kuschel, Frank (DIE LINKE) ja
45. Lehmann, Annette (CDU)
46. Lehmann, Diana (SPD) ja
47. Leukefeld, Ina (DIE LINKE) ja
48. Lieberknecht, Christine (CDU)

49. Liebetrau, Christina (CDU) nein
50. Lukasch, Ute (DIE LINKE) ja
51. Lukin, Dr. Gudrun (DIE LINKE) ja
52. Malsch, Marcus (CDU)
53. Martin-Gehl, Dr. Iris (DIE LINKE) ja
54. Marx, Dorothea (SPD)
55. Meißner, Beate (CDU) nein
56. Mitteldorf, Katja (DIE LINKE) ja
57. Mohring, Mike (CDU) nein
58. Möller, Stefan (AfD)
59. Mühlbauer, Eleonore (SPD) ja
60. Muhsal, Wiebke (AfD)
61. Müller, Anja (DIE LINKE) ja
62. Müller, Olaf

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
ja

63. Pelke, Birgit (SPD) ja
64. Pfefferlein, Babett

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
ja

65. Pidde, Dr. Werner (SPD) ja
66. Primas, Egon (CDU)
67. Reinholz, Jürgen (fraktionslos)
68. Rietschel, Klaus (AfD) nein
69. Rosin, Marion (CDU) nein
70. Rothe-Beinlich, Astrid

(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
ja

71. Rudy, Thomas (AfD) nein
72. Schaft, Christian (DIE LINKE) ja
73. Scheerschmidt, Claudia (SPD) ja
74. Scherer, Manfred (CDU) nein
75. Scheringer-Wright, Dr. Johanna

(DIE LINKE)
ja

76. Schulze, Simone (CDU) nein
77. Skibbe, Diana (DIE LINKE) ja
78. Stange, Karola (DIE LINKE) ja
79. Tasch, Christina (CDU)
80. Taubert, Heike (SPD) ja
81. Thamm, Jörg (CDU) nein
82. Tischner, Christian (CDU) nein
83. Voigt, Prof. Dr. Mario (CDU)
84. Walk, Raymond (CDU)
85. Walsmann, Marion (CDU)
86. Warnecke, Frank (SPD) ja
87. Wirkner, Herbert (CDU) nein
88. Wolf, Torsten (DIE LINKE) ja
89. Worm, Henry (CDU) nein
90. Wucherpfennig, Gerold (CDU) nein
91. Zippel, Christoph (CDU) nein
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